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Der Bundesrat torpediert die Unterzeichnung und Ratifikation des Atomwaffenverbotsvertrages

Lieber unter dem atomaren
Schutzschild der NATO verweilen
Am 15. August 2018 hat der Bundes-
rat beschlossen, den «Vertrag über 
das Verbot von Kernwaffen», dem 
die Schweiz noch am 7. Juli 2017 an 
der UNO-Generalversammlung zu-
gestimmt hatte, doch nicht zu unter-
zeichnen, geschweige denn zu ratifi-
zieren. Diese Kehrtwende kam zwar 
nicht überraschend, ist aber ein einma-
liges Armutszeugnis der Regierung mit 
den neuen Mehrheitsverhältnissen.

/ Peter Weishaupt /

Der Bundesrat hat schnell (oder auch: 
panisch) auf den Beschluss des National-
rates am 5. Juni 2018 reagiert, die Mo-
tion des Genfer SP-Natio-
nalrates Carlo Sommaruga 
mit 100 Ja gegen 86 Nein zu 
unterstützen, die  den Bun-
desrat ersucht, «so schnell 
wie möglich den Atom-
waffenverbotsvertrag zu 
unterzeichnen und diesen 
umgehend dem Parlament 
zur Genehmigung für die 
Ratifikation vorzulegen». 
Der Ständerat hätte bereits 
in der Herbstsession als 
Zweitrat darüber befinden 
sollen. Dazu wird es jetzt 
nicht kommen, denn zuerst 
wird ein vom Bundesrat in-
itiierter Bericht einer «Ar-
beitsgruppe zur Analyse 

des UNO-Kernwaffenverbotsvertrages» 
den zuständigen Sicherheitskommissio-
nen beider Räte vorgelegt, die dann über 
das weitere Vorgehen entscheiden wer-
den. Die Arbeitsgruppe unter Führung 
des EDA, an der die Abteilung Sicher-
heitspolitik des EDA, die Direktion für 
Völkerrecht, die Schweizer UNO-Mis-
sion in Genf, das VBS, das Staatssekre-
tariat für Wirtschaft und auch noch das 
Bundesamt für Energie beteiligt waren, 
hatte am 30. Juni ihren Bericht abgelie-
fert und auf elf Seiten die Ablehnung des 
Vertrages begründet.

Noch am 21. Februar 2018 hatte 
der Bundesrat in seiner Stellungnahme 
zur Sommaruga-Motion erklärt, dass 

er «das Ziel einer nuklearwaffenfreien 
Welt» teile. «Das Nuklearwaffenverbot 
stellt einen Schritt in diese Richtung 
dar. Es entspricht grundsätzlich zentra-
len Interessen und Werten der Schweiz, 
namentlich ihren Sicherheitsinteres-
sen, ihrer humanitären Tradition und 
ihrem Engagement für die Einhaltung, 
Stärkung und Förderung des humanitä-
ren Völkerrechts. Ein Verbot entspricht 
auch ihrem Engagement für die Men-
schenrechte, das friedliche Zusammen-
leben der Völker und den Erhalt natürli-
cher Lebensgrundlagen.»

Tempi passati. Jetzt tönt es ganz an-
ders: «Der Bundesrat beschloss, zum 
jetzigen Zeitpunkt von der Unterzeich-

nung des TPNWs (Treaty 
on the Prohibition of Nuc-
lear Weapons) abzusehen. 
(...) Er ist der Ansicht, dass 
der TPNW im gegenwärti-
gen internationalen Kontext 
Risiken birgt für das weitere 
Voranbringen der Abrüs-
tungsdiplomatie und die 
sicherheitspolitischen Inte-
ressen der Schweiz. Zudem 
können die Auswirkungen 
und gewisse Auslegungen 
des TPNW zum jetzigen 
Zeitpunkt erst grob abge-
schätzt werden.» Die Re-
gierung will zwar «an den 
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Staatenkonferenzen (während des ers-
ten fünfjährigen Überprüfungszyklus) 
als Beobachterin» teilnehmen und be-
auftragt das EDA, sie über die weite-
ren Entwicklungen auf dem Laufenden 
zu halten und ihr Bericht zu erstatten, 
«spätestens aber 2025». Auf diese Weise 
könne die Schweizer Haltung bei Bedarf 
überprüft werden. Klarer ist der Wider-
wille der Regierung gegen den Vertrag 
nicht zu formulieren.

Der Atomwaffenverbotsvertrag
Der TPNW schafft erstmals ein umfas-
sendes und ausdrückliches, vom huma-
nitären Völkerrecht inspiriertes Verbot 
für Atomwaffen. Er verbietet den Ein-
satz, die Androhung des Einsatzes, die 
Herstellung, Lagerung, den Erwerb, 
Besitz, die Stationierung und Weiterga-
be sowie Tests von Atomwaffen. Er ver-
bietet darüber hinaus die Unterstützung 
dieser verbotenen Tätigkeiten.

Wir haben in der FRIEDENSZEI-
TUNG Nr. 19 vom Dezember 2016 
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(«Grosserfolg für die Friedensbewegung 
– die UNO verhandelt erstmals über ein 
Verbot von Atomwaffen») sowie in der 
Nr. 22 vom September 2017 («Ein wich-
tiger Schritt zur weltweiten Ächtung 
der Atomwaffen – die UNO-General-
versammlung beschliesst den Vertrag 
für ein Atomwaffenverbot») ausführlich 
über die zehn Jahre dauernden Bemü-
hungen der Internationalen Kampagne 
zur Abschaffung von Atomwaffen ICAN 
berichtet. In der Nr. 22 wurden auch 
acht Mythen zum Vertrag widerlegt und 
die wichtigsten Bestimmungen des Ver-
trags in deutscher Übersetzung  doku-
mentiert.

Rein deklamatorisches Instrument?
Die bundesrätliche Arbeitsgruppe zur 
Versenkung des Schweizer Beitrittes 
zum Atomwaffenverbotsvertrag ar-
gumentiert damit, dass «Gegner des 
TPNW der Meinung sind, dass das Ab-
kommen auf einer gefährlichen Fehl
einschätzung der Weltlage gründet. Für 
sie weicht das Abkommen von der Logik 
des NPT (Atomwaffensperrvertrages) 
ab und ist ein die Abrüstung kompli-
zierender, nicht fördernder Faktor.» Sie 
zieht als Fazit, dass der TPNW gewisse 
Schwächen aufweist, «wenn man ihn an 
Abkommen misst, welche die umfassen-
de, irreversible und verifizierbare Abrüs-
tung und Nichtverbreitung verfolgen».

Sie wertet den Vertrag «als deklara-
torisches Instrument» ab, bei dem zwar 
die Absicht hinter dem Abkommen er-
kennbar sei, «der nuklearen Abrüstung 
einen neuen Impuls zu verleihen», aber 
«aufgrund der Tatsache, dass auf abseh-
bare Zeit kein Nuklearwaffenstaat dem 
Abkommen beitreten dürfte und auch 
deren Alliierte sich vom Vertrag distan-
zieren, dürften direkte Abrüstungswir-
kungen bis auf Weiteres ausbleiben». 
Zudem entspreche das dem Vertrag zu-
grundeliegende «Vorgehen der Stigma-
tisierung nicht dem Schweizer Ansatz, 
wonach die Abrüstung mit und nicht ge-
gen Kernwaffenstaaten erfolgen sollte». 

Sicherheitspolitisch riskant?
Letzteres ist ein besonders schwaches 
Argument, wie Andreas Zumach in der 
WOZ vom 23. August 2018 ausführte: 
«Die Geschichte der letzten 73 Jahre 
widerlegt diese Behauptung: Sämtliche 
Rüstungskontroll- und Abrüstungsver-
träge, die seit 1945 international verein-
bart wurden – mit Ausnahme der bila-
teralen Abkommen zwischen den USA 
und der Sowjetunion zur Begrenzung 

von Atomwaffen und von Raketenab-
wehrsystemen –, wurden entweder von 
kleinen Staaten oder Koalitionen von 
Nichtregierungsorganisationen initiiert 
und durchgesetzt. Und dies zunächst oft 
gegen den Willen und Widerstand ge-
wichtiger und grosser Staaten, die über 
die entsprechenden Waffen oder Muni-
tionen verfügten. Dies gilt u.a. für den 
Atomwaffensperrvertrag NPT sowie für 
die Abkommen zum Verbot von chemi-
schen und biologischen Massenvernich-
tungsmitteln, von Antipersonenminen 
und Streubomben. Alle diese Abkom-
men bewirkten die politisch-moralische 
Ächtung der verbotenen Waffen und 
wurden von den jeweiligen Vertrags-
staaten durchgesetzt.»

Der Bundesrat, der die Argumenta-
tion der Arbeitsgruppe übernommen 
hat, hält den TPNW für «sicherheitspo-
litisch riskant», denn sicherheitspoliti-
sche Überlegungen fänden beim TPNW 
kaum Beachtung: «Das Abkommen 
steht in Opposition zur sicherheitspoliti-
schen Ausrichtung wichtiger Partner der 
Schweiz. Im gegenwärtigen internationa-
len Kontext birgt dies erhebliche Risiken: 
Sollte der Vertrag entgegen der vorherge-
henden Einschätzung eine Abrüstungs-
wirkung entfalten, dann dürfte dies eher 
in liberalen Demokratien mit ausgepräg-
ten Zivilgesellschaften geschehen als in 
Staaten, wo es kaum oder keine kritische 
Öffentlichkeit gibt. Im Endeffekt be-
steht deshalb das Risiko, dass westliche 
Nuklearstaaten und ihre Bündnispartner 
militärisch geschwächt würden.»

Atomare Allianz im Extremfall:
ein bemerkenswertes Eingeständnis
Der pikanteste Absatz des Berichtes, 
wohl von Guy Parmelins VBS einge-
bracht, also des Bundesrateskollegen 
derjenigen Partei, die sich als absolute 
Gralshüterin der schweizerischen Neut-
ralität aufspielt, ist derjenige über die Be-
deutung des Atomschildes der NATO für 
die schweizerische Sicherheit, übertitelt 
mit «Allianz im Extremfall der Abwehr 
eines bewaffneten Angriffs»: «Im Ex
tremfall der Abwehr eines bewaffneten 
Angriffs würde die Schweiz mit einiger 
Wahrscheinlichkeit mit anderen Staaten 
oder Bündnissen, nicht zuletzt mit Kern-
waffenstaaten oder deren Allliierten, 
zusammenarbeiten. In diesem Kontext 
wäre die Abstützung auf die nukleare 
Abschreckung aufgrund der Gesamtheit 
ihrer völkerrechtlichen Verpflichtungen, 
wenn auch in rechtlich eng begrenztem 
Rahmen, nicht ausgeschlossen.»
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Editorial

Hoffnung in Eritrea,
Mauern in der Schweiz

In Eritrea ist in der letzten Zeit einiges ge-
schehen. Zur Überraschung der Weltöf-
fentlichkeit haben der neue Regierungs-
chef Äthiopiens Abiy Ahmed und Eritreas 
Langzeitdiktator Isaias Afewerki am 9. 
Juli 2018 einen Friedens- und Freund-
schaftsvertrag abgeschlossen. Der Ver-
söhnungsprozess, der sich derzeit zwi-
schen Äthiopien und Eritrea abspielt, ist 
ein positives Signal für die ganze Welt. 
Zwei Nationen, die sich mehrfach er-
bittert bekriegt haben – erst in Eritreas 
jahrzehntelangem Befreiungskampf 
gegen äthiopische Besatzung, danach in 
einem völlig sinnlosen Wüstenkrieg um 
den Grenzverlauf –, finden hoffentlich 
zusammen.

Zwar waren zuvor Mechanismen 
und Institutionen der UNO nötig, um 
den Rahmen zu setzen, in dem Frieden 
entstehen konnte, doch war es wohl 
das Fehlen jeder äusseren Einflussnah-
me, die den jetzigen Friedensschluss er-
möglichten. Für ausweglos erscheinen-
de Konflikte anderswo steckt darin ein 
wichtiges Hoffnungszeichen.

Die Auswirkungen auf die Verhält-
nisse in Eritrea – insbesondere in Bezug 
auf die Beibehaltung des unbefristeten 
Nationaldienstes – sind jedoch noch 
nicht abzuschätzen. Dies hat das Bun-
desverwaltungsgericht nicht davon ab-
gehalten, am 10. August einen, wie die 
Schweizerische Flüchtlingshilfe kom-
mentierte, fahrlässigen Wegweisungs-
entscheid gegenüber einem eritreischen 
Asylsuchenden zu fällen.

Offensichtlich haben die Menschen-
rechte nicht nur für unseren neuen Aus-
senminister wenig Bedeutung, sondern 
auch für das Gericht, das den National-
dienst zwar als verbotene Zwangsarbeit 
einstufte, was es aber nicht daran hin-
derte, die Wegweisung nach Eritrea als 
zumutbar zu erachten. Die Folge des Ur-
teils ist aber nicht die Abschiebung nach 
Eritrea, die nach wie vor nicht möglich 
ist, sondern das Verdrängen in die Ille-
galität. Wo bleibt da der Rechtsstaat?

In der Herbstsession der Eidgenös-
sischen Räte ist am 19. September im 
Ständerat eine Debatte zu Eritrea ge-
plant. Eine Gelegenheit zur Korrektur.

Vieles ist im Fluss, manches offen. Ein 
weiteres FRIEDENSZEITUNGs-Dossier 
wird folgen, wenn sich die Auswirkun-
gen des Versöhnungsprozesses klarer 
abzeichnen.                                          Ruedi Tobler

Würde die Schweiz dem TPNW bei-
treten, würde sie sich «die Handlungs-
option verschliessen, sich im Rahmen 
solcher Bündnisse explizit unter einen 
Nuklearschirm zu stellen. Ein rein kon-
ventionell deklariertes militärisches Ver-
teidigungsbündnis wäre (unter Vorbe-
halt des Neutralitätsrechts) vom TPNW 
nicht explizit betroffen. Es wäre in der 
Realität aber nur schwer von einer allfäl-
ligen nuklearen Dimension zu differen-
zieren.»

«Das Abkommen könnte auch negati-
ve politische Auswirkungen auf bilaterale 
Streitkräftebeziehungen haben und wür-
de im Extremfall (Landesverteidigung) 
den Handlungsspielraum der Schweiz 
einschränken. Es wäre der Schweiz selbst 
im Verteidigungsfall rechtlich verwehrt, 
einer Verteidigungsallianz beizutreten, 
die auf nuklearer Abschreckung beruht.» 
Ausserdem falle «in Bezug auf die bila-
teralen Streitkräftebeziehungen auch 
ins Gewicht, dass sich Nachbarländer 
– Deutschland, Frankreich und Italien – 
dezidiert gegen den TPNW aussprechen. 
Das Abkommen könnte ebenfalls negati-
ve politische Auswirkungen auf die Ko-
operation der Schweiz mit Nato-Staaten 
im Rahmen der Partnerschaft für den 
Frieden (PfP) haben.»

Lebenslüge der Neutralität entlarvt
Hier wird in aller Klarheit formuliert wie-
so die Schweiz dem Vertrag nie beitreten 
sollte (und möglicherweise wird). Es ist 
wenigstens eine bemerkenswert ehrli-
che Aussage der Militärfraktion. Denn 
dass die Schweizer Sicherheitsdoktrin 
trotz der «besten Armee der Welt» (Ueli 
Maurer, seinerzeit als VBS-Chef) davon 
ausgehen kann, dass das Land mitten in 
Europa im grossen Konfliktfall von der 
NATO mitverteidigt und damit auch 
von ihrem atomaren Schild profitieren 
würde, war seit der Nachkriegszeit im-
mer offensichtlich, umso mehr diente 
eine überzogene Neutralitätsideologie 
der Verwischung und Täuschung dieser 
Tatsache – eine der grossen Lebenslügen 
unseres Landes.

Als Fazit zieht der Bundesrat, der 
sich auf die Arbeitsgruppe stützt, denn 
auch folgende Schlüsse: «Rechtlich gese-
hen verunmöglicht der TPNW-Beitritt 
die bestehenden militärischen Koopera-
tionsformen voraussichtlich nicht. Poli-
tisch könnte allerdings gewisser Druck 
entstehen, der zu einer Einschränkung 
von bestimmten Dialogen und bilatera-
len wie multilateralen Kooperationsfor-
men führen könnte. Aus aussen- und 

sicherheitspolitischer Sicht scheint der 
Beitritt zu einem Abkommen, das die 
Sicherheitsdoktrin der für die Schweiz 
relevantesten Partner nicht nur in Frage 
stellt, sondern mittels einer Stigmatisie-
rungsagenda sogar direkt angreift, wenig 
ratsam. Die damit einhergehenden Ri-
siken scheinen die potenziellen sicher-
heitspolitischen Chancen des TPNW zu 
übersteigen.»

Petition unterschreiben!
Wir rufen nachfolgend dazu auf, 
raschmöglichst die Petition von 
ICAN-Switzerland «Atomwaffen ver-
bieten – humanitäre Tradition retten» 
an Bundesrat Ignazio Cassis zu unter-
schreiben und Freundinnen und Freun-
de, Bekannte und Verwandte davon zu 
überzeugen. Die Petition ist über einen 
direkten Link auf unserer Website www.
friedensrat.ch erreichbar.

Am 9. August 1945 um 11.02 Uhr detonierte die zweite 
von den USA abgeworfene Atombombe über der ja-
panischen Stadt Nagasaki. In den Trümmern fand sich 
– beinahe unversehrt – die Angelus-Glocke der zerstör-
ten Kathedrale. Für die BewohnerInnen der Stadt wurde 
sie zum Symbol für Frieden. Zum 73. Jahrestag liess das 
Henry-Dunant-Museum in Heiden AR die Friedensglocke 
– ein Geschenk der Universität Nagasaki – um 11.02 Uhr 
erklingen. Im Bild unsere europäische Freiwillige, die seit 
Anfang August auf dem SFR-Sekretariat arbeitet, die Uk-
rainerin Diana Hrytsyshyna, beim Läuten der Glocke.

Die Gemeinde Heiden, das Dunant-Museum, die Appen-
zeller Friedens-Stationen, die Ärzte gegen den Atomkrieg 
und der Schweizerische Friedensrat haben an diesem Tag 
ein gemeinsames Grusswort an eine Hiroshima-Gedenk-
veranstaltung in Wien geschickt. In diesem beglückwün-
schen sie Österreich, dass es zu den ersten zehn Ländern 
gehört, die die Atomwaffenverbotsvertrag ratifiziert ha-
ben. Das ebenfalls ‹neutrale› Nachbarland Schweiz fou-
tiert sich darum.

Nagasaki-Friedensglocke in Heiden
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Der Donbass-Dialog ist eine Grass-
roots-Friedensinitiative, die sich im 
Osten der Ukraine für ein Gespräch 
zwischen den Menschen auf beiden 
Seiten der Front einsetzt. Ist ein sol-
cher Dialog möglich während laufen-
den Kampfhandlungen und blockier-
ten politischen Gesprächen? Ja, er ist. 
Das Schlüsselwort: Crowdsourcing. 
Eine Reportage von PeacePrints.

/ Lea Suter /

Kiew, 38 Grad. Durch die autobahnbrei-
ten Strassen des Zentrums flanieren die 
Glanzseiten der Ukraine in knappen Mi-
nis oder teuren Wagen. Spiegelnde him-
melhohe Glaseinkaufstempel und prot-
zige, herausgeputzte sowjetische Bauten 
schauen stolz auf die kleinen Menschen 
herunter, die wie Spielfiguren an ihnen 
vorbeiziehen. Alles nur Puppentheater? 
Hinter den Fassaden stapelt sich der 
Müll, Obdachlose in entwürdigender 
Stellung, Scherben und Spritzen. Der 
Hosteleingang in einem Innenhof – den 
makellosen Fassaden des Staatstheaters 
direkt gegenüber – ist blutverschmiert.
Nur wenige Häuserblocks weiter liegt die 
Leid getränkte Chreschtschatyk Strasse, 
die zum Maidan Nezalezhnosti führt. 
Der imposante Boulevard – im Zweiten 
Weltkrieg bis auf ein einziges Haus in 
Schutt und Asche gelegt – wurde auch 
Zeuge des neuesten Blutbades in der 
Stadt, als sich 2014 eine friedlich ange-
dachte Demonstration in eine opferrei-
che Revolution entlud – der Euromaidan.

Die Revolution der Würde
Erst waren da die paar wenigen Student
Innen im November 2013, die gegen die 
Nicht-Unterzeichnung des EU-Assozi-
ierungsabkommens protestierten. Dann 
die Niederschlagung der Demonstration 
mit exzessiver Gewalt durch die Sicher-
heitskräfte der Regierung. Und plötz-
lich, über Nacht, waren es Hunderttau-
sende, die von nun an täglich auf den 
Maidan strömten. Was sich nun über 
das Pflaster des Maidans und von da 
aus über die ganze Ukraine ergoss, sollte 
bald die «Revolution für die Würde der 
Ukrainer» genannt werden, denn um 
die EU ging es schon lange nicht mehr, 

jedenfalls nicht der Mehrheit. Viel mehr 
hatte diese Menge von Unzufriedenen, 
von Intellektuellen bis Obdachlosen, 
von radikal Links bis radikal Rechts 
der grassierenden Korruption und der 
Missachtung der Menschenrechte den 
Kampf angesagt.

Der Maidan füllte sich, organisierte 
sich, feierte sich. Ein Platz und sein Volk 
in der Euphorie, den Lauf der Geschich-
te verändern zu können. Verpflegungs-
stellen, eine Bibliothek, eine Feldpost, 
eine Universität, eine Verteidigungs-
einheit, medizinische Versorgung und 
allerlei kulturelle Aktivitäten von Tanz 
und Gedichten bis hin zum berühmten 
Klavier in der beissenden Kälte. Und all 
das in kürzester Zeit. Ebenfalls in kür-
zester Zeit nahm die Aggressivität der 
Regierungsseite zu und mit ihr die To-
ten und die Trauerfeiern direkt auf dem 
Platz. Eine juristische Dienststelle für 
Opfer von Gewalt formierte sich und 
auch eine Gruppe zur Unterstützung 
von Hinterbliebenen.

Der Maidan als Zündschnur
Die zunehmende Gewalt gipfelte 
schliesslich in der Nacht vom 20. Febru-
ar 2014, in der über 100 Demonstranten 
ihr Leben liessen und Präsident Januko-
witsch in einer Nacht- und Nebelaktion 
nach Russland floh. Und dann, bevor ir-
gendjemand zur Besinnung kam, war die 
Krim bereits in Russland und im Don-
bass ein Krieg. Das Land brodelt, das 
Chaos beginnt, um sich zu fressen. Die 
Ereignisse überstürzen sich. Während 
sich im Westen die Wut mit der Abset-
zung des Präsidenten legte, entbrannte 
sie im Osten erst richtig. Die Radikalen 
wollten mehr, sie forderten die Unabhän-
gigkeit und sie hatten einen starken Ver-
bündeten, der geliebt-gehasste Nachbar 
Russland. Und so entstand in kürzester 
Zeit die von fast niemandem anerkann-
te Volksrepublik Donezk (DNR) und die 
Volksrepublik Lugansk (LNR).

Der Maidan – ein Symbol für zivil-
gesellschaftliches Engagement, Mei-
nungsfreiheit und Aufbruchstimmung 
in eine selbstbestimmte Zukunft. Der 
Maidan aber auch als Zündschnur, die 
zur Zersplitterung und Sprengung einer 
Gesellschaft führte, die immer wieder 

mit geographischen, kulturellen, histo-
rischen und politischen Zerreissproben 
zu kämpfen hatte.

Der Krieg wurde zum Alltag
Und heute? Heute ist der Maidan auf-
geräumt. Er strahlt im neuen Natio-
nalstolz und versprüht Normalität und 
Optimismus. Die Gedenktafeln sugge-
rieren, dass es dem Volk gelungen ist, 
den Staatsfeind Janukowitsch zu besie-
gen, und es werden die Helden der Re-
volution gefeiert, die «für die Würde der 
Ukrainer» gestorben sind. Der Platz ver-
mittelt das Gefühl, dass das Problem der 
Vergangenheit angehört, überwunden 
ist. Doch das Land führt Krieg. Seit vier 
Jahren. Einen verfänglichen und zerstö-
rerischen Krieg.

Das auf den Euromaidan folgende 
Regierungsvakuum und die landesweite 
Destabilisierung wurden zum Nährbo-
den für radikale Gruppierungen, unter-
irdisch gärende Spannungen und geopo-
litische Machtansprüche von innerhalb 
und ausserhalb des Landes wuchsen. In 
der Zwischenzeit hat der Krieg bereits 
über 10’000 Menschenleben gekostet – 
also über hundertmal mehr Leben, als 
der Euromaidan selbst. Die anfängliche 
Euphorie ist längst verflogen, der Krieg 
wurde zum Alltag. Warum gekämpft 
wird, ist vielen unklar. Fragt man die 
Menschen in Kiew, haben die wenigsten 
eine Antwort. «Das ist nicht unser Krieg, 
das müssen Sie die da oben fragen.» Die 
da oben? Aber sterben tun die hier un-
ten. Sie müssten doch wissen, wozu.

Künstlicher Konflikt – echter Tod
Genau so vage wie das Warum ist auch 
das Wer, also die Vorstellung davon, wer 
denn da überhaupt gegen wen kämpft. 
«Den (Kriegs-)Prozess in Gang gesetzt, 
und schon laufen Menschen aus der 
ganzen Welt herbei, um schiessen zu 
dürfen, sie kommen wie zur Safari.» So 
Nikolai Borisov. Er lebt und arbeitet seit 
Langem im Osten der Ukraine. Bereits 
in den 1980er-Jahren hatte er für ein 
Forschungsprojekt die wirtschaftlichen 
Gewebe und Strukturen im Donbass 
unter die Lupe genommen. Und bereits 
damals kam er zum Schluss: Die Situati-
on in der Region ist explosiv.

Ein Hörzeichen gegen Gewalt
Der Donbass-Dialog
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Der Donbass habe eine der schwächs-
ten Regierungsstrukturen in der Uk-
raine, da er sich durch den Kohleabbau 
zum Knoten für eine kriminelle Dop-
pelwirtschaft entwickelt hatte. Diese 
haben dann auch in den 1990er-Jahren 
ein System von Oligarchen zutage ge-
bracht, die in Windeseile und mit Hilfe 
der wilden Privatisierung die meisten 
politischen Führungspositionen besetz-
ten. Auch Janukowitsch ist ein Kind 
des Donbass. Durch die so entstandene 
schwache Regierungsstruktur und weil 
es an der Grenze mit Russland liegt, sei 
das Don-Becken besonders geeignet für 
die Eskalation. So sieht es Nikolai Bori-
sov, eine kleine, feine, fast schmächtige 
Figur, aber mit Wortgewandtheit und 
sicherem Auftritt. Er weiss, wovon er 
spricht.

«In der Ukraine gibt es keinen 
Grund für diesen Konflikt, ausser dass 
eine kleine Minderheit ihren Willen 
der Mehrheit aufzwängt, eine Gruppe 
von Business-Banditen, und die wurden 
auch noch von Russland unterstützt. Es 
kämpfen Ukrainer gegen Ukrainer. Der 
Konflikt ist absolut künstlich». Doch die 
Toten sind echt. Und je länger der Krieg 
dauert, desto mehr Menschen werden 
involviert, desto mehr Leid entsteht, 
und die Quellen für Hass- und Rache-
gefühle multiplizieren sich im Schnee-
balleffekt.

Im Dialog mit dem Feind
Handeln ist dringend, Rat jedoch teu-
er. Nikolai Borisov lässt sich nicht ein-
schüchtern. Er kennt sich aus mit Kon-
flikten. Ursprünglich Psychologe, war er 
bereits in Jugoslawien, im Baskenland 
und in Nordirland im Einsatz und hat 
in den turbulenten 1990er-Jahren ein 
Mediatorennetzwerk aufgebaut, die Uk-
rainian Mediation Group (1994–2000). 
2014, nur kurze Zeit nach Beginn der 
Kämpfe, gründete er das Projekt Don-
bass-Dialog inmitten des ausbrechen-
den Chaos. 

Der Projektname ist Programm: Es 
will einen Dialog zwischen den lokalen 
Bevölkerungen, die in den Donbasskon-
flikt involviert sind, ermöglichen. Einen 
Dialog zwischen der pro-ukrainischen 
und separatistischen Seite, zwischen 
Ost und West, aber auch zwischen der 
Front und den von dort Vertriebenen. 
Ein Gespräch mit dem Feind. Und das 
während laufendem Konflikt und mit 
einer dadurch ständig mäandrierenden 
Grenzlinie zwischen dem Hier und dem 
Dort. Die Frage drängt sich auf, ob das 
der richtige Ort und der richtige Zeit-
punkt ist für ein Gespräch.

Zwischen Minen und Depression
Spricht man vom «Donbass», meint 
man nicht eine, sondern mindestens 
drei Realitäten. Da gibt es das von der 

ukrainischen Regierung kontrollierte 
Gebiet im Westen, das nicht von der Uk-
raine kontrollierte Gebiet im Osten und 
den Frontbereich. Und gleich abgestuft 
wird die Lebensqualität. Am härtesten 
trifft es die Menschen an der Front. Laut 
einer groben Schätzung leben dort noch 
100’000 Zivilpersonen in direkter Nähe 
der Kampfhandlungen und somit stän-
dig in Lebensgefahr.

«Die Umstände dort sind katastro-
phal. Alleine das Wissen, wie schwer es 
die Menschen dort haben, ist für mich 
kaum erträglich.» So Nikolai Borisov, 
der regelmässig zwischen den Seiten 
pendelt, unter anderem, um seine Ver-
wandten zu besuchen. Menschen, die 
in dieser Zone bleiben, haben laut ei-
genen Aussagen oft keinen Ort, wo sie 
hingehen könnten. Wer kann, schickt 
mindestens seine Kinder zu Verwand-
ten, zu gross ist die Minengefahr. Auch 
die meisten Männer im Wehrdienstalter 
sind geflüchtet, da sie Gefahr laufen, als 
Kollaborateure festgenommen zu wer-
den. So sind es also oft ältere Frauen, die 
in den Häusern bleiben, diese sozusagen 
hüten. Unter anderem, um zu verhin-
dern, dass ihr Besitz von der unzim-
perlichen Armee ‹umgenutzt› wird. Die 
Landwirtschaft verkommt völlig, keiner 
weiss, wo die nächste Mine liegt, nicht 

Fortsetzung Seite 6
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einmal die Kampftruppen selbst, sobald 
sie einmal rotiert haben.

Zwei Millionen Vertriebene
Die permanente Gefahr und der höchst 
eingeschränkte Bewegungsraum, die 
Arbeitslosigkeit und der Mangel an 
Kontaktmöglichkeiten haben für viele 
schlimme psychische Folgen. Psychia-
terinnen und Ärzte sind allerdings rar, 
wie auch die Angestellten der Behörden. 
Die Bevölkerung fühlt sich von Kiew 
vollkommen im Stich gelassen, ebenfalls 
von der Armee – von den Armeen. Der 
Krieg hat bereits knapp zwei Millionen 
Vertriebene hervorgebracht, im unkon
trollierten Gebiet leben schätzungswei-
se noch 2,5 Millionen.

Die Grenze kann zwar überquert 
werden, was aber mit grossen Erschwer-
nissen verbunden ist. Stundenlanges 
Anstehen, oft über Nacht, Schmiergel-
der, Schikanierung und die Nähe zum 
Konfliktherd machen die Überquerung 
zu einer Qual und einem teuren und 
gefährlichen Unterfangen. Viele schaf-
fen es nicht einmal an die Beerdigung 
ihrer Verwandten. Es wird erzählt, dass 
es vorkommt, dass ältere Menschen bei 
der kräftezehrenden Überquerung ster-
ben. Trotzdem sind es mehrere Tausend 
täglich, die diese Strapazen auf sich neh-
men. Sei es um auf der ukrainischen 
Seite einzukaufen, Medikamente zu be-
sorgen, Verwandte zu besuchen, sei es, 
um Rentengelder oder sonstige soziale 
Leistungen abzuholen, denn diese kön-
nen sie auf der Ostseite nicht beziehen.

Allerdings riskieren sie bei jeder 
Überquerung, dass die Grenzwache ihre 
Daten an die Behörden weiterleitet, die 
daraufhin den Grenzgängern – inoffizi-
ell – die Sozialleistungen streichen: Lan-

desverräter. Und wo es Grenzen gibt, ist 
wie so oft die Korruption nicht weit. «Die 
Zöllner verstecken die Geldhaufen nicht 
einmal. Natürlich gibt es hier viele, die 
haben absolut, aber absolut kein Interes-
se daran, dass diese Checkpoints je wie-
der verschwinden», erzählt eine der re-
gelmässigen Checkpoint-Passantinnen.

Zu den Vertriebenen gehört auch 
Nikolai Borisov und Daria Orlando, sie 
haben sich auf die kontrollierte Seite 
gerettet. Nicht gerade sicher, aber doch 
immerhin so, dass sie Strom haben zum 
Arbeiten, eine Arbeitsstelle, um die 
Freiwilligenarbeit beim Donbass-Dialog 
zu finanzieren und gut vernetzt bleiben, 
um den Dialog am Laufen zu halten – 
ein Projekt, das vom ununterbrochenen 
Internetzugang lebt.

Crowdsourcing für Friedensförderung
Internet ist das Schlüsselwort dieses 
neuartigen Projektes, neuartig nicht 
nur, weil während laufendem Kon-
flikt geführt, sondern auch, weil beide 
Konfliktseiten involviert sind und weil 
Crowdsourcing bisher nicht in der Frie-
densförderung angewendet wurde. Kon-
kret ist der Ablauf der Folgende: Erst 
wird von den Organisatoren zusammen 
mit einer Expertengruppe ein Ober-
thema gewählt. In einer geschlossenen 
Facebook-Gruppe werden dazu Fragen 
gesammelt (Crowdsourcing), diese wie-
derum zusammengeführt, ‹aggregiert›, 
und die so entstandenen Unterthemen 
der Facebook-Community zum Abstim-
men vorgelegt. Die so ausgearbeiteten 
Fragen legen die Grundlage für das vier 
Tage dauernde Onlinegespräch. Jedes 
der einzelnen Gespräche zwischen je-
weils zwei bis drei Personen wird von 
einem Fazilitator (Vermittler) geführt. 
Zwischen den Gesprächen gibt es the-
matische Inputs von ExpertInnen. Im 

Anschluss an die Gespräche modelliert 
die ExpertInnengrupppe das Bespro-
chene in eine Schlussfolgerung um.

Crowdsourcing bedeutet, dass die zu 
diskutierenden Themen nicht von den 
Organisatoren vorgegeben (top-down), 
sondern von den Beteiligten gemeinsam 
in einem viermonatigen Onlineprozess 
erarbeitet werden. Der Hauptvorteil ist, 
dass möglichst viele Menschen in den 
Friedensprozess miteinbezogen werden 
können. Diese inklusive Arbeitsweise 
ist einerseits für das Resultat der Ge-
spräche ausschlaggebend, in dem sich 
eine Vielzahl von Perspektiven und Er-
fahrungen widerspiegeln. Andererseits 
trägt sie bedeutend dazu bei, dass die be-
troffenen Menschen aktiv werden. «Sie 
werden heraugeholt aus ihrer Starre des 
behördenhörigen und schicksalsergebe-
nen Homo Sovjeticus», heraus aus ihrer 
Haltung des Klagens und Fragens, hin 
zu einer Haltung des Mitdenkens und 
Einbringens von eigenen Vorschlägen, 
in einen Prozess geführt, in dem sie das 
Zusammenleben gemeinsam gestalten.

Eine verwirrende Frontbegegnung
Während sich die Donbass-Dialog-Equi-
pe in die letzen Vorbereitungen vertieft, 
wird an der Front weitergeschossen. In 
Kiew ist diese Front durch das geschäf-
tige Alltagstreiben und die Heroisierung 
der Maidan-Opfer in den Hintergrund 
gerückt. Einzige Erinnerung sind die 
auffällig zahlreichen unbewaffneten Sol-
daten, die in der Stadt unterwegs sind, 
mit Kriegsverletzungen am Strassen-
rand um Geld betteln und neben den 
Maidan-Gedenkstätten übernachten. 
Sie seien im Urlaub, lachen sie. Eigent-
lich sind sie Kriegsverletzte und gehören 
ins Spital. Aber dieses können sie sich 
nicht leisten, deshalb tummeln sie sich 
gemeinsam mit anderen Freiwilligen um 
den Maidan und verkaufen die Gedenk-
stoffbänder, die PassantInnen an die 
Denkmäler knüpfen und deren Erlös den 
Kriegsverletzten zukommt.

Wieder versucht ein Luxuswagen 
vor der Gedenktafel zu parken. Die bei-
den Soldaten schicken ihn höflich, aber 
bestimmt weg. «Etwas mehr Respekt für 
die Toten, bitte.» Der Polizist, der ei-
gentlich genau für diese Aufgabe ange-
stellt wäre, sitzt in einiger Entfernung im 
Schatten und raucht. Die Soldaten sind 
zwischen dreissig und vierzig, freund-
lich, sie sprechen fliessend russisch und 
ukrainisch. Sie sind offen und haben die 
Welt bereist und zitieren russische Li-
teratur. Irgendwo haben sie auch eine 
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Familie. Es scheint, als gäbe es nichts 
Einfacheres, ihnen die Uniform auszu-
ziehen und sie in Shorts, Sonnenbrille 
und Flipflops an den nahe gelegenen 
Sandstrand zu schicken, ein normales 
Leben zu führen, fern von betäubenden 
Detonationen, brennenden Feldern und 
durch Minen abgetrennten Körpertei-
len. Was bringt sie dazu, täglich ihr Le-
ben zu riskieren?

«Wir kämpfen für unser Volk.» Für 
welches Volk in diesem Wirrwarr von 
Bevölkerungsverschiebungen, die nicht 
nur die Sowjetunion mit sich brachte? 
Beide haben russische und ukrainische 
Wurzeln. Und auch ihr «geographisches 
Volk», also die Zivilbevölkerung in den 
Kriegsgebieten, leidet offensichtlich un-
ter der Präsenz der Armee, anstatt sich 
von ihr geschützt zu fühlen. «Die unter-
stützen die andere Seite, sind doch alles 
Separatisten, auch wenn sie auf unserer 
Seite der Front leben. Warum sollten wir 
sie schützen?»

Bruderkampf
«Wir müssen zurück an die Front, es 
gibt fast keine erfahrenen Kommandan-
ten. Wenn ich nicht zurückkehre, werde 
ich durch einen jungen unerfahrenen 
Offizier ersetzt, und das wird viele Men-
schenleben kosten, das kann ich doch 
nicht zulassen.» Der andere ergänzt. 
«So viele meiner Freunde sind für die-
se Sache gestorben, ich muss sie jetzt zu 
Ende führen, nur schon ihretwegen.» 
Die beiden Soldaten stehen zwischen 
den schwarzen Metallgestellen, auf de-
nen die Porträts der Maidan-Opfer aus-
gestellt sind. Die Gesichter der gefalle-
nen Soldaten sucht man hier vergebens.

«Das Schlimme ist, die Kriegshand-
lungen sind völlig überflüssig, es geht um 
gar nichts, ein Telefonanruf und eine Fla-
sche Wodka würden reichen, und beide 
Armeen würden sich zurückziehen. Wir 
warten alle nur auf diesen Befehl.» Und 
vor dem Krieg? Vor dem Krieg führten 
sie ein Geschäft in Russland. «Wir ha-
ben nichts gegen die Russen, nur etwas 
gegen die Separatisten. Oder gegen die 
eigentlich auch nicht, sind nette Kum-
pels dabei. Wenn es ruhig ist und kein 
Befehl von oben kommt, rauchen wir 
zusammen und reden über Frauen.» Sie 
lachen. Und nach einer Pause: «Mein 
Bruder kämpft auf der anderen Seite.» 
Beide zünden sie sich eine Zigarette an.

Reden gegen den Strom
Menschen, die gegeneinander Krieg 
führen, lassen sich nur schwer zu einem 

Gespräch überreden. Die Gefahr, die 
Beziehungen zu verschlimmern ist er-
heblich. Und das Risiko, selbst zwischen 
die Fronten zu geraten, ist im direkten 
und übertragenen Sinne allgegenwär-
tig. Die Bevölkerungsgruppen auf bei-
den Seite der Front werden genährt mit 
hassschürenden Parolen, in denen die 
Menschen der anderen oder einer drit-
ten Seite als Bedrohung und Grund des 
Krieges dargestellt werden. Mit jedem 
Tag und jedem Tod mehren sich Wut 
und Unverständnis. Die Menschen aus 
diesem Sog herauszureissen und für die 
Teilnahme am Donbass-Dialog zu ge-
winnen, ist eine der schwierigsten Auf-
gaben für die Organisatoren.

Dazu kommt, dass viele mit dem 
reinen Überleben ausgelastet sind. Und 
«in der Ukraine fehlt es katastrophal an 
professionellen Fazilitatoren. Das Land 
hat seine Fazilitatoren auf dem Maidan 
verloren. Viele waren sehr engagiert in 
der Maidan-Bewegung. Was auch be-
deutet, dass die meisten ihre Neutralität 
verloren haben. Und ein Fazilitator ohne 
Neutralität ist ein wertloser Fazilitator.» 
Nicht zuletzt stellt das Arbeiten in der 
Nähe und mit der Front immer wieder 
sicherheitstechnische Herausforderun-
gen. «Auch die Familie leidet sehr dar-
unter», gibt Nikolai Borisov zu, «es wäre 
viel einfacher, wegzuziehen.»

Die OSZE zählt und schätzt die Toten
Anfang Juni 2018. Auf der desillusio-
nierenden Webseite der OSZE werden 
neue Verletzungen des Waffenstillstan-
des verzeichnet. Diese festzuhalten, 
gehört zu den Kernaufgaben der Spe-
cial Monitoring Mission (SMM) der 
OSZE. Sie publiziert die Verletzungen 
täglich. Die heutige Liste ist lang, zehn 
Seiten lang. In den letzten 24 Stunden 

ist es zu (mindestens) 185 Waffenstill-
standsverletzungen gekommen. 27’000 
Verletzungen waren alleine im Monat 
Mai gezählt worden. Immer wieder sind 
auch Zivilpersonen betroffen, werden 
isoliert, verletzt oder getötet.

An den Waffenstillstand, der mit 
den Minsker Abkommen I (2014) und 
II (2015) festgelegt worden war, glaubt 
schon lange niemand mehr. Weder die 
Soldaten noch die Politiker noch die Zi-
vilbevölkerung. Nach wie vor benützen 
beide Seiten schwere Waffen, die grosse 
Schäden anrichten, die Truppen sind viel 
zu nahe positioniert und es gibt keinen 
neutralen Akteur zwischen ihnen, der für 
die Respektierung des Waffenstillstandes 
garantieren könnte. Die Frage nach dem 
«Wer hat angefangen» gleicht der Frage 
nach dem Huhn und dem Ei. Beide Sei-
ten sehen sich als Opfer und ihre Hand-
lung als pure Selbstverteidigung.

Allgemeines Seufzen an der Front
Und warum gehen die Angriffe wei-
ter trotz OSZE-Präsenz? «Die schau-
en ja nur zu!», lacht ein Kommandant, 
während er den Frontverlauf und die 
OSZE-Positionen auf ein zerknittertes 
Stück Papier kritzelt. Der SMM, der 
grössten und teuersten OSZE-Mission 
mit – im Juni 2018 – über 1200 Perso-
nen im Einsatz, bleibt nicht viel anderes 
übrig, als zuzuschauen und zu zählen. 
Sie zählt und zählt und schätzt. Es sei 
oft «schwierig festzustellen wer was 
woher und wohin schiesst», bemerkt 
ein OSZE-Mitarbeiter in einem ernüch-
ternden Gespräch über die hoffnungs-
lose Situation. Ist es da nicht – gelinde 
gesagt – deprimierend, dabei zusehen 
zu müssen, dass die eigene Präsenz of-
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fensichtlich die Kriegsparteien in keiner 
Weise einzuschüchtern vermag?

Zögern. «Offiziell gesehen, wenn 
wir präzise festhalten, was geschieht, 
ist unsere Mission erfüllt, und unsere 
Leistung ist diesbezüglich sehr zufrie-
denstellend. Auf persönlicher Ebene 
– auf persönlicher Ebene kann es aller-
dings schon sehr deprimierend sein.» 
Ist der Einsatz der OSZE in der aktuel-
len Konfliktsituation denn wirklich ge-
rechtfertigt angesichts der Ohnmacht, 
der Kosten und, nicht zu vergessen, der 
Todesopfer von OSZE-Mitarbeitern? 
Allgemeines Seufzen, auf politischer, di-
plomatischer, zivilgesellschaftlicher und 
militärischer Ebene, im Osten wie im 
Westen der Front.

Die grosse Ukraine-Müdigkeit
Und doch bleibt die OSZE eine der ein-
zigen und zuverlässigsten Quellen zum 
Geschehen an der Front. Ausserdem 
verhandelt sie immer wieder kleinere, 
aber überlebenswichtige Waffenstill-
stände, damit mindestens zivile Anla-
gen, die in die Schusslinie geraten sind, 
repariert werden können. Wie zum Bei-
spiel die Wasserfiltrationsanlage, bei 
deren Ausfall 400’000 Menschen ohne 
sauberes Wasser auskommen müssen. 
Und sie bemüht sich um einen Dialog, 
so zum Beispiel beim Austausch der 
Gefangenen, der von der humanitären 
Gruppe der SMM Ende 2017 erwirkt 
werden konnte. 380 Gefangene, nach 
fast drei Jahren Verhandlungen – eine 
Errungenschaft, und doch bleibt es ein 
Tropfen auf den heissen Stein.

10’000 Menschenleben in nur vier 
Jahren bedeutet einen Schnitt von sieben 
Menschenleben pro Tag. Und wo bleibt 
die Bevölkerung? Die Menschen, die sich 
bei dem brutalen, jedoch nicht tödlichen 
Vorgehen gegen die Demonstranten im 
November 2013 vom einem auf den an-
deren Tag zu Hunderttausenden auf den 
Maidan drängten? Die Millionen von 
Menschen, die den Euro-Maidan mora-
lisch und finanziell unterstützten? Die 
Medien und sozialen Medien, die einem 
kleinen Funken ermöglichten, Men-
schenmassen weltweit in Bewegung zu 
setzen? Jetzt, wo es um über 10’000 Tote 
geht, schweigt das Volk. Es schweigen 
die Medien. Es schweigt die internatio-
nale Politik. Längst hat sich die Ukrai-
ne-Müdigkeit verbreitet.

Kann die Zivilgesellschaft überhaupt 
eine Rolle spielen in diesem Konflikt? 

Oder haben doch diejenigen recht, die 
glauben, dass eine Lösung nur «von de-
nen da oben» kommen kann? Tatsäch-
lich wird die Zivilgesellschaft von der 
politischen Ebene kaum miteinbezogen. 
Aus mangelndem Vertrauen und vor al-
lem auch, weil sich die Regierungsvertre-
ter bis anhin nicht einigen konnten, wer 
überhaupt die Kriegsparteien sind. Zwi-
schen wem soll vermittelt werden? Ein 
Dialog zwischen UkrainerInnen von bei-
den Seiten der Konfliktlinie wird von der 
ukrainischen Regierung abgelehnt. Ein 
Dialog zwischen StaatsbürgerInnen der 
Ukraine und Russlands wiederum ist für 
Russland inakzeptabel, das sich nicht als 
Kriegspartei sieht. «Der Konflikt ist mitt-
lerweile so komplex, dass es nicht eine 
Lösung braucht, sondern eine Vielzahl 
von Lösungen auf verschiedenen Ebe-
nen», ist Nikolai Borisov ist überzeugt.

Tödliche Gesprächspausen
Ein Blick zurück auf die politische Ebe-
ne, die Track-1-Mediation, stimmt et-
was weniger optimistisch. Ganze 16 
Monate hatten sich die Präsidenten der 
Ukraine und Russlands nicht mehr ge-
troffen. 16 Monate, während denen fast 
täglich Menschen für diesen Konflikt 
sterben, aus Überzeugung, aus gutem 
Willen, aus Verblendung, aus Hoffnung, 
dass ihr tödlicher Einsatz das Land ei-
ner Lösung näher bringt. Diese lange 
Gesprächspause weckt Zweifel, ob der 
politische Wille überhaupt vorhanden 
ist, dieses Niederschlachten zu beenden.

Russland kann seinen Einfluss de-
monstrieren und eine weitere Annähe-
rung der Ukraine an die EU behindern. 
Der Ukraine ihrerseits kommt der Krieg 
gelegen, um von internen Problemen (in-
klusive der nach wie vor grassierenden 
Korruption) abzulenken, von westlicher 
Unterstützung zu profitieren und, nicht 
zuletzt, um zu verhindern, dass die im 
Donbass lebenden Bevölkerungsgrup-
pen, die sich von Kiew im Stich gelassen 
sehen, ein Wahlrecht erhalten. Und Euro-
pa ist verunsichert, ob es nicht doch mit 
seiner Entweder-oder-Strategie, «Russ-
land oder wir», Ukraines Abdriften von 
einer Krise in einen Krieg begünstigt hat.

Föderalisten = Terroristen?
Die so dringend benötigte Dezentralisie-
rung und Föderalisierung dieses Landes, 
das flächenmässig fast doppelt so gross 
ist wie Deutschland und dessen unter-
schiedlichsten Regionen nur sehr wenig 
miteinander zu tun haben, geht nur sehr 
schleppend voran. Auf verschiedens-

ten Ebenen wird Föderalisierung mit 
Abspaltung und Abspaltung mit Ter-
rorismus verbunden. Also Föderalisten 
gleich Terroristen. Ein Gedankengang, 
an den man sich als Schweizerin erst 
einmal gewöhnen muss.

Am 11. Juni 2018 trafen sich nun 
die Aussenminister von Russland und 
der Ukraine im sogenannten Nor-
mandie-Format, also gemeinsam mit 
Deutschland und Frankreich. Haupt-
traktandum: Die Stationierung von 
UNO-Blauhelmen, die zumindest den 
Waffenstillstand garantieren könnten. 
Doch die Vorstellungen, wie eine solche 
Mission aussehen sollte, liegen auch nach 
dem Gespräch noch sehr weit auseinan-
der – zu weit. Russland will die Friedens-
truppen ausschliesslich an der Frontlinie 
in der Ostukraine einsetzen. Die Ukrai-
ne hingegen will Blauhelme im ganzen 
Kriegsgebiet, vor allem an der rund 400 
Kilometer langen Grenze zu Russland. 
Der Optimismus bezüglich einer Eini-
gung ist klein. «Vielleicht in zwei Jahren», 
ist von diplomatischen Kreisen zu hören.

Zurück zum Lebenssinn
In der Zwischenzeit ist der Donbass-
Dialog erfolgreich durchs Kabel. Ein 
Dialog über das schwierige Thema 
Rückkehr. Eine Rückkehr wohin? Alle 
wissen, dass es diesen Ort, diesen Zu-
stand, diese Zeit, in die sie zurückkeh-
ren möchten, bereits nicht mehr gibt, 
dass sie für immer verloren ist. Ihnen 
bleibt, ihre Vorstellungen, Wünsche, 
Bedingungen, Ängste und Visionen da-
von, wie sie ihr zukünftiges Zusammen-
leben gestalten möchten, zu teilen. Das 
Donbass-Dialogteam ist völlig übermü-
det, doch zufrieden. Die Resultate wer-
den erst in den nächsten Wochen auf 
ihrer Seite publiziert werden, erst wenn 
sie von allen abgesegnet sind. Nikolai 
Borisov schaut auf vier Jahre intensivs-
ten Einsatz zurück. «In Anbetracht der 
Umstände, unter denen wir arbeiten, ist 
nur schon die Tatsache alleine, dass das 
Projekt noch existiert, ein Erfolg.»

In den vier Jahren hat es das unbe-
zahlte und unterbelegte Team geschafft, 
25 Dialoger für die Gespräch zu mobi-
lisieren, die Online-Gemeinschaft ist 
auf 350 Personen gestiegen, die Exper-
tengruppe auf 60 Personen und die An-
erkennung auf lokaler, nationaler und 
internationaler Ebene hat deutlich zuge-
nommen. «Aber das Wichtigste», so Ni-
kolai Borisov, «das Wichtigste sind die 
Veränderungen, die die Dialoger selbst 
durchmachen. Zu Beginn glauben sie, 

Fortsetzung von Seite 7
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sie wüssten alles über den Krieg. Durch 
den Donbass-Dialog erst wird ihnen be-
wusst, dass es sich um sehr diffuse Mei-
nungen und Vorstellungen handelt, die 
sie über einseitige Informationskanäle 
aufgebaut haben, nicht aber um Wissen. 
Der Donbass-Dialog wird für sie zu ei-
ner entscheidenden Informationsquelle, 
um einen eigenen Standpunkt zu defi-
nieren. Und vor allem verstehen sie, dass 
sie Teil der Lösung sind. Sie entwickeln 
sich von Objekten zu selbst denkenden 
und selbst entscheidenden Subjekten.»

Donbass-Dialog schaut nach vorne
«Und was das Faszinierende ist: Sie eini-
gen sich fast immer auf etwas, sogar die-
jenigen, die aufeinander schiessen. Zu 
sehen, wie diese Menschen gemeinsam 
an einer Lösung arbeiten, ist eine grosse 
Befriedigung.» Und Daria Orlando? Die 
fleissige Ehrenamtliche im Hintergrund, 
die so vieles zusammenhält, plant, ord-
net, organisiert, endlose Stunden in 
das Projekt investiert und dies neben 
dem ohnehin nicht gerade süssen All-
tag im Donbass tut. Der Donbass-Dia
log schaut nach vorne. Die Plattform 
soll ausgebaut, eine Zusammenarbeit 
mit den VerhandlungsvertreterInnen 
auf Regierungsebene aufgegleist werden. 
Ausserdem will man dringend Fazilitato-
ren ausbilden. Und und und. Die Vision 
reicht unüblich weit über den üblichen 
Konflikthorizont hinaus.

«Wenn der Krieg vorüber ist, wird es 
vielleicht Dialog-Busse geben, die in der 
ganzen Ukraine zum Gespräch einladen, 
zum Gespräch über schwierige The-
men mit Menschen, denen man sonst 
nicht begegnen würde.» An Themen 
und Regionen würde es nicht fehlen. 
«Die Crowdsourcing-Methode hat noch 
enormes Potenzial für die Anwendung 
in verschiedensten Lebensbereichen und 
kann zur Unterstützung eines langfristig 
friedlichen Zusammenlebens der vielfäl-
tigen ukrainischen Gesellschaft beitra-
gen», ist Nikolai Borisov überzeugt. In 
dieser Friedensorganisation ist der Frie-
den nicht das primäre Ziel, sondern der 
Prozess, der permanente Prozess.

Zwischen Altlast und Zukunftsvision
Die Sonne geht unter über Kiew mit sei-
nen endlosen Parks, dem weit verästelten 
Dnepr und seinen sommerlich entspann-
ten BewohnerInnen in Wochenendstim-
mung. Diese blutgetränkte Stadt riecht 
heute nach Blumen, und an den Stras
senrändern häufen sich Berge aus fri-
schen Beeren. Der Chreschtschatyk ist 

gesperrt, und die breite Strassenfläche 
hat sich in eine Ausgangsmeile verwan-
delt, auf der sich Breakdancer, Skater, Fa-
milienpicknicks, Gokarts, Technopartys 
und Jongleure vergnügen. In den letzten 
Sonnenstrahlen glänzt die Stadt, als wäre 
sie aus reinem Gold.

Inmitten des Abendsonnenkitschs 
stehen die Porträts der «himmlischen 
Hundertereinheit», die ihr Leben auf 
dem Maidan gelassen hat. Sie säumen 
die Strassen, sind angelehnt zwischen 
Pflastersteinen oder eingebettet in 
Autopneus. Sie kleben an Bäumen, an 
Strassenlampen, an Metroeingängen 
und Säulen. All diese provisorischen 
Gedenksstätten sind, wie so vieles im 
Zusammenhang mit dem Maidan, auch 
eine Initiative der Zivilgesellschaft. 
Menschen halten inne vor den Tafeln, 
die einen zum Lesen der Gedichte, der 
Namen und Jahrzahlen, die anderen zum 
Beten, zum Gedenken, zum Weinen.

Ein Stück Lebenssinn zurückgeben
Die Stadt sehnt sich nach Sommer, nach 
Normalität, nach Sorglosigkeit. Aber ob 
das Sehnen reicht? Die zerschlagenen 
Bodenplatten des Maidans zeigen noch 
die Spuren einer zerrüttenden Vergan-
genheit. Die Menschen darauf tanzen 
vergnügt. Vielleicht auch gerade so aus-
gelassen, weil hier niemand sicher ist, 
wie lange diese Stimmung anhält. Folgen 
schon bald eine viel grössere Finanzkri-
se, eine Verschärfung der Kampfhand-
lungen, eine weitere Verhärtung der 
Positionen und vor allem noch viel mehr 
Armut und Leid für die Bevölkerung, die 
die Folgen der Unruhen zu tragen hat?

Aber auch da ist das Gefühl von einem 
neuen Wind zu spüren, von einer neuen 
Identität, von einem Vorwärtsdrängen, 
einem neuen sozialen Zusammenhalt, 
weg vom Gefühl der Machtlosigkeit hin 
zu Partizipation, weg von Resignation, 
hin zu «Wir schaffen das». Hier sind 
Menschen, die sich einsetzen für einen 
Dialog an den unmöglichsten Orten 
und zum unmöglichsten Zeitpunkt. Die 
sich einsetzen für die Gestaltung eines 
Raums, in dem sie gemeinsam leben wol-
len und in dem sie als Zivilgesellschaft 
eine aktive Rolle spielen. Menschen, die 
Frieden nicht als unterzeichneten Ver-
trag, sondern als permanentes Arbeiten 
an Beziehungen verstehen, Menschen, 
denen es gelingt, der Aussichtslosigkeit 
konkrete Handlungen gegenüberzustel-
len und Kriegsbetroffenen ein Stück Le-
benssinn zurückzugeben.

www.peaceprints.ch

Seit bereits vier Jahren herrscht im Os-
ten der Ukraine Krieg zwischen der uk-
rainischen Armee und prorussischen 
Separatisten. Der Ausnahmezustand im 
Donbass ist für die betroffene Zivilbe-
völkerung und die Soldaten längst bitte-
rer Alltag geworden. Mit der Fortdauer 
des Konflikts zementiert sich die fakti-
sche Abtrennung der selbsternannten 
Volksrepubliken Donezk und Luhansk.
Die Reportage von Lea Suter (ab Seite 
4) berichtet über eine Friedensinitiative 
in der Ukraine. Das Buch «Ostukraine – 
Europas vergessener Krieg» des Journa-
listen André Widmer zeigt ebenfalls ein-
drückliche Momentaufnahmen, diesmal 
aus dem Kriegsgebiet selber.

Er besuchte wichtige Schauplätze 
wie Debalzewe, den seinerzeit heftig 
umkämpften Flughafen Donezk oder die 
Kleinstadt Awdijiwka, aber auch von der 
Aussenwelt abgeschnittene Dörfer in 
der sogenannten grauen Zone. Er sprach 
mit Zivilisten, die in den Ortschaften 
nahe der Frontlinie wohnen und die 
geblieben sind, aber auch mit solchen, 
die flüchten mussten. Zudem führte er 
Gespräche mit Soldaten an der Front 
und stieg mit freiwilligen Kämpfern des 
Rechten Sektors in die Schützengraben. 
Interviews mit hohen Repräsentanten 
der ukrainischen Regierung, der Separa-
tisten sowie mit dem Schweizer Vizechef 
der OSZE-Sonderbeobachtermission in 
der Ukraine, Alexander Hug, runden die 
Reportagen zur aktuellen Situation in 
der Ostukraine ab. Im Anhang finden 
sich nicht nur Bilder Widmers aus dem 
Kampfgebiet, sondern auch die Vorge-
schichte und Chronologie des Krieges.
André Widmer: Ostukraine – Europas vergessener 
Krieg. Reportagen aus dem Donbass. Rotpunkt-
verlag, Zürich 2018, 176 Seiten, Klappenbroschur, 
mit farbigem Bildteil, Fr. 29.–

Die Ostukraine –
Europas vergessener Krieg
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Russland hält über 70 ukrainische po-
litische  Gefangene auf seinem Territo-
rium fest. Unter ihnen ist der bekannte 
Filmemacher Oleg Senzow, Gegner der 
russischen Annexion der Krim. Er ist 
wegen angeblichem Terrorismus zu 20 
Jahren Lagerhaft in Russland verurteilt 
worden. Seit dem 14. Mai 2018 ist er im 
Hungerstreik.

/ Diana Hryzyschyna /

Oleg Senzow ist ein 42-jähriger ukrai-
nischer Filmregisseur und Politaktivist, 
der gegen die russische Annexion der 
Krim und deren Intervention im Don-
bass aufgetreten ist. Er wurde in Simfe-
ropol, der Hauptstadt der Krim, gebo-
ren. 2014 war er Euromaidan-Aktivist. 
Euromaidan ist die Bezeichnung für die 
Bürgerproteste in der Ukraine ab 2013 
als Folge der Tatsache, dass die damali-
ge ukrainische Regierung das Assoziie-
rungsabkommen mit der Europäischen 
Union nicht unterzeichnen wollte. In 
der FRIEDENSZEITUNG Nr. 10 vom 
September 2014 findet sich dazu eine 
ausführliche Darstellung.

Der Grund für die Inhaftierung
Am 11. Mai 2014, nach Russlands An-
nexion der Krim, wurde Oleg Senzow 
zusammen mit anderen Menschen vom 
russischen Sicherheitsdienst verhaftet 
und nach Moskau überstellt. Der russi-

sche Vorwand waren angeblich geplante 
Terroranschläge auf Brücken. Als Belege 
für Senzows «faschistische» Gedanken 
dienten zwei Dokumentarfilme über das 
Dritte Reich aus der DVD-Sammlung 
des Regisseurs. Auch bei der Suche nach 
potenziellen Tatwaffen scheiterten die 
Behörden, und ein angeblicher Mittäter, 
der Senzow zunächst belastete, erklärte 
während des Prozesses überraschend, 
dass seine Falschaussage durch Folter 
erzwungen worden sei. Senzow wurde 
im August 2015 zu 20 Jahren Straflager 
verurteilt. Als der Richter die Gefängnis-
strafe aussprach, erklärte Senzow: «Wir 
haben uns gewehrt, und wir haben ge-
wonnen (über die Revolution in der Uk-
raine). Hier (in Russland) wird es früher 
oder später auch so kommen.» Mit ei-
nem Zitat des russischen Schriftstellers 
Michail Bulgakow, «Die grösste Sünde 
ist Feigheit», beschloss er seine Rede.

Im Hungerstreik
Die Strafkolonie, in die er verbracht wur-
de, heisst Weisser Bär. Sie befindet sich 
in Labytnangi am Polarkreis Russlands. 
Seine Strafe hat er am 13. November 
2017 angetreten. Mit seinen beiden Kin-
dern steht er nur in Telefon- und Brief-
kontakt. Am 14. Mai 2018 kündigte er 
einen Hungerstreik an. Seine Forderung: 
Alle anderen 64 ukrainischen politi-
schen Gefangenen, die in der Russische 
Föderation inhaftiert sind, freizulassen. 
Am 23. Juli hatte Oleg Senzow Geburts-

tag. An diesem Tag wurde ein Plakat mit 
Wünschen für ihn auf dem Platz der Un-
abhängigkeit in Kyiw (Kiew) platziert.

Dort konnten ihm alle Leute ihre Un-
terstützung zeigen. Zur Zeit unseres Re-
daktionsschlusses ist Senzow mehr als 90 
Tage im Hungerstreik und seine Schwes-
ter informierte, dass sein Gesundheits-
zustand sehr schlecht sei: Er könne sich 
nicht bewegen, ausserdem habe er keine 
Briefe seiner Angehörigen bekommen. 
Vor fast einem Monat hat Senzows Mut-
ter den russischen Präsidenten Wladimir 
Putin um eine Begnadigung gebeten.

Der ukrainische Filmemacher Oleg Senzow im Hungerstreik

Protest gegen Krim-Unterdrückung 

Ausgabe 8-2014:
– Die russische Intervention auf der Krim-Halb
insel: Keinerlei völkerrechtliche Legitimation.
(Franziska Kring und Theresa Stollmann) 
Ausgabe 9-2014:
– Droht ein Krieg um die Ukraine?
(Andreas Zumach).
– Die Ukraine – eine Gesellschaft zwischen Macht 
und Ohnmacht: Wichtiger Heilungsprozess.
(Cécile Druey und Jürgen Kräftner)
Ausgabe 10-2014:
– Ukraine-Sanktionen: Abseitsstehen ist keine Lö-
sung. (Editorial)
– Ukraine 2013–2014: Von der Studentenrevolte 
zum internationalen Konflikt: Die Folgen des Mai-
dan-Aufstandes. (Jürgen Kräftner und Cécile Druey)
– Brandgefährliche Eskalation in der Ukraine. (Red.)
– Friedenspolitische Vorschläge für eine Deeskala-
tion im Donbass: Eine Road-Map für die Ukraine. 
(Andreas Buro und Karl Grobe)

Ausgabe 12-2015:
– Ukraine: Klassischer Fall für ein Eingreifen der 
UNO, und
– Die OSZE im Ukrainekonflikt: Starkes Engage-
ment  mit dürftigem Ergebnis; Auszüge aus dem 
Buch von Andreas Zumach «Globales Chaos – 
machtlose UNO».
– Botschafter Thomas Greminger zum OSZE-En-
gagement für Konfliktprävention in der Ukraine 
in den Jahren 2013 und 2014: Schweizer Engage-
ment für Ukraine-Konfliktprävention.
Ausgabe 14-2015:
Bericht aus einem Flüchtlingscamp im Donbass: 
Was geschieht eigentlich in der Ukraine?
(Maša Soršak)
Ausgabe 24-18:
Sezessionen und Autonomiebestrebungen im Ver-
gleich: Grenzveränderungen sollten nur einver-
nehmlich erfolgen.
(Andreas Zumach)

Internationale Proteste
Die Europäische Union und die USA 
verurteilten Senzows Inhaftierung und 
forderten seine Freilassung. Amnesty 
International und der Vorsitzende der 
European Film Academy, Mike Downey, 
baten die russischen Behörden ebenfalls 
um Entlassung aus dem Gefängnis. Am 
14. Juni 2018 unterstützte das Europäi-
sche Parlament eine Entschliessung zur 
Freilassung von Senzow und anderen 
ukrainischen politischen Gefangenen. 
Dort erfolgte auch der Vorschlag, nicht 
an der Fussball-Weltmeisterschaft 2018 
teilzunehmen, dem allerdings kein Er-
folg beschieden war.

Die Parlamentarische Versammlung 
des Europarates hatte bereits am 12. Ok-
tober 2017 eine Erklärung über die Situ-
ation der ukrainischen politischen Ge-
fangenen in der Russischen Föderation 

Die Ukraine in der FRIEDENSZEITUNG
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und der Krim verabschiedet: «Seit dem 
Beginn der russischen Aggression gegen 
die Ukraine im Jahr 2014, gefolgt von der 
rechtswidrigen Annexion der Krim und 
der militärischen Einmischung in den 
östlichen Donbass, wurden zahlreiche 
Fälle von Menschenrechtsverletzungen 
an ukrainischen Staatsangehörigen, ein-
schliesslich Krimtataren, von der UNO 
und der OSZE dem Europarat gemeldet. 
Die russischen Besatzungsbehörden auf 
der Krim nutzen alle Methoden, um 
auf der Halbinsel eine Atmosphäre der 
Angst zu schaffen».

Askold Kurow, ein usbekischer Do-
kumentarfilmer, der in Russland wohnt, 
hat Filme über Menschenrechtsverlet-
zungen und soziale Konflikte im heuti-
gen Russland gedreht, darunter: «Der 
Prozess: Kreml gegen Oleg Senzow» 
(«The Trial: The State of Russia vs Oleg 
Sentov»). Der Film lief an der Berlinale 
2017 in der Reihe Berlinale Special. Ku-
row folgte dem Schauprozess, in dem 
sich Senzow selbst verteidigte. Der Film 
enthüllt eine absurde und beängstigende 
kafkaeske Geschichte über die Staatsma-
schinerie, der Senzow gegenüberstand. 

Das Dokumentarfilmfestival 2017 in 
Budapest über die Menschenrechte zeig-
te den Film ebenfalls. Amnesty Interna-
tional Ungarn war anwesend und orga-
nisierte eine Kampagne «Free Senzow!» 
Der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) ist im Fall «Sentsov 
against Russia» zum Schluss gekommen, 
dass Russland Artikel 3 (Verbot der Fol-
ter), Artikel 5 (Recht auf Freiheit und Si-
cherheit) und Artikel 34 (das Recht auf 
individuelle Anwendung ohne Behinde-
rung) der EMRK verletzt hat.

Ukrainische Gefangene in Russland
Es gibt über 70 ukrainische politische 
Gefangene in Russland. Die Menschen 
wurden festgenommen, weil sie sich ge-
gen die illegale Annexion der Krim aus-
gesprochen haben. Dazu einige konkrete 
Beispiele: Oleksiy Chyrniy wurde in einer 
psychiatrischen Klinik festgehalten. Bru-
tale physische Gewalt wurde gegen Olek-
sandr Kolchenko angewendet. Hennadii 
Afanasiev und Oleg Senzow überlebten 
barbarische Folter, erlitten körperliche 
und psychische Erniedrigung. Drei uk-
rainische Staatsbürger, die sich derzeit 
in russischer Haft befinden, sind derzeit 
ebenfalls im Hungerstreik, mit der For-
derung Russland solle die ukrainischen 
politischen Gefangenen freilassen.

Mykya Borkin, Illya Zuikov, Enver 
Asanov und Stepan Tsyryl wurden be-

Zur statutarischen Jahresversammlung des Schweizerischen Friedensrates sind 
nicht nur die SFR-Mitglieder und AbonnentInnen der FRIEDENSZEITUNG herzlich 
eingeladen, auch Nichtmitglieder sind als Gäste willkommen.

1 Begrüssung / Entschuldigungen
2 Protokoll der Mitgliederversammlung vom 1. Dezember 2017 in Zürich
3 Jahresbericht 2017/2018 des Präsidenten Ruedi Tobler
4 Jahresrechnung 2017, Revisorenbericht, Finanzausblick
5 Wahlen (Präsident/in, Vorstandsmitglieder, Revisoren)
6 Ausblick auf die Arbeit des nächsten Jahres
7 Anträge und Anliegen der Mitglieder, Informationen, aktuelle Stellungnahmen

Statutarische Versammlung von 16.15 – 18.15 Uhr. Pause. Anschliessend um 19.00 
bis ca. 20.30 Uhr öffentliche Veranstaltung zur Ukraine: Diana Hryzyschyna, Mas-
ter in internationalen Beziehungen aus der Zentralukraine und engagiert in ukrai-
nischen Projekten, informiert über die aktuelle Lage in der Ukraine und dem Don-
bass-Kriegsgebiet sowie der Krim (in deutsch).

SCHWEIZERISCHER FRIEDENSRAT

Einladung zur Jahresversammlung 2018
Freitag, 28. September 2018

16.15 – 18.15 h: Statutarische Versammlung

19.00 – 20.30 h: Veranstaltung mit Diana Hryzyschyna
zur Lage in der Ukraine und der Krim

SFR, Gartenhofstr. 7, Zürich

schuldigt, Mitglied einer Krim-Terro-
ristengruppe zu sein. Nach der russi-
schen Annexion der Krim 2014 wurden 
mindestens 19 Personen wegen des 
Verdachts der Mitgliedschaft in dieser 
Gruppe verhaftet.

Auch die Krimtataren sind Opfer
Seit der Krimkrise 2014 ist die oberste 

Exekutivbehörde des Krimtatarischen 
Volkes – der Medschlis – Gegner der 
Sezession der Krim. Seit April 2016 ist 
er in der Russischen Föderation als «ex-
tremistische Organisation» eingestuft. 
Seine Tätigkeit ist verboten. Die stell-
vertretenden Leiter Ahmet Chiygoz und 
Ilmi Umerow sind in Haft in Russland.
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US-Präsident Donald Trump ist berüch-
tigt für die zahlreichen Widersprüche in 
und zwischen seinen Reden und seinen 
Handlungen. Der bislang markanteste 
Widerspruch: Im Präsidentschaftswahl-
kampf des Jahres 2016 drohte Trump 
mit der Aufkündigung der Nordame-
rikanischen Freihandelszone (NAFTA) 
mit Kanada und Mexiko und anderer 
Freihandelsabkommen, weil diese an-
geblich zum Nachteil der USA seien und 
von seinen Vorgängern seit Bill Clinton 
Anfang der 1990er-Jahre schlecht aus-
gehandelt worden seien.

/ Andreas Zumach /

China – der neue Hauptfeind 
Zugleich identifierte Trump China als 
den Hauptfeind der USA. Er warf Pe-
king die Überschwemmung des ameri-
kanischen Marktes mit Billiggütern und 
andere unfaire Handelspraktiken vor, 
Währungsmanipulation sowie die illegale 
Kopie und den Raub von amerikanischen 
Patenten. Vorwürfe, die zum Teil durch-
aus berechtigt sind und auch von den 
Regierungen anderer westlicher Staaten 
gegenüber China erhoben werden. Diese 
bemühen sich allerdings zumindest bis-
lang noch um eine Beilegung der Kon-
flikte durch geregelte Verfahren – sei es 
bilateral oder im Rahmen der Welthan-
delsorganisation (WTO) in Genf.

Trump hingegen kündigte für den 
Fall seiner Wahl zum Präsidenten einen 
Handelskrieg der USA gegen China an. 
In seiner ersten Amtshandlung am Tag 
nach dem Einzug ins Weisse Haus am 20. 
Januar 2017 tat Präsident Trump dann 
jedoch das exakte Gegenteil: Er zerriss 
den Vertrag über eine «Transpazifische 
Partnerschaft» (TPP) zwischen den USA 
und führenden Ökonomien in Asien, 
den sein vom ihm zutiefst gehasster Vor-
gänger Barack Obama in seinem letzten 
Amtsjahr ausgehandelt hatte.

Trumps kontraproduktive Politik
Dabei war es das strategische Ziel der 
Obama-Administration gewesen, durch 
die Schaffung einer von den USA do-
minierten Freihandelszone mit den pa-
zifischen Anrainerstaaten Australien, 
Brunei, Chile, Japan, Kanada, Malaysia, 

Mexiko, Neuseeland, Peru, Singapur, 
Vietnam, aber ohne China den Einfluss 
der USA in dieser Region zu sichern und 
China zu isolieren.

Am Tag, als Trump den TPP-Vertrag 
zerriss, knallten in Peking die Sektkor-
ken. Inzwischen bemüht sich Peking 
mit einigem Aussicht auf Erfolg um die 
Schaffung einer Freihandelszone mit all 
den von Trump desavouierten Staaten. 
Nach Pekings Vorstellung soll zusätzlich 
auch Indien dabei sein. Gelingt das Vor-
haben, entstünde die weltweit grösste 
und von China dominierte Freihandels-
zone unter Ausschluss der USA.

Die EU beugt sich Trumps
Iran-Sanktionen
Ähnlich kontraproduktiv – verglichen 
mit den öffentlich erklärten Zielsetzun-
gen der Administration in Washington – 
könnten sich auch die Folgen der Sank-
tionen gegen Iran auswirken, die Trump 
am 6. August gegen den Iran in Kraft ge-
setzt hat und die am 6. November noch 
erweitert und verschärft werden sollen. 
Die EU-Staaten haben sich dem Druck 
der USA und den von der Trump-Ad-
ministration angedrohten völkerrechts-
widrigen Sekundärsanktionen gegen 
europäische Unternehmen oder Banken, 
die weiterhin Geschäfte mit und im Iran 
machen wollen, weitgehend gebeugt.

Alle anderslautenden Beteuerungen 
aus Brüssel, Berlin und anderen europä-
ischen Hauptstädten sind leeres Wort-
geklingel. Die EU hat keine der durchaus 
vorhandenen wirksamen Möglichkeiten 
– bis hin zu Gegensanktionen gegen die 
USA – ergriffen. Brüssel hat nicht einmal 
eine Klage bei der Welthandelsorganisa-
tion in Genf gegen die US-Sanktionen 
eingereicht, obwohl diese Sanktionen 
auch ein klarer Verstoss gegen multila-
terale Handelsverträge sind.

Das im Juni von der EU-Kommission 
aktualisierte «Abwehrgesetz», das eu-
ropäische Unternehmen dazu bewegen 
sollte, die Drohung der USA mit Sekun-
därsanktionen zu ignorieren, war reine 
Augenwischerei. Insbesondere, weil die 
Kompensationsangebote der EU-Komis-
sion zur Entschädigung von Kosten und 
Verlusten, die europäischen Unterneh-
men und Banken, welche im Irangeschäft 

bleiben, durch die US-Sekundärsanktio-
nen entstehen könnten, völlig unzurei-
chend waren und damit unglaubwürdig.

Deutschland und Frankreich haben 
sich aus dem Iran zurückgezogen
Inzwischen haben sich fast alle bislang 
im Geschäft mit Iran befindlichen gros
sen Konzerne und Finanzinstitute aus 
Deutschland, Frankreich und anderen 
EU-Staaten, die zugleich auch grosse 
Interessen auf demUS-Markt haben, aus 
dem Land am Persischen Golf zurück-
gezogen und dabei zum Teil milliarden-
schwere Geschäfte und Investitionsvor-
haben mit Teheran wieder aufgekündigt. 
Darunter Airbus, Mercedes, Siemens, 
der französische Energiekonzern Total, 
die Deutsche Bank, der Pharmakon-
zern Merck, die Deutsche Bahn und die 
Deutsche Telekom. Die Begründung ist 
jeweils die gleiche: Das US-Geschäft der 
betreffenden Firmen ist weitaus ertrag-
reicher als die Tätigkeit in Iran.

Tatsächlich belief sich das Handels-
volumen der EU mit den Vereinigten 
Staaten im Jahr 2017 auf erheblich mehr 
als 600 Milliarden Euro, während das 
Handelsvolumen mit Iran nur 20 Mil
liarden Euro betrug. Hinzu kommen Fi-
nanzierungsprobleme, weil europäische 
und nordamerikanische Grossbanken 
sämtliche Aktivitäten in Iran eingestellt 
haben. Nur wenige Unternehmen – zu-
meist kleinerer und mittlerer Grössen-
ordnung –, die keine Geschäftsinteres-
sen in den USA haben, haben sich nicht 
aus dem Iran zurückgezogen.

China springt gerne in die Lücke
Auch hat die Regierung in Teheran von 
der EU nicht die erhofften verlässlichen 
Zusagen erhalten zur weiteren Abnahme 
iranischen Öls sowie zur Aufrechter-
haltung des internationalen Zahlungs-
verkehrs zwischen den europäischen 
Staaten und Iran. Die von den USA ver-
hängten und von Europa de facto mitge-
tragenen Sanktionen gegen Iran schaffen 
eine Lücke, die zunehmend von chinesi-
schen (Staats-)Unternehmen und Ban-
ken gefüllt wird.

Bereits in den acht Jahren der Oba-
ma-Administration (2008–2016), in 

Gefahr einer Konfrontation wächst
Die Iran-Sanktionen der USA führen zu verstärktem Einfluss Chinas im Nahen und Mittleren Osten
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denen die ursprünglich im Konflikt 
um Teherans Nuklearprogramm ver-
hängten Sanktionen gegen Iran noch in 
Kraft waren (sie wurden erst nach der 
Mitte Januar 2016 von der Internatio-
nalen Atomenergie-Organisation IAEO 
zertifizierten Umsetzung des Nuklear
abkommens mit Iran durch Teheran 
schrittweise aufgehoben), war China 
zum mit Abstand grössten Handelspart-
ner des Irans aufgestiegen.

Die neue Seidenstrasse nach Iran
wird rasant ausgebaut
Inzwischen (Stand: Juni 2018) kommen 
fast 25 Prozent aller iranischen Importe 
aus China (vor den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten mit 14,7 Prozent). Um-
gekehrt kauft China 30,2 Prozent aller 
iranischen Exporte (vor Indien mit 16,8 
Prozent). Zudem ist China mittlerweile, 
wie die Wirtschaftsförderungsagentur 
der deutschen Bundesregierung, Germa-
ny Trade & Invest, Ende Juni berichtete, 
«auch der grösste ausländische Inves-
tor» in Iran. Allein die China Exim Bank 
habe dort «26 Projekte im Wert von 8,5 
Milliarden US-Dollar finanziert». Hin-
zu komme, dass die Volksrepublik ihre 
Aktivitäten in der iranischen Erdöl- und 
Erdgasförderung stark ausgeweitet habe.

Ihr Anteil wird sich weiter vergrös-
sern nach dem angekündigten Rückzug 
der französischen Total aus der milliar-
denschweren Entwicklung des attrak-
tiven Erdgasprojekts South Pars 11 im 
Persischen Golf. Nach jüngsten Berich-
ten wird die China National Petroleum 
Corporation die Anteile von Total über-
nehmen. Darüber hinaus baut Beijing 
im Rahmen der «Neuen Seidenstras-
se» («One Belt, One Road») die Ver-
kehrskorridore nach Iran und weiter in 
Richtung Türkei in hohem Tempo aus. 
Erst kürzlich wurde eine neue Schienen-
transportverbindung zwischen den bei-
den Ländern eingeweiht.

Regime-Change-Kalkül der USA
nicht aufgegangen
Ziel der von der Trump-Administration 
verhängten Sanktionen gegen Iran ist 
der rasche Zusammenbruch der irani-
schen Regierung und ihr Ersatz durch 
kollaborationswillige prowestliche Kräf-
te. Daraus machen führende Vertreter 
der Administration, allen voran Trumps 
nationaler Sicherheitsberater John Bol-
ton, inzwischen überhaupt keinen Hehl 
mehr. Ein Regime Change in Teheran 
war bereits Ziel der umfassenden Sank-
tionen und Boykottmassnahmen, die die 

USA nach der islamischen Revolution 
im Jahr 1979 gegen Iran verhängt hatten.

Doch das Kalkül Washingtons ist 
nicht aufgegangen. In den zwei Jahr-
zehnten nach der islamischen Revoluti-
on war China allerdings noch kein rele-
vanter globaler Konkurrent für die USA 
und hatte Peking noch nicht den enor-
men Bedarf an fossilen Energien (Öl, 
Gas) und anderen Ressourcen, der seit 
Beginn des Jahrtausends die chinesische 
Aussen-(Wirtschafts-)politik nicht nur 
im Nahen und Mittleren Osten, sondern 
auch in Lateinamerika (Venezuela) und 
Afrika ganz wesentlich bestimmt.

Geplantes Pipeline-Projekt in petto
Iran als Land mit den zweitgrössten 
Gas- und den drittgrössten Erdölreser-
ven der Erde ist dabei von ganz beson-
derem Interesse für China – auch wegen 
seiner geografischen Lage am Persi-
schen Golf und als Transitland auf dem 
Weg von China nach Europa. Bereits 
im Jahr 2000 hatten die Regierungen 
in Peking und Teheran ein Abkommen 
mit einem Volumen über 100 Milliarden 
US-Dollar vereinbart zur Erschliessung 
der bis dato noch weitgehend unberühr-
ten Öl- und Gasfelder im Nordosten 
Irans durch chinesische Konzerne.

Geplant war der Bau von Pipelines 
quer durch Afghanistan und über Pa-
kistan bis nach China, mit einer Abzwei-
gung nach Indien. Doch wegen des Af
ghanistankrieges in den Jahren nach den 
Terroranschlägen vom 11. September 
2001, der Stationierung von zeitweise 
über 100’000 NATO-Soldaten und dem 
bis heute anhaltenden Bürgerkrieg in 
dem Land am Hindukusch konnte die-
ses zwischen China und Iran vereinbarte 
Projekt bislang nicht umgesetzt werden.

US-Präventivschläge gegen den Iran? 
Sollte der von der Trump-Administrati-
on erhoffte Regime Change in Teheran 
durch wirtschaftlichen Sanktionsdruck 
auch diesmal nicht gelingen, würden der 
Einfluss und die Marktdominanz Chin-
as im Iran sehr wahrscheinlich weiter 
erheblich zunehmen. Komme es dazu, 
dann «werden die USA voraussicht-
lich Präventivschläge gegen den Iran 
durchführen», heisst es in einer aktuel-
len Analyse der Deutschen Gesellschaft 
für Auswärtige Politik in Berlin vom Juli 
dieses Jahres.

Auf diese Weise, schreibt der aussen-
politische Thinktank, könnten «Trump 
und seine Berater nicht nur Irans Nu
klearoption verhindern und Regional-

machtambitionen begegnen, sondern 
auch China einen Strich durch seine geo-
politische Rechnung machen»; denn «ein 
Krieg würde es dem Rivalen China er-
schweren, dringend benötigte Rohstoffe» 
aus Iran zu beziehen und dort «weiteren 
Einfluss zu gewinnen». «Politische und 
wirtschaftliche Entscheidungsträger in 
Deutschland und Europa sollten sich da-
rauf einstellen», rät die Denkfabrik, «dass 
notfalls militärische Präventivschläge 
gegen den Iran unter anderem auch ver-
hindern können, dass China einmal mehr 
Nutzniesser westlicher Sanktionen ist». 

Wie China auf ein eventuelles mili-
tärisches Vorgehen der USA gegen Iran 
– sei es allein oder im Verbund mit Te-
herans regionalen Hauptfeinden Saudi-
arabien und Israel – reagieren würde, 
ist derzeit noch offen. Doch die Gefahr 
einer militärischen Eskalation im Nahen 
und Mittleren Osten mit indirekter oder 
gar direkter Beteiligung der absteigen-
den Weltmacht USA und der aufstei-
genden Weltmacht China wird grösser.

AbonnentInnen haben letzthin die Fo-
lierung unserer Zeitung beanstandet. 
Wir haben seinerzeit das Einschweissen 
beschlossen, weil wir unserem Blatt 
dadurch das Adressfeld, mögliche Be-
gleitbriefe und Sonderbeilagen beilegen 
konnten. Das Adress-Deckblatt könnten 
wir im Prinzip mitheften, riskierten da-
mit aber Eselsohren und Risse, für die 
die Post keine Garantie übernimmt.

Wir baten unsere Druckerei um eine 
Stellungnahme, die uns versicherte: «Bei 
der Herstellung der Folie aus Polyethy-
len werden keine gefährlichen Stoffe 
eingesetzt. Polyethylen-Folien sind ge-
mäss EG-Richtlinie 1999/45 nicht als 
gefährlich einzustufen. Bei Lagerung 
auf der Mülldeponie verhalten sie sich 
der Umwelt gegenüber neutral. Sie soll-
ten jedoch der Wiederverwertung zu-
geführt werden, da die Möglichkeit des 
Recycelns besteht. Des Weiteren wird 
zur Herstellung der Folie kein PVC ein-
gesetzt. Die Folie ist frei von Chlor und 
Schwefel. Schwermetalle wie Blei, Kad-
mium, Quecksilber, Chrom (VI) sind bei 
der an uns gelieferten Polyethylen-Folie 
keine Rezepturbestandteile und die Zu-
sammensetzung entspricht somit den 
Anforderungen der Richtlinie 94/62/EG 
vom 20.12.1994 bzgl. Verpackungen und 
-abfällen.»                                        Redaktion 

In eigener Sache: Die Plastikfolie
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Erfüllungsgehilfen
regionaler Mächte

Hintergründe zum Friedenskalender 2019 zu Libanon (1)

Die Rivalität zwischen Saudi-Arabien 
und dem Iran sorgt für andauernde 
Spannung im Libanon. Sie verhindert 
auch die Regierungsbildung nach den 
Parlamentswahlen im Mai dieses Jahres.

/ Michael Wrase /

Die Starreporterin des französischen 
Privatsenders BFM-TV war unzufrie-
den, nachdem Emmanuel Macron die 
Frage nach seinen «aussenpolitischen 
Erfolgen» zum wiederholten Mal mit 
Allgemeinplätzen beantwortet hatte. 
«Sie vermitteln uns zwar den Eindruck, 
dass es einen Macron-Effekt gibt», pro-
vozierte Ruth Elkrief den französischen 
Präsidenten – und ging noch einen 
Schritt weiter: «Hört man denn wirklich 
noch auf Sie?»

Der sichtlich in die Enge getriebene 
Macron hatte daraufhin keine andere 
Wahl, als etwas wirklich Aufsehener-
regendes zu verkünden: «Wenn Frank-
reich nicht da gewesen wäre, dann wäre 
es möglich, dass heute in dem Mo-
ment, wo wir jetzt sprechen, im Liba-
non Krieg herrscht.» Der französischen 
Diplomatie, erklärte das französische 
Staatsoberhaupt im Mai dieses Jahres 
dem erstaunten Fernsehpublikum, sei 
es unter seiner Führung gelungen, den 
saudischen Kronprinzen davon zu über-
zeugen, den mehrere Wochen in Riad 
festgehaltenen libanesischen Premier-
minister Saad Hariri nach Paris ausrei-
sen zu lassen – und so eine drohende 
Ausweitung des Stellvertreterkrieges in 
Syrien auf den Libanon zu verhindern.

Das mysteriöse Verschwinden Hariris
Was war geschehen? Hariri war im No-
vember vergangenen Jahres nach Riad 
zitiert und dort nach einigen Tagen 
Hausarrest zum Amtsverzicht gezwun-
gen worden. Die Rücktrittsrede, die Har-
iri mit stockender Stimme vor laufenden 
Kameras vortragen musste, hatten ihm 
die Saudis geschrieben. Diese waren 
verärgert, dass ihr Verbündeter in Bei-
rut einen zur lokalen Friedenssicherung 
notwendigen Ausgleich mit der pro-ira-

nischen Hisbollah angestrebt hatte, an-
statt, wie von Riad gefordert, auf Kon-
frontationskurs zum Iran zu gehen.

Das plötzliche Verschwinden Ha
riris und dessen von Riad erzwungene 
Rücktrittsrede hatten im Libanon eine 
schwere Krise ausgelöst. Selbst die An-
hänger des Premierministers schlossen 
eine Entführung des sunnitischen Poli-
tikers nicht aus. Je länger Hariri in Sau-
di-Arabien bleiben würde, befürchteten 
Beobachter, desto grösser die Gefahr 
einer Eskalation im saudisch-iranischen 
Machtkampf, die Hariri mit seiner von 
Macron vermittelten Rückkehr in den 
Libanon gerade noch verhinderte.

Am 21. November 2017 landete Ha-
riri in Beirut, wo er Staatspräsident Mi-
chel Aoun einen Tag später versprach, 
seinen «angebotenen Rücktritt» im In-
teresse des Landes auf «unbestimmte 
Zeit zu verschieben». Die Politik seines 
Landes sollte sich in Zukunft von den 
äusseren und regionalen Konflikten im 
Mittleren Osten abgrenzen, erkannte 
Hariri durchaus richtig. Die Bereitschaft 
dazu war – und ist – jedoch gering. Li-
banons Politiker waren in der Vergan-
genheit meist die Erfüllungsgehilfen 
ausländischer Mächte. Und sie werden 
es vermutlich auch in Zukunft bleiben.

Sunniten gegen Schiiten
Auch Hariris Versuch, sich von den «re-
gionalen Konflikten» in der Region ab-
zugrenzen, sollte nur von kurzer Dauer 
sein. Bereits während des Parlaments-
wahlkampfes im Frühjahr dieses Jahres 
vertieften sich die Gräben zwischen po-
litischen Fraktionen in der Zedernrepu
blik wieder. Anstelle von konkreten 
Sachthemen stellte Hariri den «Kampf 
für die Identität des Libanons» in den 
Mittelpunkt seiner Kampagne. «Wer am 
6. Mai (dem Wahltag) zu Hause bleibt, 
gibt seine Stimme der Hisbollah», warnte 
der sunnitische Politiker vor einem wei-
teren Machtgewinn der pro-iranischen 
Schiitenmiliz – und deren Partei, die seit 
1992 im Beiruter Parlament vertreten ist.

Zum ersten Mal in seiner Geschich-
te hatte der Libanon ein proportionales 

Wahlsystem erhalten. Es sollte den lan-
desüblichen Stimmenkauf einschrän-
ken und so eine bessere Repräsentati-
on der Wählerschaft ermöglichen. An 
der im Voraus festgelegten konfessio-
nellen Verteilung der 128 Parlaments-
sitze änderte sich freilich nichts. Eine 
Zehn-Prozent-Hürde erschwerte zudem 
unabhängigen Kandidaten den Einzug 
in ein Parlament, das letztendlich von 
jenen «Traditionalisten dominiert wer-
den wird, die mit Lippenbekenntnissen 
den Status quo bewahren wollen», wie 
der Beiruter L’Orient-Le Jour bereits vor 
dem Urnengang richtig erkannt hatte. 
Zivilgesellschaftliche Gruppen hätten 
in der noch immer verkrusteten politi-
schen Landschaft des Libanon nur ge-
ringe Chancen.

Die Hisbollah gewinnt die Wahlen
Gewonnen wurden die Wahlen von der 
Hisbollah. Die Gruppierung konnte 
nicht nur ihre 13 Mandate verteidigen, 
sondern zusammen mit ihren schii-
tischen und christlich-maronitischen 

Konfessionalismus im Libanon
Das politische System des Libanon 
basiert auf konfessioneller Auftei-
lung. Es garantiert für elf der 18 
anerkannten Religionsgemeinschaf-
ten eine vorbestimmte Anzahl an 
Parlamentssitzen, unabhängig von 
der tatsächlichen Anzahl der wahl-
berechtigten Angehörigen. Die 128 
Parlamentssitze gehen zu jeweils 50 
Prozent an Christen und Moslems, 
die wiederum untereinander aufge-
teilt werden: Sunniten und Schiiten 
erhalten jeweils 27 Sitze, die Drusen 
acht Mandate. Zwei Sitze gehen an 
die alawitische Minderheit im Nor-
den des Landes. Auf christlicher 
Seite erhalten die Maroniten 34, die 
Orthodoxen 14, die Katholiken 8, 
die Armenier 6 Sitze, andere christ-
liche Minderheiten zwei Mandate.

Laut dem «Nationalpakt» von 
1943 muss der Staatspräsident der 
Republik Libanon (derzeit Michel 
Aoun) immer ein maronitischer 
Christ sein. Der Ministerpräsident 
(Saad Hariri) ist sunnitischer, der 
Parlamentspräsident (Nabih Berri) 
schiitischer Moslem. Die erste und 
letzte Volkszählung im Libanon 
fand 1932 statt, elf Jahre vor der Un-
abhängigkeit des Landes.
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Friedenskalender 2019
zu Libanon

Schon zum 23. Mal erscheint der Post-
kartenkalender des Friedensrates, fürs 
kommende Jahr 2019 zum Libanon. 
Zwölf abtrennbare farbige Postkarten 
enthalten Sujets von einer Reise Francine 
Perrets in diesem Frühjahr. Darüber hin-
aus enthält der Kalender wie immer die 
internationalen Tage der UNO sowie die 
wichtigsten Friedenstermine des nächs-
ten Jahres. Er wird allen Mitgliedern 
sowie den Abonnentinnen und Abon-
nenten der FRIEDENSZEITUNG Mit-
te Oktober zugestellt oder kann unter 
info@friedensrat.ch für 25 Franken be-
stellt werden. Wir ergänzen mit unserem 
Schwerpunkt auf den Seiten 14 bis 22 das 
Thema des Kalenders 2019 mit Hinter-
grundinformationen zum Libanon.

2019
Friedenskalender

SCHWEIZERISCHER FRIEDENSRAT

Verbündeten erstmals eine Mehrheit in 
der 128-köpfigen Volksvertretung er-
ringen (siehe Kasten). Die «Zukunftsbe-
wegung» von Ministerpräsident Hariri 
verlor dagegen 12 ihrer 33 Sitze. Trotz-
dem wurde der sunnitische Politiker mit 
der Regierungsbildung beauftragt, die 
auch Ende August, knapp vier Monate 
nach den Parlamentswahlen, nicht ab-
geschlossen war.

Hauptstreitpunkt sind die künftigen 
Beziehungen zum Nachbarland Syrien, 
die in den letzten Jahren eingefroren 
worden waren. Während die von der 
Hisbollah dominierte Mehrheitsfrak-
tion im Beiruter Parlament «normale 
Beziehungen» mit dem Assad-Regime 
durchsetzen und diese Forderung in ei-
ner Regierungserklärung auch schrift-
lich fixieren will, lehnt Hariri dies ab. 
Rückendeckung erhält der Premier von 
Saudi-Arabien, das sich nach dem «Ent-
führungsversuch» im November 2017 
mit dem sunnitischen Politiker versöhnt 
hat und den Konfrontationskurs zum 
Iran weiter verschärft.

Rückkehr zum Status quo ante
Die Islamische Republik gehört neben 
dem Assad-Regime zu den grossen Ge-
winnern im Nahen Osten. Saudi-Ara-
bien konnte dagegen sein grosses Ziel, 
nämlich einen Machtwechsel in Da-
maskus, nicht durchsetzen. Ohnmäch-
tig muss Riad nun zusehen, wie das 
von Iran gestützte Regime in Damaskus 
auch im Libanon versucht, seine einstige 
Vormachtstellung zurückzugewinnen.

Die Rückkehr zum Status quo ante 
ist vor allem für Saad Hariri eine Hor-
rorvorstellung. Sein prominenter Vater 
Rafik Hariri war am 14. Februar 2005 
bei einem verheerenden Bombenan-
schlag unweit des Beiruter St. George 
Hotels ermordet worden. Die Drahtzie-
her des «Attentates am Valentinstag» 
werden, wie fast alle politischen Mörder 
im Libanon, vermutlich niemals zur Re-
chenschaft gezogen werden. Das heisst 
aber nicht, dass sie nicht bekannt wä-
ren. Nach Erkenntnissen des Hariri-La-
gers wurden sie von den Herrschenden 
in Damaskus und Teheran zu ihren 
Schandtaten angestiftet.

Schauplatz regionaler Konflikte
Dutzende von libanesischen Politikern, 
Journalisten und Militärs kamen seit 
dem Ende des Bürgerkrieges (1975 – 
1990) bei Attentaten, die dem syrischen 
Geheimdienst zugeschrieben werden, 
ums Leben. Nach der Ermordung von 

Rafik Hariri musste sich das syrische 
Militär aus dem Libanon zurückziehen. 
Die Hoffnung, dass sich die Zedernre-
publik ein für alle Mal von Syrien ab-
grenzen könnte, war gross.

Während des Volksaufstandes in 
Syrien wurden die sunnitisch-islamisti-
schen Rebellen auch aus dem Libanon 
unterstützt. Kämpfer der pro-iranischen 
Hisbollah trugen ihrerseits ganz ent-
scheidend dazu bei, dass sich das As-
sad-Regime an der Macht behaupten 
konnte. «Hätten wir nicht eingegriffen, 
wäre der Libanon von Kaida-Dschiha-
disten und dem ‹Islamischen Staat› über-
rannt worden», hatte Hisbollah-Chef 
Hassan Nasrallah die Syrien-Interventi-
on seiner Miliz verteidigt.

Für die libanesischen Sunniten hat-
te die von Iran finanzierte Gruppierung 
ihre Kompetenzen dagegen überschrit-
ten und damit die konfessionellen Grä-
ben in der Zedernrepublik weiter ver-
tieft. Das kleine Land am Mittelmeer 
wird auf unabsehbare Zeit der Schau-
platz regionaler Konflikte bleiben, die 
sich durch die amerikanische Interven-
tionspolitik im Iran auch im Libanon 
verschärfen könnten.

Eine Million syrischer Flüchtlinge
Ein von der Trump-Administration an-
gestrebter ‹Regime Change› in Teheran, 
das ist sicher, dürfte auch in Beirut für 
erhebliche Turbulenzen sorgen, weil 
dann die Hisbollah ihren Schutzpatron 
und Geldgeber verloren hätte. Doch so 
weit ist es noch lange nicht, auch wenn 
nicht wenige in Beirut von einem sol-
chen Szenario träumen.

Aber auch ohne die zuspitzenden 
regionalen Konflikte gibt es im Liba-
non genügend Zündstoff. Das Land 
beherbergt über eine Million syrischer 
Flüchtlinge, die teilweise unter erbärm-
lichen Bedingungen leben. Hilfe von der 
Regierung können sie nicht erwarten. 
Der Libanon ist einer der am stärksten 
verschuldeten Staaten der Welt. Die 
Staatsschulden werden auf mehr als 150 
Prozent der jährlichen Wirtschaftsleis-
tung geschätzt. 

Auf einem Treffen im Mai dieses 
Jahres in Paris hatten 45 ‹Geberländer› 
Finanzhilfen in Höhe von 6,6 Milliarden 
Euro zugesagt. Es handelt sich dabei um 
projektbezogene Hilfe, deren Vergabe 
dieses Mal streng überwacht werden 
soll. Der Libanon ist für seine Korrupti-
on und Vetternwirtschaft berüchtigt. 
Seit Jahrzehnten sorgen die Herrschen-
den dafür, dass die Schere zwischen Arm 

und Reich immer weiter auseinander 
geht. Sollte sich diese Weiter- so-Men-
talität nicht bald grundlegend ändern, 
sind erneute soziale Unruhen in der 
‹Schweiz des Nahen Ostens› nur noch 
eine Frage der Zeit. Bereits vor drei Jah-
ren waren in Beirut Zehntausende auf 
die Strasse gegangen, um unter dem 
Motto «Mir stinkt es» die ineffiziente 
Müllentsorgung anprangern. Es war das 
erste Mal, erinnert sich der libanesische 
Journalist Karim Chehayeb, «dass sich 
das ganze Land, das sonst religiös und 
politisch gespalten ist, einigen konnte» 
– und gemeinsam das Versagen der kor-
rupten Politikerklasse verurteilte. 
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Felix Ziegler, der lange Zeit im Libanon 
als Leiter von armenischen Institutio-
nen gelebt und den Bürgerkrieg von 
1975 bis 1990 hautnah miterlebt hat, 
hat uns umfangreiches Material zur 
Geschichte des Libanon zusammen-
gestellt. Die folgenden drei Aufzeich-
nungen befassen sich mit der frühen 
Geschichte und mit der Zeit des franzö-
sischen Mandats, die für das Verständ-
nis der libanesischen Verhältnisse und 
des Bürgerkriegs unabdingbar sind. 
Ungekürzt sind sie auf unserer Website 
www.friedensrat.ch zu finden. 
 

/ Felix Ziegler / 

Die grossen Ebenen und Steppen der 
arabischen Halbinsel und Mesopo-
tamiens begünstigten das Entstehen 
grosser Reiche (Sumerer, Assy-
rer, Chaldäer, arabisches Kali-
fat). Die unterdrückten Völker 
flüchteten in die Randgebir-
ge, darunter in den Libanon, 
wo die grossen Armeen nicht 
mehr frei operieren konnten, 
wo Streitwagen kein Schlacht-
feld fanden, wo grosse Kanonen 
kaum hingeschleppt werden 
konnten und wo wenige Krie-
ger einen Zugang zu ihrem Dorf 
gegen eine Übermacht verteidi-
gen konnten. Im allgemeinen 
liessen dann die Grossreiche 
diese BergbewohnerInnen in 
Ruhe, der Einsatz lohnte sich 
nicht, der Ertrag war zu gering 
für den Aufwand. 

So siedelten sich im Verlaufe 
der Jahrhunderte verschiedene 
Minderheiten im Libanongebir-
ge an, auf kleinem Raum lebten 
neben- und untereinander ver-
schiedene Gruppierungen. Die 
Kleinräumigkeit führte zu abge-
schlossenen kleinen Einheiten, 
die Familie wurde wichtiger als 
die Sippe, die Sippe wichtiger als der 
Stamm oder die Ethnie. Die Loyalität 
galt zuerst der engsten Einheit.

Der libanesische Küstenstreifen
als Durchgangszone
Von Alters her war der Küstenstreifen 
zwischen dem Gebirge und dem Meer 

die grosse Durchgangsstrasse, auf der 
sowohl der Handel von Süd nach Nord, 
von Ägypten nach Mesopotamien und 
Anatolien, wie auch die Feldzüge der Er-
oberer erfolgten. An der engsten Stelle, 
am Nahr el Kelb (Hundsfluss), liessen 
sich die Eroberer mit Inschriften verewi-
gen. Man zählt dort etwa 20 Tafeln, von 
Ramses II. bis zu den Briten und Fran-
zosen im Ersten Weltkrieg. 2000 wurde 
sogar eine Gedenktafel zum Abzug der 
Israelis eingeweiht. So lebte im Libanon 
eine weltoffene Bevölkerung, gewohnt, 
sich an veränderte Bedingungen anzu-
passen und in Unsicherheit zu leben.

Eine ganze Reihe guter Häfen be-
günstigten die Seefahrt: Sur (Tyros), 
Saida (Sidon), Beirut, Dschebeil (By-
blos) und Tripoli. Die Seefahrt – vor 
allem Fischfang und Handel – blühte 

schon früh. Die Phönizier als Küstenbe-
wohner richteten ihren Blick hinaus aufs 
Meer und nicht so sehr auf die Berge im 
Hinterland. Nordafrika oder Spanien la-
gen ihnen näher als etwa die Bekaa hin-
ter dem Libanongebirge. Auswandern, 
neue Städte gründen, eine neue Heimat 
aufbauen, dies gehörte seit dem Alter-

tum zur DNA der Küstenbewohner 
und ist es bis heute geblieben. Es gibt 
viel mehr LibanesInnen im Ausland als 
im Libanon (wie der Schweizer Pass ist 
auch der libanesische unverlierbar, die 
Nationalität kann auch im Ausland ver-
erbt werden). 

Andersgläubige und Häretiker
Glaubensvorstellungen spielten in den 
Kriegen oft eine wichtige Rolle. In den 
letzten beiden Jahrtausenden waren es 
zwei Religionen, die einen Einfluss auf 
die BewohnerInnen hatten und die dazu 
führten, dass sich bedrängte religiöse 
Minderheiten in die Berge flüchteten: 
das Christentum und der Islam. Zu Be-
ginn des ersten Jahrtausend breitete 
sich das Christentum unaufhaltsam in 
der Levante und damit auch im Libanon 

aus. Früh aber stiessen verschie-
dene Auffassungen aufeinander. 
In den ersten ökumenischen 
Konzilen wurde versucht, eine 
einheitliche Glaubenslehre zu 
finden. Wer anders dachte, wur-
de mit dem Bannfluch belegt. 
Noch heute gibt es orthodoxe 
Kirchen, die vor der Eucharistie 
jeden Sonntag den Bannfluch 
aussprechen: «Aber die da sa-
gen: es war eine Zeit, wo der 
Sohn nicht war, oder es war eine 
Zeit, wo der Heilige Geist nicht 
war, oder dass sie aus Nichts 
geschaffen seien; oder die da sa-
gen, der Sohn Gottes oder der 
Heilige Geist seien aus einem 
anderen Wesen hervorgebracht 
worden und seien dem Wech-
sel unterworfen, veränderlich, 
solche exkommuniziert und 
verflucht die katholische und 
apostolische Kirche.» (Überset-
zung) 
Dass man Abweichler, Häreti-
ker, in den Kirchen und in der 
Politik, oft härter verfolgt als die 

Andersgläubigen, ist eine Tatsache, die 
sich durch die ganze Geschichte hin-
durchzieht: Konstantinopel fiel 1453 wie 
eine reife Frucht, da viele Byzantiner lie-
ber «unter dem Halbmond als unter dem 
Krummstab des Papstes» leben wollten,  
und heute wütet der ‹Islamische Staat› 
gegen die Schiiten noch mehr als gegen 

Die Berge des Libanon als Zufluchtsorte
Hintergründe zum Friedenskalender 2019 zu Libanon (2)
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Das Sykes-Picot-Abkommen
Am 16. Mai 1916, also noch während 
des Ersten Weltkrieges, schlossen Gross-
britannien und Frankreich ein Abkom-
men, wie sie die arabischen Gebiete des 
Osmanischen Reiches nach dem Sieg 
aufteilen wollten. Nach den beiden Chef
unterhändlern wurde das Abkommen 
Sykes-Picot-Abkommen genannt. Der 
Löwenanteil sollte an Grossbritannien 
gehen, für Frankreich waren die Gebie-
te des heutigen Syrien und des Libanon 
vorgesehen sowie die heutige türkische 
Provinz Hatay (Iskenderun-Antiochia). 
Das Abkommen sollte geheim bleiben, 
doch nach der russischen Revolution 
veröffentlichten es die Bolschewiken, um 
die Perfidie der westlichen Mächte zu zei-
gen, die ja gleichzeitig den Arabern einen 
grossen Teil dieser Gebiete für ein arabi-
sches Königreich versprochen hatten.

Bei Kriegsende hatten die britischen 
Truppen den grössten Teil des heutigen 
Syriens erobert, und im Oktober 1918 
setzten sie Faisal, den Sohn des Scherifs 
von Mekka, in Damaskus als König ei-
nes arabischen Reiches ein. Doch Frank-
reich insistierte auf der Einhaltung des 
Sykes-Picot-Abkommens, und so zogen 
sich die britischen Truppen zurück, und 
französische Truppen verjagten am 24. 
Juli 1920 in bester Kolonialmanier den 
König Faisal (der später von den Briten 
zur Entschädigung als König des Iraks 
eingesetzt wurde) und kontrollierten 
dann das ganze ihnen laut des Sykes-Pi-
cot-Abkommens zugestandene Gebiet.

Mandat des Völkerbundes
Im Friedensvertrag mit der Türkei 
wurde die Aufteilung der arabischen 
Gebiete gemäss des Sykes-Picot-Ab-
kommens auch vom Völkerbund mit 
einem Beschluss vom 29. September 
1923 abgesegnet. Allerdings wurde die 
Übertragung dieser Gebiete unter die 
Herrschaft von Grossbritannien und 
Frankreich mit einem Mandat verse-
hen: Das Ziel der Herrschaft sollte die 
Unabhängigkeit dieser Gebiete sein, die 
Bevölkerung sollte langsam zu Demo-
kratie und Selbstbestimmung geführt 
werden. Dies hinderte allerdings Frank-

reich nicht, diese Gebiete wie Kolonien 
zu verwalten. Zunächst wurde das fran-
zösische Mandatsgebiet in fünf Länder 
aufgeteilt: An der Küste der Libanon 
(Hauptstadt Beirut) und ein Alawiten-
staat (Hauptstadt Lataquie), im Innern 
von Norden nach Süden der Staat Alep-
po (Aleppo), Damaskus (Damaskus) 
und Dschebel Druze (Al-Suweida). 
Im Laufe der folgenden Jahre bis zum 
Zweiten Weltkrieg wurden dann die 
vier letztgenannten Gebiete zum Staat 
Syrien zusammengeschlossen und 1939 
nach einem wahrscheinlich gefälschten 
Referendum das Gebiet von Iskenderun 
und Antiochia an die Türkei als Provinz 
Hatay abgetreten. 

Vom Mont-Liban zum Grand Liban 
Im Osmanischen Reich hatte der Di-
strikt (Mutasarrifiat) Dschebel Lub-
nan (Berg Libanon) eine, wenn auch 
beschränkte, Autonomie. Der Distrikt 
umfasste die Berge des Libanon, der 
nördliche Teil war von Maroniten be-
wohnt, der südliche Teil von Drusen. 
Die Maroniten bilden eine autokephale 
katholische Kirche, das heisst, sie an-
erkennen den römischen Papst als ihre 
höchste Autorität, sind aber in allen 
Belangen selbständig unter der Füh-
rung ihres Patriarchen, der in Bkerke 
im Libanon residiert. Manchmal ist der 
Patriarch gleichzeitig ein Kardinal der 
römisch-katholischen Kirche. Die Ma-
roniten als seinerzeit von den orthodo-
xen Christen verfolgte Gemeinschaft 
hatten sich in die Berge zurückgezogen. 
Die meisten Maroniten leben im Liba-
non, kleinere Gemeinschaften finden 
wir in Syrien und in Zypern. Seit 1860, 
nach blutigen Auseinandersetzungen 
zwischen Drusen und Maroniten, sah 
sich Frankreich als Schutzmacht der 
Maroniten im Osmanischen Reich.

Frankreich beabsichtigte, an der Küs-
te einen christlichen Staat zu errichten. 
Deshalb erweiterte es schon am 1. Sep-
tember 1920 das Mutasarrifiat Mont-Li-
ban, indem sie die Küstenregion mit den 
Städten Sur (Tyros), Saida (Sidon), Beirut 

die Christen. Da aber viele der als Hä-
retiker Gebrandmarkten ihren Glauben 
bewahren wollten, flüchteten sie eben in 
die Berge, wo sich auch eine kleine Ge-
meinschaft verteidigen konnte.

Der Riss unter Sunniten und Schiiten
Im späten Mittelalter versuchte die rö-
misch-katholische Kirche, die orthodo-
xen und die monophysitischen Christen 
im osmanischen Reich zur römisch-ka-
tholischen Kirche zu bekehren, und ab 
Mitte des 19. Jahrhunderts kamen evan-
gelische Missionare mit ihrem Bekeh-
rungseifer, sodass die alten Kirchen im 
Allgemeinen in drei Teile zerfielen; der 
grosse Kern, der der alten Tradition treu 
blieb, die katholische sowie die evange-
lische Abspaltung. Oft bekämpfte man 
sich gegenseitig. Wenn man Dokumen-
te der Jesuitenmission im osmanischen 
Reich aus dem 17. oder 18. Jahrhundert 
liest, so findet man die alten Kirchen 
konsequent als «Häretiker» bezeichnet. 
Und sogar die kürzlich heilig gesproche-
ne Gonxhe Bojaxhiu alias Mutter Teresa 
sagte mir zum Abschied, nachdem ich sie 
und zwei ihrer indischen Nonnen einige 
Tage beherbergt hatte: «Ihr seid zwar al-
les Häretiker, aber ich spüre Gottes Segen 
auf eurem Werk.»

In der zweiten Hälfte des ersten 
Jahrtausends kam dann machtvoll der 
Islam, und grosse Teile der Bevölkerung 
konvertierten. Aber schon 680, nach 
der Schlacht von Kerbala, ging ein tiefer 
Riss durch den Islam, die Trennung zwi-
schen Schiiten und Sunniten. Während 
die Sunniten weitgehend die grossen 
Ebenen beherrschten, wurden die Schi-
iten mehr und mehr in die Randgebiete 
und damit auch in den Libanon, ver-
drängt. Auch hier war die Feindschaft 
gegenüber den Abweichlern meist grö-
sser als gegenüber den Christen.

Während die Sunniten mehr oder 
weniger geeint blieben, sich höchstens 
zu verschiedenen Rechtsschulen be-
kannten, bildeten sich bei den Schiiten 
bald verschiedene Untergruppen oder 
Sekten. Die bedeutendste unter ihnen 
für das Gebiet des Libanon sind die Ala-
witen. Auch untereinander vertrugen 
sich die verschiedenen Gruppen nicht 
immer sehr harmonisch. Einmal mehr 
boten sich die Berge des Libanon als Zu-
fluchtsort an.

Der Libanon unter
französischem Mandat

Hintergründe zum Friedenskalender 2019 zu Libanon (3)
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und Trablus (Tripoli) sowie das Tal der 
Bekaa zum Grand Liban, wie der Liba-
non anfänglich von Frankreich genannt 
wurde, hinzufügten. Alle christlichen 
Gemeinschaften in den von Frankreich 
verwalteten Gebieten wurden eingela-
den, dort zu siedeln. Dabei ging Frank-
reich davon aus, dass der grosse Gegen-
satz zwischen Muslimen und Christen 
bestehe, in Verkennung der Tatsache, 
dass die Spannungen zwischen einzelnen 
christlichen Gemeinden oder zwischen 
Schiiten und Sunniten oft grösser waren 
(und sind, man denke beispielsweise an 
die Auseinandersetzungen im Irak).

Das Ziel war ein Staat mit mindes-
tens 55 Prozent Christen. Da aber die 
neu hinzugefügten Gebiete vorwiegend 
muslimisch besiedelt waren (sunnitisch 
im Norden, schiitisch im Süden und in 
der Bekaa), musste mit allen Mitteln die 
Zahl der Christen erhöht werden. Des-
halb konnten Christen im ganzen franzö-
sischen Verwaltungsgebiet libanesische 
Pässe erhalten, wie etwa die Familie mei-
ner Frau, die in Aleppo wohnte. So gelang 
es tatsächlich, bei der Volkszählung von 
1932 eine, wenn auch kleine christliche 
Mehrheit (52 Prozent) zu erhalten. 

Die von der französischen Verwal-
tung gegebene Verfassung für das Man-
datsgebiet Libanon verteilte Macht und 
Einfluss aufgrund dieses Zensus, die 
mit (bescheidenen) Kompetenzen aus-
gestatteten Selbstverwaltungsorgane 
wurden proportional zusammengesetzt. 
Überdies konnten die Religionsgemein-
schaften (arabisch: Millets) auch weiter-
hin ihre eigenen Angelegenheiten bis zu 
einem gewissen Grade unabhängig re-
geln, wie schon zur Zeit der Osmanen-
herrschaft.

				  

In den folgenden Jahrzehnten wurden 
die offiziellen Statistiken stets so weiter-
geführt, dass diese Prozentzahlen stabil 
blieben. Doch die Realität war eine an-
dere: Der Prozentsatz der Maroniten 
nahm ab, vor allem durch die Auswan-
derungen. Die Maroniten – und die 
Christen im Allgemeinen – verfügten 
über gute Schulen, oft waren dies fran-
zösische oder amerikanische. Ihr Bil-
dungsstand war damit höher, die Mög-
lichkeit, im Ausland gute Positionen zu 
erreichen, war grösser, und auch ihre 
Kinderzahl war kleiner als bei den mus-
limischen Gemeinschaften.

Ganz anders sah es für die Schii-
ten aus: Sie bildeten den ärmsten Teil 
der Bevölkerung, besuchten die eher 
auf tiefem Niveau operierenden staatli-
chen Schulen, während ihre Kinderzahl 
wuchs. Diese offiziellen Zahlen waren 
also ziemlich weit von der Wirklichkeit 
entfernt. Dennoch wurden sie bei der 
Unabhängigkeit 1943 zur Grundlage der 
Verteilung der Macht.

Vom Mandatsgebiet zum
unabhängigen Staat
Unter britischem Druck verkündete im 
Sommer 1941, während des Zweiten 
Weltkrieges, der französische Hoch-
kommissar die Verpflichtung Frank-
reichs, dem Libanon bald die Unabhän-
gigkeit zu gewähren. Damit sollten die 
teilweise mit Deutschland sympathisie-
renden Araber auf die Seite der Alliier-
ten gezogen werden. Im Sommer 1943 
fanden dann die Wahlen des künftigen 
Präsidenten und des Parlaments statt, 
wobei für die Millets Quoten für die Sit-
ze im Parlament gemäss des Zensus von 
1932 (und den offiziellen Statistiken) re-
serviert wurden. 

Das Präsidentenamt sollte einem Ma-
roniten zukommen, da diese offiziell 
die grösste Gemeinschaft bildeten. Drei 
Kandidaten stellten sich zur Wahl: Ray-
mond Edde, der den Franzosen nahe-
stand, der von den Briten favorisierte 
Camille Chamoun und der arabische 
Nationalist Bechara el-Khoury, der 
schon früher die Unabhängigkeit des 
Libanon gefordert hatte. Bechara el-
Khoury verbündete sich mit dem sunni-
tischen Politiker Riyadh el-Sohl, dem er 
das Amt des Premierministers zusagte, 
sollte er gewählt werden. Dies sicherte 
ihm viele muslimische Stimmen, und so 
wurde Bechara el-Khoury zum ersten 
Staatspräsidenten des Libanon gewählt.

Die neue Regierung strich am 8. No-
vember 1943 alle Abschnitte der libane-
sischen Verfassung, die Bezug zum fran-
zösischen Mandat hatten, und erklärte 
die Unabhängigkeit des Libanon. Frank-
reich reagierte darauf mit der Verhaf-
tung des Präsidenten und der Regierung 
und erklärte die Änderungen für ungül-
tig. Dies führte zu Streiks und Massen-
protesten, an denen sich fast alle Millets 
beteiligten. Unter diesem Druck gab die 
französische Verwaltung nach und er-
klärte am 22. November 1943 das Man-
dat für beendet und den Libanon als un-
abhängig. Seither ist der 22. November 
der libanesische nationale Feiertag. 

Der Nationalpakt
Bechara el-Khoury und Riyadh el-Sohl 
hatten im Vorfeld der Wahl eine Verein-
barung abgeschlossen, die die Zukunft 
des Libanon bestimmen sollte. Drei 
Punkte waren wichtig: «Der Libanon ist 
ein arabischer Staat mit arabischer Spra-
che, aber mit einem besonderen Charak-
ter.» Dies sollte einen gewissen Ausgleich 
schaffen zwischen den Anhängern der 
panarabischen Idee, die alle arabischen 
Länder zu einem einzigen Staat vereinen 
wollten, und den vielen Libanesen, die 
sich nicht als Araber sahen, sondern als 
Nachkommen der Phönizier und eher 
den westlichen Mächten zugeneigt sind.

Die drei wichtigsten Ämter des 
Staates sollten den drei grössten 
Konfessionen vorbehalten sein: Der 
Staatspräsident soll Maronit sein, der 
Premierminister Sunnit und der Parla
mentspräsident Schiit. Alle öffentlichen 
Ämter sollten im Verhältnis 6:5 zwi-
schen christlicher und muslimischer 
Bevölkerung aufgeteilt werden. Dieser 
Nationalpakt wurde nie schriftlich fest-
gehalten, bestimmt aber die Geschicke 
des Libanon noch heute weitgehend. 
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Der libanesische Bürgerkrieg 1975–1990
Hintergründe zum Friedenskalender 2019 zu Libanon (4)

Eigentlich könnten verschiedene Daten 
als Beginn des Bürgerkriegs genannt 
werden, denn die Situation spitzte sich 
langsam zu. Neben anderen Ereignissen 
könnte man bewaffnete Auseinander-
setzungen in Tripoli erwähnen oder die 
Schiessereien rund um die Camps der 
Palästinenser in Westbeirut. Aber ein 
Ereignis liess fast den ganzen Libanon 
explodieren: Das Massaker von Ain el 
Roumane am 13. April 1975.

An diesem Sonntag wurde eine neue 
maronitische Kirche in Ain el Rouma-
ne in Anwesenheit vieler maronitischer 
Führer eingeweiht. Unter ihnen war auch 
Pierre Gemayel, der Chef der Kataëb 
(Phalangisten). Seine Leibwächter warte-
ten vor der Kirche. Von unbekannter Sei-
te wurden sie plötzlich beschossen, drei 
von ihnen starben. Sofort hiess es, dass 
die Mörder Palästinenser sein müssten, 
und Rache wurde geschworen. Es konn-
te nie festgestellt werden, von wem die 
Schüsse abgefeuert worden waren. 

Am gleichen Tag hielten die Palästi-
nenser in Westbeirut eine Gedenkfeier 
für die zwei Jahre zuvor von den Israeli 
ermordeten Führer ab. Ein Bus aus dem 
Camp Tell Zaatar mit 27 Palästinense-
rinnen und Palästinensern fuhr auf dem 
Heimweg von dieser Feier an der Kirche 
von Ain el Roumane vorbei. Von den an-
wesenden Milizionären der Kataëb wur-
de er unter Feuer genommen, alle 27 In-
sassInnen starben, und der Bus brannte 
aus. Die Nachricht von diesem Massa-
ker verbreitete sich wie ein Lauffeuer. 
Überall wurden die Milizen mobilisiert, 
Barrikaden und Strassensperren wur-
den errichtet und da und dort Racheakte 
verübt. Am nächsten Morgen stand fest: 
Ein neuer Bürgerkrieg hatte begonnen.

Die Kriegsparteien zu Beginn 
Das Massaker von Ain el Roumane führ-
te noch am gleichen Tag zu einer umfas-
senden und solidarischen Mobilisierung 
der verschiedenen Palästinensergrup-
pen, die ja sonst untereinander nicht 
immer einig waren. Hier aber fühlten 
sich alle betroffen. Ebenso kam es sofort 
zu einer grossen Solidaritätsbewegung 
arabisch-nationalistischer Bewegungen. 
Die Syrische nationale sozialistische 
Partei, die Baath-Partei, die sozialdemo-
kratische progressive Partei und andere 

mobilisierten unverzüglich ihre Mili-
zen, auch viele kleine und oft extreme 
Gruppen, sogar die «Mourabitoun», 
eine bisher eher für die Erpressung von 
Schutzgeldern bekannte sunnitische 
Gruppe (um nicht zu sagen: eine Gang), 
errichtete noch am gleichen Abend 
Strassensperren im Zentrum Beiruts.

Vielerorts wurden Racheaktionen 
unternommen. Da die Kataëb als Ma-
ronitenpartei wahrgenommen wurde, 
richtete sich die Rache wahllos gegen 
Maroniten, was an Strassensperren ein-
fach war, da die Millet-Angehörigkeit 
in den Identitätskarten eingetragen ist. 
Diese Racheaktionen mobilisierten nun 
ihrerseits die Milizen der Kataëb, der 
National-liberalen Partei, der Marada 
(Partei des Staatspräsidenten Frangieh) 
sowie teils sehr fanatische Splitter-
gruppen wie die Zedernhüter, die nun 
ebenfalls Barrikaden errichteten und 
Racheakte verübten. Dies trieb die Spi-
rale der Eskalation weiter in die Höhe. 
So wurden um die schiitisch dominier-
te Enklave Nabaa in Bourj Hammoud 
Strassensperren errichtet und an ihnen 
Schiiten, pauschal als Muslime betrach-
tet, misshandelt. Daraufhin mobilisier-
ten auch die Schiiten, die zwar stets für 
die «Befreiung Jerusalems» eintraten, 
aber nicht unbedingt palästinenser-
freundlich waren.

Kein ‹symmetrischer› Konflikt
Die obige Zusammenstellung zeigt, 
was während des ganzen Bürgerkriegs 
immer deutlicher wurde. Bei den Aus-
einandersetzungen trafen nicht zwei 
gegnerische Pole aufeinander, also z.B. 
Christen gegen Muslime (wie es in der 
Schweizer Presse manchmal dargestellt 
wurde), oder Progressive gegen Konser-
vative, arabische gegen libanesische Na-
tionalisten usw. Da alle drei weiter oben 
erwähnten Trennungslinien in der liba-
nesischen Bevölkerung eine Rolle spiel-
ten, war die Lage komplizierter. 

Wenn sich zu Beginn die Gruppen, 
die sich um die Kataëb geschart hatten, 
vorwiegend als Christen verstanden 
(Schlagwort: Allah – al Watan – al aili = 
Gott – Vaterland – Familie), verstanden 
sich die mit den Palästinensern solida-
risierenden Gruppen nicht als Muslime. 
Die Syrische nationale sozialistische 

Partei war vor allem eine griechisch-or-
thodoxe Partei, und einige der wichtigen 
Palästinenserführer waren Christen, so 
der Chef der PFLP (Volksfront für die 
Befreiung Palästinas), George Habash, 
oder der 1973 ermordete Gamal Abdel 
Nasser. 

Wenn umgekehrt die mit den Paläs-
tinensern sich solidarisierenden Grup-
pen vorwiegend arabische Nationalisten 
waren, so waren nicht alle mit den Ka-
taeb kämpfenden Gruppen libanesische 
Nationalisten. Die Marada war ganz 
offen syrienfreundlich und einer arabi-
schen nationalen Bewegung nicht abge-
neigt. Die Bezeichnungen, die den bei-
den Kriegsparteien zu Beginn gegeben 
wurden – Palästina-progressiv, christ-
lich-konservativ –, sind also nicht so 
eindeutig richtig. Die Konstellation des 
Libanon mit den vielen verschiedenen 
Gruppen erklärt auch, weshalb während 
des Krieges die Fronten wechseln konn-
ten, Verbündete zu Feinden wurden und 
umgekehrt ehemalige Feinde plötzlich 
Schulter an Schulter kämpften. Je nach-
dem, welcher Aspekt gerade wichtiger 
wurde, die Privilegien bzw. Diskrimi-
nierung des Millets, die nationale Frage 
Araber oder Libanese oder die soziale 
Frage, konnten die Fronten und Bünd-
nisse rasch wechseln.

Haouadis = Ereignisse
Schon am 16. April, drei Tage nach Aus-
bruch der Kämpfe, wurde ein Waffen-
stillstand beschlossen, der aber nicht 
eingehalten wurde. In den folgenden 
Tagen wurden weitere Waffenstillstän-
de vereinbart, die aber bestenfalls zwei 
Stunden lang hielten. Es waren auf bei-
den Seiten zu viele verschiedene Grup-
pen, um ein einheitliches Vorgehen bzw. 
ein einheitliches Einhalten der Waffen-
ruhe zu erreichen. Erst gegen Monats-
ende hielt der achte oder neunte Waf-
fenstillstand. Nachdem die Waffenruhe 
zwei Tage gedauert hatte, erschienen 
wieder Polizisten auf den Strassen, und 
die libanesische Armee übernahm ei-
nige wenige Kontrollposten. Der Staat 
hielt sich bewusst zurück, weil ein Aus-
einanderfallen der staatlichen Einrich-
tungen befürchtet wurde.
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Die Waffenruhe hielt bis in die zweite 
Woche Mai. Aber während der ganzen 
Zeit ging die Mobilisierung weiter. Die 
Milizen hielten immer einen Teil ihrer 
Anhänger unter Waffen, die Parteihäu-
ser waren scharf bewacht, die Spannung 
war da. In der zweiten Maiwoche explo-
dierte die Situation wieder. Schon bei 
den ersten Schiessereien verschwanden 
die Polizei und die Armee wieder und 
überliessen die Strassen den Milizionä-
ren. Die Kämpfe dauerten fast zwei Wo-
chen, verschiedene Waffenstillstände 
wurden vereinbart und rascher gebro-
chen, als sie vereinbart wurden, bis dann 
endlich einer hielt und das Monatsende 
friedlich wurde, Polizei und Armee wie-
der für die Sicherheit der BewohnerIn-
nen sorgen sollten.

Das Trauerspiel setzte sich in den 
folgenden Monaten fort. Kämpfe Mitte 
Monat, Frieden am Monatsende. Die-
se Kämpfe wurden in Gesprächen und 
in den Medien nicht Kämpfe genannt, 
sondern beschönigend Haouadis, also 
Ereignisse. Der Volksmund wusste bald, 
weshalb am Monatsende nicht gekämpft 
wurde. Die Banken sollten dann arbei-
ten, damit die Arbeiter und Angestellten 
und vor allem die Staatsbeamten ihren 
Lohn beziehen konnten.

Der Auslöser der regelmässigen Ge-
waltausbrüche war meistens unbekannt. 
Doch im hochexplosiven Umfeld reich-
te der kleinste Anlass, um das Feuer zu 
eröffnen, worauf es natürlich von der 
andern Seite sogleich erwidert wurde. 
Eine Katze, die in der Nacht in der Nähe 
der Wachtposten vorbeischlich, konnte 
als feindliche Bewegung, also als Angriff 
aufgefasst werden, damit Feuer frei... 
Bekannt geworden ist die Geschichte 
der beiden feindlichen Dörfer Naameh 
und Haret Naameh, südlich von Beirut: 
Als eines Tages das Passagierflugzeug 
Concorde die Gegend überflog und da-
bei den Überschallknall auslöste, mein-
ten die Milizen jedes der beiden Dörfer, 
der Feind habe sie bombardiert, und 
während über zwei Stunden beschossen 
sich beide Dörfer in Selbstverteidigung 
mit Artillerie.

In Abwesenheit der staatlichen Or-
gane wurden unter dem Deckmantel der 
grossen Auseinandersetzungen sehr oft 
ganz persönliche Rechnungen beglichen: 
Schuldner ermordeten ihre Gläubiger, 
Mieter den Vermieter und umgekehrt 
(der Mieterschutz war extrem, Mieten 
durften nicht erhöht werden, die Kündi-

gung eines Mietverhältnisses durch den 
Vermieter konnte zu Entschädigungs-
zahlen von mehreren Jahresmieten füh-
ren – kein Wunder bei einem Parlament, 
dessen Mitglieder zum weitaus gröss-
ten Teil herrschaftliche Wohnungen in 
Beirut gemietet hatten, wo sie während 
den Sessionen wohnten.) Ladenbesitzer 
schleuderten Handgranaten in den La-
den des Konkurrenten.

Wir profitierten auch von den Ha-
ouadis: Zu den von mir geleiteten Be-
hindertenzentren gehörte eine Bürs-
tenmanufaktur, in der etwa 20 Blinde 
mit Handeinzug der Borsten Bürsten 
produzierten. In einer Nacht ging die 
mechanisierte Bürstenfabrik einer unse-
rer hartnäckigsten Konkurrentinnen in 
Flammen auf. Wir waren es nicht, aber 
wir glauben zu wissen, welcher unserer 
Konkurrenten der Schuldige war. Auf 
alle Fälle konnten wir für zwei unserer 
Bürstentypen die Preise wieder über 
den Selbstkosten ansetzen, da die Kon-
kurrenz wegfiel. Ich wage zu behaupten, 
dass während der Haouadis diese per-
sönlichen Auseinandersetzungen eher 
mehr Opfer forderten als die politischen 
Kämpfe.

Abschreckende Blutrache 
So seltsam es tönen mag, aber während 
den Haouadis war es die Blutrache, die 
die Menschen am ehesten schützte, 
die sich in feindliches Gebiet begeben 
mussten. Ein Druse im Maronitengebiet 
fand seine Sicherheit darin, dass es den 
Maroniten klar war, dass die Misshand-
lung oder gar Ermordung dieses Drusen 
einigen Maroniten im Drusengebiet das 
Leben kosten würde. Dies war natürlich 
auch umgekehrt gültig. Aber wenn ein-
mal diese Abschreckung nicht funktio-
nierte, waren die Konsequenzen schreck-
lich. Dies geschah am 6. Dezember 1975. 
Eine Einheit der Kataeb drang in den bis 
anhin als neutrale Zone angesehenen 
Hafen ein. Rasch machte das Gerücht die 
Runde, sie hätten die Identitätskarten der 
Hafenarbeiter geprüft und alle Muslime 
erschossen, eine Geschichte übrigens, 
die nie von einer unabhängigen Instanz 
hätte nachgeprüft werden können.

Aber auf das Gerücht hin wurden 
überall Strassensperren errichtet, Auto-
fahrer auf ihre Millet-Zugehörigkeit ge-
prüft und, wenn sie dem falschen Millet 
angehörten, misshandelt oder ermordet. 
Daraufhin geschah das Gleiche auf der 
Seite der Maroniten und anderer Chris-
ten. Bis zum frühen Abend wurden be-
reits über 70 Todesopfer gezählt. Dieses 

Ereignis war das Ende der Haouadis. 
Jetzt begann der Bürgerkrieg über Wo-
chen und Monate hinweg, nur zeitwei-
se unterbrochen von einigen Dutzend 
Waffenstillständen, die meist gar keine 
Waffenruhe bewirkten oder höchstens 
während einiger Stunden oder ein, zwei 
Tage die Kämpfe unterbrachen.

Ethnische Säuberungen
Wegen der Ereignisse des 6. Dezember 
fühlten sich viele Familien verunsichert, 
die in Gebieten wohnten, die eher von 
gegnerischen Gruppen beherrscht wur-
den. Die Gefahr ging dabei kaum von 
den Nachbarn aus, auch wenn diese 
dem ‹Feind› zugerechnet wurden. Es 
war vielmehr so, dass der Einfluss der 
Extremen und Fanatiker umso stärker 
wurde, je länger die Auseinandersetzun-
gen andauerten. Wer es wagte, für den 
Gegner noch ein gutes Wort einzulegen, 
wurde rasch als Verräter an der eigenen 
Sache verschrien, was ernsthafte Kon-
sequenzen bis zur Ermordung haben 
konnte. Also schwieg man lieber und 
liess geschehen. Wer konnte sich schon 
noch gegen die Macht der Milizen auf-
lehnen? Denn der Staat hatte seine Bür-
gerinnen und Bürger endgültig im Stich 
gelassen!

Deshalb zogen es bedrohte Familien 
vor, in sichere Gebiete zu flüchten, wo-
bei sie oft bei entfernten Angehörigen 
ihrer Familie Unterschlupf fanden, denn 
die familiäre Solidarität im Libanon ging 
weit. Doch so rückten langsam die Mil-
lets auseinander. Menschen, denen es 
vorher gleichgültig war, ob sie nun Rumi 
oder Melkiten waren, lernten an Stras
sensperren auf die harte Tour, dass sie ei-
nem bestimmten Millet angehörten und 
dass wohl nur dieser Millet ihnen den nö-
tigen Schutz gewähren konnte. Daneben 
gab es aber auch gewaltsame Säuberun-
gen. Ein Dorf der Rumi im Maronitenge-
biet wurde überrannt, die Bevölkerung 
zum Verlassen gezwungen. Wenigstens 
endete dies nicht mit einem Massaker. 
Aber als Ergebnis entstand im Kura, süd-
lich von Tripoli, eine ganze Frontlinie 
zwischen Maroniten und Rumi. 

Auch bei diesen Gewalttaten zeigte 
sich erneut, dass es sich nicht um eine 
‹symmetrische› Auseinandersetzung 
handelte. Als Drusen und Sunniten das 
Städtlein Damour südlich von Beirut 
mit brutaler Gewalt eroberten, vernich-
teten daraufhin die christlichen Milizen 
von Kataeb und die National-Liberalen 
das Palästinensercamp von Dbaye, das 
fast ausschliesslich von christlichen Pa-

Fortsetzung von Seite 19
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lästinenserInnen bewohnt war, von de-
nen viele getötet wurden.

Bis Ende Sommer hatten sich grös
sere zusammenhängende einheitliche 
Regionen gebildet. Es gab zwei grosse 
Allianzen, die aber oft nur auf wackli-
ger Grundlage standen. Da waren ei-
nerseits die «Libanesische Front», der 
vor allem die drei Milizen der Kataëb, 
der National-Liberalen Partei (die «Nu-
mur» = Tiger) und die Marada angehör-
ten. Diese Libanesische Front hatte eine 
einheitliche Führung, der die Chefs der 
drei Parteien angehörten und die sich 
regelmässig trafen. Ebenso hatten die 
drei vereinigten Milizen ein Oberkom-
mando, das sich allerdings nicht immer 
durchsetzen konnte. Auf der anderen 
Seite stand die «Nationale Bewegung», 
ein lockerer Zusammenschluss ara-
bisch-nationalistischer Milizen (Baath, 
Syrische nationale sozialistische Partei, 
Sozialdemokratische progressive Partei, 
Mourabitoun usw.) in Zusammenarbeit 
mit den Palästinensern. Eine einheitliche 
Führung existierte weder auf der politi-
schen noch auf der militärischen Ebene. 

Um Enklaven im Gebiet der Liba-
nesischen Front zu eliminieren, fanden 
die grössten (und schlimmsten) «Säube-
rungen» statt. Diese betrafen zuerst das 
Camp Karantina am Beirutfluss, das von 
den Milizen umzingelt und dann ge-
stürmt wurde, wobei gnadenlos gemor-
det wurde. Ich musste am folgenden Tag 
dorthin und sah in einem Kindergarten 
einen Haufen von Kleinkinderleichen. 
Viele Frauen, die bei den ersten Schüs-
sen flohen, konnten sich über einen 
schmalen Streifen Land ins angrenzen-
de Armenierviertel retten, das neutral 
geblieben war. Das nächste Ziel war das 
befestigte Palästinensercamp von Tell 
Zaatar, das die Strasse nach Damaskus 
bedrohte. Nach über 50 Tagen Beschuss 
wurde es schliesslich gestürmt, und 
ich musste zusehen, wie überlebende 
Männer an die Jeeps der Sieger gebun-
den und zu Tode geschleift wurden. Im 
August kam dann die schiitische Enkla-
ve von Nabaa dran, wo ich in unserem 
Blindenheim wohnte. 

Leben während des Bürgerkrieges
Nachdem die verschiedenen Einflussge-
biete der Milizen einigermassen abge-
rundet waren und die syrische Armee als 
«Friedenstruppe» ihre Stellungen bezo-
gen hatte, normalisierte sich das Leben 
bis zu einem gewissen Grad. Die Gren-
zen der jeweiligen Einflusszonen wur-
den bewacht, manchmal mit, manchmal 

ohne Kontrolle durch Milizionäre. Eine 
eigentliche Frontlinie, an der fast täglich 
geschossen wurde, gab es nur in Beirut. 
Sie verlief vom Meer quer durch die 
Stadt bis zu den ersten Ausläufern der 
Berge. Aber auch dort gab es drei Über-
gangsstellen, die je nachdem offen oder 
geschlossen waren und deren Benützung 
immer ein Risiko bedeutete. Man konnte 
auch die Frontlinie weiträumig umfah-
ren auf einer etwa zweistündigen Reise 
durch die Berge. Natürlich ging man nur 
in «feindliches» Land, wenn es abso-
lut nötig war, geschützt durch die eben 
nicht immer zuverlässige Blutrache.

Nachdem in der heissen Phase des 
Krieges die Stromversorgung wochen-
weise ausgefallen war und auch die Ver-
sorgung mit Trinkwasser nur sehr rudi-
mentär funktionierte (bei uns stieg das 
Wasser nur bis Bodenhöhe), verbesserte 
sich die Lage. Natürlich fiel der Strom 
immer noch tage- oder stundenweise 
aus, und auch das Wasser stieg meistens 
nur bis ins Erdgeschoss. Das Telefon-
netz funktionierte überraschend gut, 
Telefonate auf die feindliche Seite waren 
meistens kein Problem. Geschäfte, Lä-
den, Schulen, Banken waren je nach ak-
tueller Situation offen oder geschlossen. 
Gefährlich wurden die immer wieder 
aufflammenden Kämpfe, die über die 
Frontlinie hinausgingen, etwa Artillerie-
duelle, bei denen ziellos das gegnerische 
Gebiet beschossen wurde. Am meisten 
Opfer forderten jeweils die ersten paar 
Minuten, bis man wusste, woher und 
wohin geschossen wurde. 

Bei solchen Spannungen traten dann 
immer wieder die Heckenschützen in 
Aktion, «Qanas» genannt. Diese schos-

sen grundsätzlich auf alle, die sich im 
gegnerischen Gebiet bewegten. Ihre 
Aufgabe war, das Leben für die Bewoh-
ner und Bewohnerinnen unerträglich 
zu machen. Unser Blindenheim und das 
Altersheim lagen etwa 100 Meter ausei-
nander, dazwischen führte eine Einfalls-
strasse in das Quartier. Im Blindenheim 
war unsere Bäckerei, die auch das Brot 
für das Altersheim buk, sodass jeden 
Morgen einer unserer Angestellten mit 
einem Leiterwagen voll Brot diese Stra-
sse queren musste.

Die Strasse war ein typisches Ziel der 
Qanas der Kataëb. Ich suchte einmal auf 
Umwegen die Stellungen der Qanas auf, 
und machte sie auf unser Problem auf-
merksam und fragte, ob es nicht mög-
lich wäre, jeden Morgen zwischen 7 und 
7.15 Uhr nicht zu schiessen, damit wir 
das Brot zu den Betagten bringen könn-
ten, oder wenigstens den Mann mit dem 
Leiterwagen zu schonen. «Unmöglich!», 
war die Antwort. Ihr Auftrag sei, jeden 
und jede unter Feuer zu nehmen, um 
normales Leben zu verunmöglichen. So 
setzte an den Tagen, an denen die Qanas 
aktiv waren, ein Angestellter sein Leben 
aufs Spiel, um das Altersheim zu versor-
gen. Verletzt oder getötet wurde keiner.

Eine grosse Hilfe in diesen Situati-
onen waren Radiostationen, die unun-
terbrochen die Sicherheitslage bekannt-
gaben. «Der Übergang beim Museum 
ist offen». «Auf der Maazra sind Stras
sensperren.» «Qanas in Sin el Fil.» «Die 
Sperre bei der Galerie Semaan wurde 
abgebaut.», verkündeten die Radiospre-
cher, die bald zu den beliebtesten Perso-
nen im Libanon gehörten. 
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Seit 2017 engagiert sich das Schweizer 
Hilfswerk Cuisine sans frontières mit ei-
nem Projekt in Beirut. Ein Bericht von 
einem Besuch im Flüchtlingslager Burj 
El Barajneh im April 2018.

/ Mareike Biegert /

Ein Fahrer bringt uns an den Eingang 
des Flüchtlingslagers Burj El Barajneh 
im Süden der libanesischen Hauptstadt 
Beirut. Wo das Camp beginnt, ist für uns 
nicht auf den ersten Blick zu erkennen. 
Wir biegen von der vielspurigen Haupt-
strasse ab und halten an einer schmalen 
Strasse, rechts von uns kleine Läden, auf 
der Strasse emsige Betriebsamkeit. Der 
Fahrer telefoniert, erhält Anweisungen 
und fährt weiter. Die Strassen werden 
noch schmaler, über uns ein Gewirr aus 
Stromkabeln, rechts und links, vorne 
und hinten Menschen zu Fuss, auf Mo-
torrollern, mit Karren. Dann sind wir da.

Burj El Barajneh ist eigentlich ein 
Vorort von Beirut, mittlerweile verbindet 
man mit dem Namen aber das Flücht-
lingslager, das dort bereits seit dem 
ersten arabisch-israelischen Krieg 1948 
existiert. Wie viele Flüchtlingscamps 
war es nie für einen dauerhaften Be-

Gemeinsam kochen für den Frieden
Cuisine sans frontières im Libanon

trieb vorgesehen. Es umfasst ein Gebiet 
von rund einem Quadratkilometer und 
beherbergte lange vor allem palästinen-
sische Flüchtlinge. Seit dem Ausbruch 
des Krieges in Syrien hat sich die Zahl 
der Bewohnerinnen und Bewohner von 
26’000 auf 50’000 fast verdoppelt. Die 
Platzverhältnisse sind eng, Armut prägt 
den Alltag, die Konflikte nehmen zu.

An einer Hausecke werden wir von 
Mariam Al Shaar und Tahani Charig 
von der Women’s Program Association 
(WPA) in Empfang genommen. Die 
WPA ist eine unabhängige libanesische 
Non-Profit-Organisation, die in mehre-
ren libanesischen Flüchtlingslagern Pro-
gramme für Frauen sowie Kinder und 
Jugendliche anbietet. Mariam Al Shaar 
leitet das Programm in Burj El Barajneh 
und ist Ansprechpartnerin von Cuisine 
sans frontières.

Gastro-Kurs für Flüchtlingsfrauen 
Der Tag unseres Projektbesuchs ist ein 
besonderer Tag: 25 geflüchtete Frauen 
aus Palästina und Syrien haben in den 
vergangenen sechs Monaten am Gastro-
nomie-Ausbildungsprojekt von Cuisine 
sans frontières teilgenommen. Sie lern-
ten, in einem professionellen gastrono-
mischen Umfeld zu arbeiten, Lebensmit-
tel haltbar zu machen, einen Menüplan 
zu erstellen und ein eigenes Geschäft 
aufzubauen. Sie lernten sich aber auch 
kennen: Der regelmässige Kontakt, das 
gemeinsame Kochen und Arbeiten hat 
sie Freundinnen werden lassen. Am 
heutigen letzten Tag dieses ersten Aus-
bildungsteils erhalten sie ihre Zertifikate.

Doch bevor wir die Frauen kennen-
lernen und der Zeremonie beiwohnen, 
zeigt Tahani Charif uns das Umfeld, in 
dem sie leben und arbeiten. Wir laufen 
durch Gassen, die knapp Platz für zwei 
Menschen nebeneinander lassen. Der 
Boden ist uneben, es geht auf und ab. 
Schon nach wenigen Metern verlieren 
wir die Orientierung. Die vielen Strom-
kabel, die kreuz und quer über die Stras-
se gespannt sind, wirken bedrohlich. 
Bei starken Regenfällen oder Stürmen 
kommt es häufig zu Unfällen. 

Vom Dach des Gebäudes, in dem 
die Kurse der WPA stattfinden, sehen 
wir Burj El Barajneh von oben. Da die 
Fläche des Camps von Beginn an be-

schränkt war, ist es über die Jahre nach 
oben gewachsen. Immer mehr Stock-
werke wurden auf die Häuser gebaut, bis 
die libanesische Regierung vor einiger 
Zeit ein Bauverbot durchgesetzt hat.

Dann ist es so weit: Im Kursraum 
warten die sichtlich nervösen Kursteil-
nehmerinnen darauf, dass es losgeht. 
Ab der kommenden Woche dürfen sie 
auf dem Souk El Tayeb, dem bekannten 
Bauernmarkt in der Innenstadt Beiruts, 
ihre Produkte verkaufen. Gleichzeitig 
machen sie dabei ihr Catering-Angebot 
bekannt. Dieser Praxistest ist ebenfalls 
Bestandteil der Ausbildung. Ziel ist, ih-
nen den Zugang zum Markt zu ermög-
lichen und ihnen das nötige Selbstver-
trauen mitzugeben. Doch heute wird 
erst einmal gefeiert. Mit sichtlichem 
Stolz nehmen die Frauen ihre Zertifika-
te entgegen. Es wird gelacht, geklatscht 
– und natürlich gegessen!

Die Cuisine sans frontières
Cuisine sans frontières Csf bittet zu 
Tisch, um Konflikte zu lösen und 
Gemeinschaft zu fördern. Csf baut 
in Krisengebieten oder sozialen 
Konfliktsituationen gastronomische 
Treffpunkte und Ausbildungsstät-
ten auf – immer in Zusammenar-
beit mit einem lokalen Partner. Ziel 
ist stets, den wirtschaftlich eigen-
ständigen Betrieb der Projekte lang-
fristig sicherzustellen.

Der gemeinnützige Verein wur-
de 2005 in Zürich gegründet, ver-
zeichnet aktuell mehr als 600 Mit-
glieder und finanziert sich durch 
Mitgliederbeiträge, Spenden und 
Stiftungen sowie die Benefizveran-
staltung Kitchen Battle. Im Libanon 
ist der Verein seit 2017 tätig. Zu-
sammen mit den lokalen Partner-
organisationen Souk El Tayeb und 
Women’s Program Association lan-
cierte Csf ein Ausbildungsprojekt 
für geflüchtete Frauen. Ziel ist, den 
Frauen eine Geschäftstätigkeit und 
damit eine neue Einkommensquelle 
zu ermöglichen. 

www.cuisinesansfrontieres.ch
www.kitchenbattle.ch

Die Situation im Flüchtlingslager Burj El Barajneh ist prekär.
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Am 24. Juli 2018 ist Josef Wirth, kurz 
nach seinem 68. Geburtstag, beim 
Bergsteigen tödlich verunglückt. Mit 
ihm haben wir in der Friedens- und 
Menschenrechtsbewegung einen un-
ermüdlichen stillen Schaffer verloren, 
der sich aber auch nicht scheute, vor 
die Öffentlichkeit zu treten. Sein Tod 
hat eine schmerzliche Lücke gerissen.

/ Ruedi Tobler /

Zum ersten Mal begegnet bin ich Josef 
Wirth vor rund zehn Jahren als Präsi-
dent des Friedensdorfes im freiburgi-
schen Broc. Mit einer ganzen Reihe von 
Friedensorganisationen versuchten wir 
damals, gemeinsame Aktivitäten zum 
internationalen Tag der Gewaltfreiheit 
in der Schweiz zu organisieren.* Von 
den Aktivitäten Josefs in der Ostschweiz 
wusste ich damals noch kaum etwas. 
Richtig kennengelernt habe ich ihn erst, 
als wir 2014 aufgrund eines Vorstosses 
kurdischer Gruppierungen eine Kund-
gebung zum UNO-Friedenstag (21. Sep-
tember) in St. Gallen organisierten.

Sie ist inzwischen zur Tradition ge-
worden – dieses Jahr am 22. September 
– und Josef leitete die Vorbereitungs-
gruppe wie jeweils die Kundgebung seit 
2015 mit Bedacht und Umsicht. Abrupt 
ist er aus dieser Arbeit herausgerissen 
worden und fehlt uns schmerzlich. Was 

bleibt, ist die Dankbarkeit für sein be-
harrliches Wirken.

Mitgründer des Friedensdorfes
Vielen geht es damit ähnlich wie uns. 
Auf der Homepage des Friedensdorfes 
ist zu lesen: «Josef Wirth engagierte sich 
35 Jahre lang im Friedensdorf, zuerst in 
Flüeli-Ranft und seit 1997 in Broc. Er 
war sehr aktiv im Vorstand und auch als 
Präsident des Vereins stark engagiert. 
Josef unterstützte mehrere Friedenspro-
jekte und half bei deren Entwicklung. 
Dank seinen zahlreichen Kontakten zu 
religiösen Institutionen und der Veröf-
fentlichung seines jährlichen Gottes-
dienstvorschlages zum Weltfriedenstag 
erhielt das Friedensdorf die ideologische 
und finanzielle Unterstützung vieler 
Menschen und Kirchgemeinden in der 
Deutsch- und Westschweiz.»

In der Todesanzeige des Solidaritäts-
netzes Ostschweiz, der Integra Schule 
und des Solidaritätshauses St. Gallen 
steht: «Josef hatte ein grosses Herz für 
geflüchtete Menschen und Migranten. 
Er führte unsere Koordinationsgruppe 
mit Umsicht, war ein kompetenter und 
freundlicher Chef und freute sich auch 
am direkten Kontakt mit den Geflüch-
teten beim Mittagstisch oder in den all-
jährlichen Familienferien.»

Und die Beobachtungsstelle für 
Asyl- und Ausländerrecht Ostschweiz 

schreibt: «Wir verlieren in Josef einen 
unermüdlichen Mitstreiter für die An-
liegen der MigrantInnen, der Flücht-
linge und der sozial benachteiligten 
Menschen sowie einen engagierten Ver-
fechter der Menschenrechte. Sein un-
kompliziertes, verlässliches Wirken und 
seine sanftmütige Art werden uns in Er-
innerung bleiben und Vorbild sein.»

Licht bis über Mitternacht hinaus
Seine Freiwilligenarbeit für die Benach-
teiligten und Schwachen war so umfang-
reich, dass darob fast vergessen werden 
könnte, dass Josef auch noch berufstätig 
war als Priester, Seelsorger und Dekan. 
Dies war aber nicht einfach sein Beruf, 
sondern innere Berufung. Offenbar hat 
er zielstrebig sein Theologiestudium an 
der Gregoriana, der Jesuitenuniversität 
in Rom, absolviert, sodass er bereits mit 
27 Jahren die Priesterweihe empfangen 
konnte und in kirchliche Dienste trat.

Ab 1989 war er sechs Jahre als Bun-
despräses der Jungwacht in der Jugend-
arbeit tätig, bevor er wieder in den 
Dienst einer Kirchgemeinde trat. In der 
Gemeinde Flawil, wo er 16 Jahre lang 
tätig war, baute er eine Partnerschaft 
mit der Pfarrei in Kangemi auf, einem 
Vorort von Nairobi. In seiner Stelle als 
Pfarrer in der Seelsorgeeinheit Magde-
nau zirkulierte das geflügelte Wort: Das 
ewige Licht brennt bei uns nicht nur in 
der Kirche, sondern auch im Pfarrhaus. 
Regelmässig war dort Licht über Mitter-
nacht hinaus.

Wie stark er in der Kirche, aber auch 
in der Solidaritätsbewegung verankert 
gewesen ist, zeigte sich am 31. Juli an 
der Auferstehungsfeier in der Kirche 
St. Maria-Neudorf. Mehr als eine halbe 
Stunde vor Beginn setzte der Strom von 
Leuten ein, die zur Trauerfeier kamen, 
und riss nicht mehr ab, sodass nicht alle, 
die gekommen waren, im grossen Kir-
chenraum Platz finden konnten. Vize
dekan Heinz Angehrn erinnerte daran, 
dass Jesus seine Jünger, als sie sich da-
rüber stritten, wer unter ihnen der Ers-
te sei, ermahnt hat: «Unter euch soll es 
nicht so sein.» Das war für Josef wegwei-
send, er trat immer bescheiden auf, liess 
Raum für andere, hat nicht nach Macht 
geschielt. Auch dann nicht, «wenn die 
Welt uns als Dumme belächeln mag», 
wie Josef in einem Text schrieb.

* Im Juni 2007 erklärte die UNO-Generalversamm-
lung den 2. Oktober – den Geburtstag von Mahat-
ma Gandhi – zum internationalen Tag der Gewalt-
freiheit.

Einsatz für Gerechtigkeit
Nachruf auf Josef Wirth
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Chemiewaffen: Das Ende der Namenlosigkeit
Organisation für das Verbot von Chemiewaffen soll Verantwortliche identifizieren

Am 27. Juni 2018 beschloss eine Mehr-
heit der Vertragsstaaten des Chemie-
waffenübereinkommens (CWÜ), die 
Aufgaben der Organisation für das 
Verbot Chemischer Waffen (OVCW) 
zu erweitern. Sie soll fürderhin Infor-
mationen darüber liefern, wer Che-
miewaffen in Syrien einsetzt. Der per 
Kampfabstimmung gefasste Beschluss 
bereitet den Boden dafür, dass die in 
Den Haag ansässige Behörde später 
auch generell die Verantwortlichen 
für Chemiewaffeneinsätze identifiziert 
oder zumindest die Voraussetzungen 
dafür schafft.

/ Oliver Meier /

Die Entscheidung stärkt die Chemie-
waffenkontrolle, weil nun zu hoffen ist, 
dass die Chemiewaffen-Organisation 
verlässliche Aussagen darüber treffen 
kann, wer für den fortgesetzten Einsatz 
von Chemiewaffen verantwortlich ist. 
Sie beinhaltet aber auch die Gefahr, dass 
die Arbeit des Technischen Sekretariats 
politisiert wird. Ausserdem belastet sie 
die Vorbereitungen für die vierte Über-
prüfungskonferenz des Chemiewaffen-
übereinkommens, die vom 21. bis zum 
30. November 2018 stattfindet.

Am 29. Mai 2018 hat Grossbritanni-
en mit Unterstützung zehn anderer Staa-
ten eine ausserordentliche Konferenz 
der CWÜ-Vertragsstaaten beantragt. 
London begründete den Vorstoss damit, 
dass die internationale Gemeinschaft 
angesichts der Verletzung der «Norm 
gegen den Einsatz von Chemiewaffen» 
handeln müsse. Chemische Kampf-
stoffe wurden nicht nur immer wieder 
seit 2012 im Syrien-Krieg eingesetzt, 
sondern jüngst auch für politisch moti-
vierte Attentate auf Einzelpersonen. So 
wurde der Halbbruder des nordkoreani-
schen Machthabers Kim Jong Un am 13. 
Februar 2017 am Flughafen von Kuala 
Lumpur mit dem Nervenkampfstoff VX 
getötet.

Zudem wurden am 4. März 2018 
der ehemalige russische Agent Sergei 
Skripal und seine Tochter Julia im bri-
tischen Salisbury mit einer Substanz aus 
der Familie der Nowitschok-Agenzien 

vergiftet. Grossbritannien beschuldigt 
Russland, für das Attentat verantwort-
lich zu sein. Der damalige britische Aus-
senminister Boris Johnson stellte klar, 
dass Grossbritannien einen Beschluss 
herbeiführen wolle, um die Chemiewaf-
fen-Organisation OVCW in die Lage zu 
versetzen, künftig die Verantwortlichen 
für Chemiewaffenangriffe zu identifizie-
ren. Johnson rief alle «rechtschaffenen 
Staaten» auf, sich der Initiative anzu-
schliessen. Russland und Iran kritisier-
ten den Vorstoss scharf. London wolle 
die Arbeit der OVCW «politisieren», 
eine Aufgabenerweiterung sei weder 
sinnvoll noch notwendig.

Verletzungen der Chemiewaffennorm
Der Streit um Chemiewaffenangriffe 
spaltet die internationale Gemeinschaft 
seit 2012. Damals häuften sich Berichte 
über den Einsatz chemischer Waffen im 
syrischen Bürgerkrieg. Am 21. August 
2013 starben in der von der Oppositi-
on gehaltenen Stadt Ghouta nahe Da-
maskus Hunderte Menschen durch den 
massiven Einsatz von Sarin. Auf ameri-
kanischen und russischen Druck sowie 
um westliche Militärschläge abzuwen-
den trat Syrien im September 2013 dem 
CWÜ bei. In einer beispiellosen multi-
lateralen Operation wurden rund 1300 
Tonnen chemischer Kampfstoffe von 
den beteiligten Staaten ausser Landes 
gebracht und vernichtet.

Die Chemiewaffenangriffe in Syrien 
gingen aber auch danach weiter. Ver-
mutlich sind solche Waffen seit 2012 
mindestens einige dutzend Male ein-
gesetzt worden. Es mehren sich Hin-
weise, dass Damaskus falsche Angaben 
über sein Chemiewaffenprogramm ge-
macht hatte. Vor dem Hintergrund des 
sich verschärfenden Konflikts zwischen 
Russland und dem Westen polarisierte 
sich auch die Diskussion um chemische 
Waffen. Dabei sind westliche Staaten 
der Auffassung, dass syrische Streitkräf-
te für die meisten Chemiewaffeneinsät-
ze in Syrien verantwortlich sind. Russ-
land und Iran dagegen bezweifeln die 
Täterschaft Syriens und verweisen unter 
anderem auf die erfolgreiche Abrüstung 
der deklarierten syrischen Kampfstoffe. 

Moskau betont zudem, der Islamische 
Staat habe in Syrien und Irak ebenfalls 
Chemiewaffen eingesetzt und komme 
daher auch in anderen Fällen als Täter in 
Frage. Dieser Streit um die Verantwor-
tung erschwerte von Anfang an die Ar-
beit jener internationalen Mechanismen 
und Gremien, die Chemiewaffeneinsät-
ze aufklären sollten

Veto Russlands gegen Mandat
2014 hat der Generaldirektor der 
OVCW eine Untersuchungsmission 
(Fact Finding Mission) geschaffen, die 
sich mit behaupteten Chemiewaffen
einsätzen in Syrien befassen soll. Die 
Untersuchungsmission arbeitet nach 
wie vor, soll aber nur klären, ob Che-
miewaffen zur Anwendung kamen. Zur 
Frage der Täterschaft äussern sich die 
Inspektoren nicht. Die Identifizierung 
der Verantwortlichen für behauptete 
Chemiewaffeneinsätze oblag ab 2015 
dem vom Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen ins Leben gerufenen Gemein-
samen Untersuchungsmechanismus der 
OVCW und der UNO (OPCW-UN Joint 
Investigative Mechanism). Dieser leg-
te mehrere Berichte vor, in denen er in 
vier Fällen das syrische Regime der Tä-
terschaft überführte und in zwei Fällen 
nachweisen konnte, dass der Islamische 
Staat Senfgas verwendet hatte.
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Chemiewaffen: Das Ende der Namenlosigkeit
Russland, Syrien und Iran aber kriti-
sierten die Untersuchungsmechanis-
men-Berichte fortwährend als partei-
isch. In einer zunehmend aufgeheizten 
Atmosphäre legte Russland im No-
vember 2017 sein Veto gegen eine Ver-
längerung des Mechanismus-Mandats 
ein. Moskaus Vorschläge, einen Unter-
suchungsmechanismus einzurichten, 
der zur Ausweitung des Mandats über 
Syrien hinaus geführt hätte, trug der 
Westen nicht mit. Seitdem gibt es kei-
nen unabhängigen, internationalen Un-
tersuchungsmechanismus mehr, der die 
Aufgabe übernommen hätte, «so um-
fassend wie möglich die Personen, Ein-
richtungen, Gruppen oder Regierungen 
ausfindig zu machen (…), die in Syrien 
Chemikalien (…) als Waffen eingesetzt 
oder diesen Einsatz organisiert oder ge-
fördert haben oder anderweitig daran 
beteiligt waren».

Aufgabenerweiterung der OVCW 
Vor diesem Hintergrund und mit aus-
drücklichem Bezug auf das russische 
Veto gegen eine Verlängerung des Un-
tersuchungsmechanismus-Mandats be-
antragte Grossbritannien am 29. Mai 
2018 eine ausserordentliche Sitzung 
der CWÜ-Vertragsstaaten. Kurz da-
rauf erhielt London die erforderliche 
Unterstützung von mehr als 64 Staaten 

für die Durchführung. Der erste Be-
schlussentwurf Grossbritanniens ging 
den Vertragsstaaten am 13. Juni zu und 
wurde nach Beratungen der britischen 
Regierung mit einer Reihe Staaten sub
stanziell revidiert. Am 22. Juni wurde 
der überarbeitete Entwurf den Vertrags-
staaten übermittelt.

Angesichts der harschen russischen 
Kritik am Vorgehen des Westens war 
klar, dass ein Konsensbeschluss unter 
den 152 in Den Haag akkreditierten De-
legationen nicht zu erwarten war. Nach 
Eröffnung der Vertragsstaatenkonferenz 
versuchten Russland, Iran und Syrien die 
Beschlussfassung mit Verfahrenstricks 
zu verzögern. Es folgte eine kontrover-
se Debatte zwischen den westlichen 
Unterstützern der Mandatserweiterung 
und den Gegnern, vor allem den gerade 
genannten drei Staaten.

Der Beschluss konnte dann am 27. 
Juni auch nur mit einer Mehrheit von 
82:24 Stimmen (bei 26 Enthaltungen, die 
aber als nicht abgegebene Stimmen zäh-
len) und damit der notwendigen Zwei
drittel-Mehrheit angenommen werden. 
Solche Abstimmungen sind ungewöhn-
lich, weil die Vertragsstaaten Entschei-
dungen normalerweise im Konsens tref-
fen. Bis zu diesem Zeitpunkt war keine 
derart einschneidende Änderung der 
Verfahrensweise der OVCW per Mehr-
heit beschlossen worden.

Verantwortliche über Syrien
hinaus identifizieren
Der Beschluss hat zwei wesentliche Tei-
le. Was Syrien betrifft, soll das Techni-
sche Sekretariat der OVCW die Verant-
wortlichen für Chemiewaffenangriffe 
im Land identifizieren, indem es alle In-
formationen sammelt und bereitstellt, 
die potenziell relevant sein können. 
Begrenzt werden solche Untersuchun-
gen auf jene Fälle, in denen der Untersu-
chungsmechanismus zuvor den Einsatz 
von Chemiewaffen bestätigt hat.

Auch für vergangene Einsätze sol-
len die Verantwortlichen ermittelt wer-
den, sofern der Mechanismus zu diesen 
Fällen noch keinen abschliessenden 
Bericht vorgelegt hat. Wie im CWÜ 
selbst vorgesehen, kann der Exekutivrat 
die Vertragsstaaten über eine mögliche 
Vertragsverletzung informieren oder in 
besonders schwerwiegenden oder drin-
genden Fällen den Vorgang an die Gene-
ralversammlung oder den Sicherheits- 
rat der Vereinten Nationen überweisen. 

Der zweite Teil reicht über Syrien 
hinaus. Die Vertragsstaaten bekräfti-

gen, dass bei jedem Chemiewaffenein-
satz auf dem Gebiet eines Vertragsstaats 
die Täter, Organisatoren oder Unter-
stützer identifiziert werden sollen. Die 
CWÜ-Mitglieder stellen fest, dass das 
Technische Sekretariat eine Sonderrol-
le hat, weil es eine unabhängige Unter-
suchung durchführen kann, um eine 
solche Identifizierung zu befördern. In 
diesem Zusammenhang wird der Ge-
neraldirektor der OVCW ermächtigt, 
einem Staat im Rahmen eines Hilfeersu- 
chens nach einem Chemiewaffenangriff 
auch technische Hilfe zu leisten. Ziel ist, 
die Verantwortlichen für den Angriff 
zu identifizieren. Dazu soll er auch die 
Hilfe externer Experten mit relevanten 
Erfahrungen heranziehen.

Auf der nächsten regulären Vertrags-
staatenkonferenz im November 2018 
soll der Generaldirektor einen Vorschlag 
unterbreiten, wie eine solche «unabhän-
gige, unparteiische» Expertengruppe 
geschaffen werden könnte. Der Gene-
raldirektor wird auch beauftragt, allge-
meine Vorschläge zu entwickeln, wie das 
OVCW-Verifikationsregime verbessert 
und die Kapazitäten des Technischen Se-
kretariats gestärkt werden können. Dies 
ist wichtig, weil die Aufgabenerweite-
rung der OVCW zusätzliche Finanzmit-
tel für Personal und technische Ausstat-
tung nötig machen dürfte.

Ein wichtiger Fortschritt ...
Der Beschluss der OVCW-Mitgliedstaa-
ten stärkt das Chemiewaffenverbot, weil 
er bessere Möglichkeiten eröffnet, die 
Verantwortlichen für Chemiewaffenan-
griffe zu identifizieren. Die Ermittlungs-
arbeit wird nun der OVCW übertragen, 
zunächst für Syrien, später eventuell 
auch für andere Chemiewaffeneinsätze. 
Damit wird die Beweisaufnahme unab-
hängig vom UNO-Sicherheitsrat erfol-
gen. Auf diese Weise wird ein mögliches 
Veto eines der ständigen Sicherheits-
ratsmitglieder umgangen. Die Befür-
worter des Beschlusses wollen so vor 
allem den Einfluss Russlands und seiner 
Verbündeten im Syrienkonflikt auf die 
Ermittlungen begrenzen.

Der Beschluss ist folgerichtig, weil 
die OVCW am besten für die Unter-
suchung von Chemiewaffeneinsätzen 
geeignet ist. Die Haager Behörde ist 
dafür verantwortlich, die Umsetzung 
des CWÜ zu überwachen. Sie ist die 
einzige multilaterale Organisation, die 
technisch in der Lage ist, Chemiewaf-

Fortsetzung Seite 26
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feneinsätze kurzfristig weltweit zu un-
tersuchen. Knapp die Hälfte der 450 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist in 
den für Verifikation zuständigen Abtei-
lungen tätig. 

Das CWÜ enthält Regeln und Ver-
fahren für die Durchführung von Che-
miewaffeninspektionen und die OVCW 
kooperiert mit einem globalen Netzwerk 
zertifizierter Labore zur Analyse von 
Proben. Zudem hat das Chemiewaffen-
abkommen globale Reichweite: Mit 193 
Mitgliedstaaten deckt der Vertrag mehr 
als 98 Prozent der Weltbevölkerung ab. 
Daher bilden die Untersuchungsberichte 
der OVCW den Goldstandard, wenn es 
um eine unabhängige, technisch belast-
bare Analyse von Chemiewaffen geht.

... mit möglichen Nebenwirkungen
Künftig soll die OVCW ihre Erkennt-
nisse auch anderen internationalen Un-
tersuchungen zur Verfügung stellen. Im 
Beschluss genannt wird der «Internati-
onale, unparteiische und unabhängige 
Mechanismus zur Unterstützung der Er-
mittlungen gegen die Verantwortlichen 
für die seit März 2011 in der Arabischen 
Republik Syrien begangenen schwersten 
völkerrechtlichen Verbrechen und ihrer 
strafrechtlichen Verfolgung» (IIIM). Die 
UNO-Generalversammlung hat dieses 
Instrument im Dezember 2016 geschaf-
fen. Wie sein langer Name erkennen 
lässt, soll der IIIM vor allem Informa-
tionen sammeln, um die strafrechtliche 
Verfolgung in Syrien begangener Ver-
brechen vorzubereiten.

Die Identifikation der Schuldigen 
für Chemiewaffeneinsätze ist eine not-
wendige, aber keine hinreichende Be-
dingung dafür, die im CWÜ verankerte 
Norm gegen den Einsatz solcher Waffen 
zu stärken. Drei Herausforderungen 
müssen angegangen werden, damit der 
Beschluss tatsächlich die erhoffte Wir-
kung entfalten kann.

Vertragsverletzungen sanktionieren
Erstens geht es darum, die Verantwort- 
lichen für Verstösse gegen das CWÜ 
nicht nur zu identifizieren, sondern 
auch zu bestrafen. Dieses Problem der 
Sanktionierung von Regelverletzungen 
internationaler (Rüstungskontroll-)Ab-
kommen ist genauso alt wie schwierig 
zu lösen. Wie fast alle anderen multila-
teralen Regime versucht auch das CWÜ, 
das ‹compliance›-Problem zu lösen, in-
dem es Erhebung und Bewertung von 

Fakten strikt trennt. Das Technische 
Sekretariat ist für die Sammlung rele-
vanter Informationen zuständig, ihre 
Bewertung dagegen obliegt (zumindest 
bislang) den politischen Gremien. Im 
Falle des CWÜ sind dies der Exekutivrat 
und die Vertragsstaatenkonferenz.

In besonders schweren Fällen kön-
nen diese die Generalversammlung 
oder den Sicherheitsrat der UNO ein-
beziehen. Genau dies hat beispielsweise 
der Gouverneursrat der Internationalen 
Atomenergie-Organisation (IAEO) ge-
tan, als er die Fälle Iran und Nordkorea 
wegen Verletzungen von Verifikations-
verpflichtungen an den UNO-Sicher-
heitsrat überwies.

Der Beschluss von Den Haag verweist 
explizit auf die entsprechenden Regeln 
und Verfahren im CWÜ. Mit der Man-
datserweiterung der OVCW aber stellt 
sich noch schärfer die Frage, was passiert, 
nachdem die OVCW einen Vertrags-
verletzer identifiziert und benannt hat. 
Zwar kann die Vertragsstaatenkonferenz 
«geeignete Massnahmen im Einklang 
mit dem Völkerrecht empfehlen». Die 
Verhängung von Zwangsmassnahmen 
jedoch obliegt weiterhin dem Sicher-
heitsrat. Dort aber dürften die bekann-
ten politischen Blockaden eine effektive 
Sanktionierung verhindern.

Eigenständige Korrektur unrealistisch
Damit schwindet auch die Chance, Be-
richte der OVCW zur Grundlage für 
Ermittlungen des Internationalen Straf-
gerichtshofs (IStGH) zu machen. Nach 
dem Römischen Statut des IStGH ist 
«die Verwendung erstickender, gifti-
ger oder gleichartiger Gase sowie aller 
ähnlichen Flüssigkeiten, Stoffe oder 
Vorrichtungen» ein Kriegsverbrechen. 
Syrien hat das Statut zwar nicht unter-
zeichnet, aber der Sicherheitsrat kann 
Kriegsverbrechen, die in Nichtvertrags-
staaten begangen werden, an den Ge-
richtshof überweisen. Da Russland ei-
nen solchen Beschluss bisher verhindert 
hat, dürfte der Weg zu einer strafrecht-
lichen Verfolgung weiter versperrt sein. 
So bleibt dann nur die extraterritoriale 
Strafverfolgung einzelner Verbrechen.

Zu hoffen wäre, mit einer Stigma-
tisierung durch eine belegte Vertrags-
verletzung zu bewirken, dass der Regel-
verletzer sein Verhalten eigenständig 
korrigiert («naming and shaming»). Die 
Erfahrungen in Syrien lassen dies aber 
unrealistisch erscheinen. Syrien und 
Russland haben bisher, teils mit fragwür-
digen Argumenten, sogar die bewiese-

ne Schuld immer wieder bestritten. Es 
bleibt dann die politische, wirtschaftli-
che oder militärische Sanktionierung der 
Regelverletzung durch diejenigen Staa-
ten, die sich den Ermittlungsergebnissen 
der OVCW anschliessen. Ein Beispiel 
wäre die Ausweisung von mehr als 150 
russischen Diplomaten durch westliche 
Staaten als Antwort auf das Attentat in 
Salisbury. Am 6. April 2017 führten die 
USA zudem Militärschläge gegen Syrien 
aus und reagierten damit auf den Einsatz 
von Sarin am 4. April 2017 in Khan Shay-
khoun. Der OVCW-Untersuchungsme-
chanismus benannte später die syrischen 
Streitkräfte als Täter des Giftgasangriffs 
auf diese Stadt.

Abschreckung von weiteren
Chemiewaffeneinsätzen 
Nachdem am 7. April 2018 in Douma 
nahe Damaskus Chemiewaffen einge-
setzt worden waren, griffen eine Woche 
später Frankreich, Grossbritannien und 
die USA Syrien an. Damit wollten sie 
Vergeltung üben, das syrische Chemie-
waffenprogramm beeinträchtigen und 
die Urheber des Angriffs vor weiteren 
Chemiewaffeneinsätzen abschrecken. 
In diesen beiden Fällen konnten die 
Militäraktionen nicht mit den Ergeb-
nissen internationaler Untersuchungen 
gerechtfertigt werden, mit denen die 
Verantwortlichen identifiziert worden 
wären. Das könnte sich aber künftig 
ändern, wenn die OVCW nun auch die 
Schuldigen für den Chemiewaffenein-
satz benennen muss.

Infolge der Mandatserweiterung der 
OVCW könnte der Druck auf Deutsch-
land wachsen, auch militärische Sankti-

Chemiewaffen: Seit dem Ersten Weltkrieg vor 100 Jahren immer noch nicht ausgerottet
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onen gegen diejenigen zu verhängen, die 
des Chemiewaffeneinsatzes überführt 
wurden. Allen voran Frankreich drängt 
darauf, potenzielle Angreifer entschlos-
sener vor Chemiewaffeneinsätzen abzu-
schrecken, auch durch Militärschläge. 
So hat der französische Staatspräsident 
Emmanuel Macron jüngst mehrmals 
schnelle militärische Gegenmassnah-
men für den Fall angedroht, dass der 
oder die Urheber eines Chemiewaffen-
angriffs identifiziert werden können. 
Die deutsche Bundesregierung hat die 
Militäraktion vom April 2018 als «erfor-
derlich und angemessen» bezeichnet.

Politisierung des OVCW-Sekretariats
Zweitens birgt die erweiterte Rolle für 
die OVCW-Inspektoren die Gefahr, 
dass die Arbeit des Technischen Sekre-
tariats weiter politisiert wird. Die politi-
sche Unabhängigkeit der Inspektoren ist 
ein hohes Gut, das OVCW und IAEO 
sorgfältig schützen. Denn Mitarbeiter 
dieser Organisationen wurden und wer-
den immer wieder politisch attackiert 
und diffamiert, gerade wenn die Verifi-
kation in einem hochpolitisierten Um-
feld stattfindet, wie in Syrien, aber auch 
im Vorfeld des Irak-Krieges 2003.

So wurde 2002 der erste OVCW-Ge-
neraldirektor José Bustani von den USA 
(unter aktiver Mitwirkung des jetzigen 
Nationalen Sicherheitsberaters John 
Bolton) aus dem Amt gedrängt. Aus 
Sicht Washingtons drohte die Arbeit 
der Chemiewaffeninspektoren die Be-
gründung für den Irak-Krieg zu un-
terminieren, indem sie die Bedrohung 
durch Iraks angebliche Chemiewaf-
fenprogramme relativierte. Aber auch 

der letzte Leiter des OVCW-Untersu-
chungsmechanismus, Edmond Mulet, 
beschwerte sich im Juli 2017 massiv 
über politischen Druck, der auf die In-
spektoren ausgeübt würde.

Der Beschluss von Den Haag nun 
verschiebt die Grenzen zwischen tech-
nischer Verifikation und politischer Be-
urteilung der Fakten, indem das Tech-
nische Sekretariat beauftragt wird, die 
Verantwortlichen für Chemiewaffen-
angriffe zu benennen. Weil die Aufgabe 
«Identifizierung» über die Faktensamm-
lung hinausgeht, dürfte die Organisati-
on künftig noch stärker im Zentrum po-
litischer Auseinandersetzungen stehen. 

Noch ungeklärte Kompetenzen
Zwar konnten die Inspektoren, wenn sie 
einen behaupteten Einsatz von Chemie-
waffen untersuchten, schon bisher dem 
Untersuchungsbericht bestimmte Infor-
mationen beifügen, die beispielsweise 
auf der Analyse entnommener Proben 
beruhen und «dazu beitragen könn-
ten, die Herkunft etwaiger eingesetz-
ter chemischer Waffen festzustellen». 
Kraft der Mandatserweiterung dürfen 
sie aber nun auch gezielt Informationen 
erheben, die geeignet sind, die Täter zu 
identifizieren, wie etwa Satellitenauf-
nahmen, forensische Daten oder militä-
rische Lagebilder.

Der Beschluss über die Mandatser-
weiterung wurde am Ende der Amtszeit 
von Generaldirektor Ahmet Üzümcü 
gefasst. In einer Grundsatzrede im Mai 
2018 in London argumentierte Üzümcü, 
das CWÜ stehe einer Aufgabenerweite-
rung der OVCW auf die Identifizierung 
der Verantwortlichen für Chemiewaf-
fenangriffe nicht entgegen. Der spani-
sche Diplomat Fernando Arias, der die 
Leitung der OVCW am 25. Juli 2018 
übernommen hat, wird das erweiterte 
Mandat nun umsetzen müssen. Unter 
anderem wird er die Diskussion über 
eine Reform des Sekretariats zu leiten 
haben, damit dieses für die neue Auf-
gabe gewappnet ist. Noch ungeklärt ist, 
welche neuen Kompetenzen und Fähig-
keiten die Inspektoren haben müssen, 
um die Urheber von Chemiewaffenein-
sätzen zu benennen, welche Informati-
onsquellen (etwa auch geheimdienst-
liche) sie nutzen dürfen und welche 
Kosten anfallen. 

Politische Gräben 
Drittens hat der Beschluss vom 27. Juni, 
sofern dies überhaupt möglich ist, die 
Kluft zwischen den westlichen Staaten 

einschliesslich den USA auf der einen, 
Russland und seinen Verbündeten auf 
der anderen Seite noch einmal vergrös
sert. Angesichts der politischen Spal-
tung zwischen den Vertragsstaaten dürf-
ten die Debatten über die Anpassung 
des Technischen Sekretariats schwierig 
werden. Zwar hat eine grosse Mehrheit 
die Mandatserweiterung unterstützt. Ei-
nige einflussreiche Schwellenländer wie 
etwa Indien oder Südafrika haben aber 
gegen den Beschluss gestimmt. Russ-
land hat angekündigt, die Umsetzung 
des Beschlusses zu blockieren, und we-
gen der Entscheidung sogar die Zukunft 
von CWÜ und OVCW infrage gestellt.

Es ist daher zu begrüssen, dass sich 
die Umsetzung der Mandatserweiterung 
zunächst auf Syrien konzentriert. Auf der 
für Ende November 2018 angesetzten 
Überprüfungskonferenz dürfte über eine 
generelle Aufgabenerweiterung beraten 
werden. Der erste Test für die Ermittlung 
von Verantwortlichen durch die OVCW 
scheint erst einmal verschoben. Zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung stand 
ein Bericht der OVCW-Untersuchungs-
mission über den Einsatz von Chemie-
waffen in Douma im April 2018 aus. Es 
wurde spekuliert, ob in Douma nicht nur 
Chlorgas, sondern auch Sarin eingesetzt 
worden war. Die Untersuchungsmission 
hat in ihrem vorläufigen Bericht vom 6. 
Juli festgestellt, dass es Hinweise auf den 
möglichen Einsatz von Chlorgas gibt, 
aber keine Belege für einen Angriff mit 
Sarin. Dieses lässt sich meist leichter ei-
nem Täter zuordnen als Chlorgas.

In Amesbury kamen am 30. Juni zwei 
weitere britische Staatsbürger mit No-
witschok in Berührung. Eines der Op-
fer starb am 8. Juli an dieser Vergiftung. 
London hat zwar, wie nach dem Attentat 
in Salisbury, die OVCW um technische 
Hilfe bei der Untersuchung des Kampf-
stoffes gebeten. Unterstützung bei der 
Identifizierung der Verantwortlichen 
könnte die britische Regierung wohl 
erst anfordern, wenn das Technische Se-
kretariat der OVCW nach der nächsten 
Vertragsstaatenkonferenz im November 
2018 eine entsprechende Expertengrup-
pe geschaffen hat.

Die vierte Überprüfungskonferenz
Ende November werden Vertreter der 
OVCW-Vertragsstaaten zusammen-
treffen, um über die Zukunft des Che-
miewaffenabkommens und der OVCW 
zu beraten. Das reguläre Treffen der 
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Chemiewaffen: Seit dem Ersten Weltkrieg vor 100 Jahren immer noch nicht ausgerottet
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Vertragsstaaten (19.–20.11.2018) und 
die alle fünf Jahre stattfindende Über-
prüfungskonferenz (21.–30.11.2018) 
wären auch ohne die ausserordentliche 
Vertragsstaatenkonferenz kontrovers 
verlaufen. Der Beschluss vom 27. Juni 
dürfte die Erfolgsaussichten aber noch 
einmal verschlechtert haben.

Drei Herausforderungen sind zu meis-
tern, um das im CWÜ verankerte Che-
miewaffenverbot zu bewahren und zu 
stärken.

q Erstens gilt es, eine weitere Fragmen-
tierung des Chemiewaffenregimes abzu-
wenden. Das 1993 verabschiedete CWÜ 
ist die zentrale politische, rechtliche und 
normative Grundlage für die Chemie-
waffenabrüstung. Es verbietet Entwick-
lung, Produktion und Einsatz aller toxi-
schen Stoffe für nicht friedliche Zwecke. 
Infolge der politischen Auseinander-
setzung über die Verantwortlichkeiten 
für die Chemiewaffeneinsätze in Syrien 
und anderswo wurde aber eine Reihe 
neuer Instrumente geschaffen oder vor-
geschlagen, die zu einer Zersplitterung 
des Chemiewaffenregimes führen kön-
nen. Im Rahmen der Vereinten Natio-
nen ermittelt seit 2011 neben dem IIIM 
der UNO-Menschenrechtsrat wegen 
schwerer Menschenrechtsverletzungen 
und Verbrechen gegen die Menschlich- 
keit. Er hat immer wieder auch Berichte 
über Chemiewaffeneinsätze vorgelegt. 

Russland hatte 2016 eine Konvention 
gegen den Chemieterrorismus vorge-
schlagen, offenbar auch, um vom Che-
miewaffeneinsatz des Assad-Regimes 
in Syrien abzulenken. Frankreich und 
weitere 23 Staaten, die meisten davon 
westliche, haben am 23. Januar 2018 die 
«Internationale Partnerschaft gegen die 
Straflosigkeit des Einsatzes von Che-
miewaffen» ins Leben gerufen, um die 
Verantwortlichen für Chemiewaffenan-
griffe zu identifizieren und zu benennen. 
Daraufhin machte sich Russland in den 
Vereinten Nationen für einen «United 
Nations Independent Mechanism of 
Investigation» (UNIMI) stark, der die 
Aufgaben der Untersuchungsmission 
und des Untersuchungsmechanismus 
übernehmen solle. Mit diesem Vorstoss 
ist Moskau aber gescheitert.

Die CWÜ-Vertragsstaaten sollten 
daher auf der Überprüfungskonferenz 
klarmachen, dass neue Instrumente zur 
Kontrolle von Chemiewaffen immer nur 

als Ergänzung zum CWÜ eine Funktion 
haben. Neue Initiativen zur Stärkung 
des Chemiewaffenverbots sollten vor 
allem mit Blick darauf beurteilt werden, 
ob sie mit dem CWÜ vereinbar sind.

q Zweitens wird es auf der Überprü-
fungskonferenz darum gehen, der 
Politisierung und Polarisierung der 
Diskussion über Chemiewaffen entge-
genzuwirken. Dies ist in erster Linie eine 
Aufgabe der ständigen Sicherheitsrats-
mitglieder, denn diese tragen besonde-
re Verantwortung für die Durchsetzung 
internationaler Regeln. Multilaterale 
Ordnungsstrukturen können auf Dauer 
nicht gegen den Willen der Grossmächte 
aufrechterhalten und gestärkt werden. 

Wann und wie die tiefen politischen 
Gräben zwischen Russland und dem 
Westen überwunden werden können, 
ist unklar. Sinnvoll wäre aber, wenn sich 
Moskau und Washington zumindest 
darauf verständigen könnten, trotz des 
bilateralen Konflikts bestimmte Formen 
der Zusammenarbeit bei der Kontrolle 
von Massenvernichtungswaffen weiter-
zuführen. Die gemeinsame Erkenntnis, 
nur durch enge Kooperation lasse sich 
der Gefahr begegnen, dass syrische 
Chemiewaffen in die Hände terroristi-
scher Gruppen fallen, war schliesslich 
auch eine Grundlage für die erfolgreiche 
Zusammenarbeit bei der Abrüstung in 
den Jahren 2013 und 2014.

Auch in anderen Bereichen gibt es 
Indizien dafür, dass es weiterhin möglich 
ist, gemeinsame Positionen im Bereich 
der Abrüstung und Nichtverbreitung 
von Massenvernichtungswaffen zu arti-
kulieren. Grossbritannien, Russland und 
die USA etwa, Depositarstaaten und da-
mit Hüter sowohl des atomaren Nicht-
verbreitungsvertrags (NPT) von 1968 
als auch des Biowaffenübereinkommens 
(BWÜ) von 1970, haben vor der Über-
prüfungskonferenz des BWÜ 2017 und 
anlässlich des 50-jährigen Bestehens 
des NPT gemeinsame Stellungnahmen 
verfasst. Eine ähnliche Erklärung der 
ständigen Sicherheitsratsmitglieder 
und einiger wichtiger Mittelmächte wie 
Deutschland, in der diese die Bedeutung 
des Chemiewaffenverbots und Gemein-
samkeiten im Hinblick auf die Stärkung 
des CWÜ betonen, könnte möglicher-
weise dazu beitragen, dass die Überprü-
fungskonferenz ein Erfolg wird.

q Drittens muss im Vorfeld der Über-
prüfungskonferenz daran gearbeitet 
werden, zentrale Reformprojekte der 

Fortsetzung von Seite 27 OVCW voranzubringen. Die wichtigste 
Frage lautet, welche Aufgaben künftig 
profilbildend für die Arbeit der Orga-
nisation sein sollen. Bis vor kurzem do-
minierte die Überwachung der Chemie-
waffenabrüstung den Routinebetrieb 
des Technischen Sekretariats. Mitt-
lerweile aber sind mehr als 96 Prozent 
der weltweit deklarierten rund 72’000 
Tonnen Chemiewaffen abgerüstet. Von 
den acht Staaten, die bei ihrem Beitritt 
zum CWÜ angegeben haben, über Che-
miewaffen zu verfügen, konnten nur die 
USA die Abrüstung ihrer deklarierten 
Bestände noch nicht abschliessen. Die 
Vereinigten Staaten wollen dieses Ziel 
bis zum Jahr 2023 erreichen. Welchen 
Aufwand aber soll die OVCW nun be-
treiben, um auch der Gefahr der Prolife-
ration von Chemiewaffen zu begegnen? 
Über diese Frage wird weiter gestritten.

Bessere Antworten auf
neue Bedrohungen
Die von Chemiewaffen ausgehenden 
Gefahren haben sich in den 25 Jahren 
seit Abschluss des Abkommens erheb-
lich gewandelt. Im Mittelpunkt steht 
nicht mehr der Einsatz von Chemie-
waffen durch reguläre Truppen in zwi-
schenstaatlichen Konflikten, wie etwa 
im Ersten Weltkrieg oder durch Irak im 
Krieg gegen Iran während der 1980er 
Jahre. Heute scheint die Gefahr eines 
terroristischen oder staatsterroristi-
schen Einsatzes grösser.

Die Diskussion über Syrien beein-
flusst die Debatte über die hier beschrie-
benen und andere notwendige Reform-
schritte. Hilfreich wäre, die Debatte zu 
versachlichen und wieder auf eher tech-
nische Aspekte der Chemiewaffenkon-
trolle zurückzuführen. So könnten die 
Chancen steigen, dass die Teilnehmer 
der Überprüfungskonferenz den Weg 
zu mehr Gemeinsamkeiten beschreiten.

Dr. Oliver Meier ist stellvertretender Leiter de 
Forschungsgruppe Sicherheitspolitik der bundes-
deutschen Stiftung Wissenschaft und Politik SWP 
am Deutschen Institut für Internationale Politik 
und Sicherheit in Berlin. SWP-Aktuell Nr. 39, Juli 
2018. Mit freundlicher Genehmigung.
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Am 20. August ist der israelische Frie-
densaktivist Uri Avnery in Tel Aviv ge-
storben. Ein Nachruf von Clemens Ron-
nefeldt, Referent für Friedensfragen 
beim deutschen Versöhnungsbund.

/ Clemens Ronnefeldt /

Nachdem ich bereits viele Jahre Texte 
von ihm gelesen hatte, lernte ich im Ok-
tober 2006 Uri Avnery bei einer gewalt-
freien Demonstration gegen die Sperr
anlage nahe dem Dorf Bilin, unweit 
von Ramallah, persönlich kennen. Uri, 
bereits damals im hohen Alter von 82 
Jahren, war zusammen mit seiner Frau 
Rachel gekommen, um als israelischer 
Staatsbürger solidarisch mit anderen 
israelischen, palästinensischen und 
internationalen Friedensbewegten 
gegen den Landraub an der paläs-
tinensischen Dorfgemeinschaft Bi-
lin zu protestieren, die durch die 
Sperranlage rund die Hälfte ihrer 
landwirtschaftlichen Fläche verlo-
ren hatte.

Uri stand an der Nahtstelle der 
Gewalt, dort, wo die israelischen 
Soldaten von ihren Militärfahrzeu-
gen herunter Tränengas verschossen 
auf die andere Seite der Sperranlage, 
dem Ort, an dem Uri zusammen mit 
den Demonstrierenden stand. Er 
reichte mir eine Zwiebel und emp-
fahl mir, kräftig daran zu riechen 
– damit durch den Tränenfluss das 
Tränengas schneller aus den Augen 
entweichen könne. Einige Mona-
te vor unserer Begegnung hatte im 
März 2006 der rechtsextreme Ak-
tivist Baruch Marsel die israelische 
Armee zur «gezielten Tötung» von 
Uri Avnery aufgerufen.

1923 wurde Uri Avnery in Han-
nover als Helmut Ostermann geboren. 
Zu Beginn der Nazi-Diktatur 1933 be-
gaben sich seine Eltern mit dem zehn-
jährigen Sohn auf die Flucht nach Paläs-
tina. Schon mit 15 Jahren, im Jahr 1938, 
schloss er sich der Untergrundbewegung 
‹Irgun› an, die mit Terroranschlägen die 
britische Besatzungsmandat abschütteln 
wollte. Er genoss als Jugendlicher, wie er 
später schrieb, das Verbotene: Etwa mit 
einer Waffe unter seiner Kleidung un-
entdeckt an britischen Soldaten vorbei-

zugehen. Erst mit 19 Jahren nahm er den 
Namen Uri Avnery an.

Während des israelisch-arabischen 
Krieges nach dem UNO-Teilungsplan 
1947 und der Staatsgründung Israels 
1948 wurde Uri schwer verwundet. Er 
schrieb das Kriegstagebuch «Auf den 
Feldern der Philister», das zum Bestsel-
ler wurde und seine persönliche Wand-
lung vom gewaltsamen Krieger zum 
Kämpfer für den Frieden einleitete.

Von 1950 bis 1990 war Uri 40 Jahre 
lang ununterbrochen Herausgeber und 
Chefredakteur des Nachrichtenmaga-
zins Haolam Haseh (Diese Welt). 1975 
überlebte er einen Mordanschlag, bei 
dem er mit einem Messer schwer ver-
letzt wurde. Auch durch Bombenan-

schläge auf die Redaktionsräume liess 
er sich nicht von seiner Überzeugung 
eines gerechten Nahostfriedens abbrin-
gen und bezeichnete sich selbst als «Op-
timisten von Natur» aus. In den Jahren 
1965 bis 1981 sass Uri in drei Legisla-
turperioden als Parlamentarier in der 
Knesset für kleinere linke Parteien, die 
es heute nicht mehr gibt.

Als erster israelischer Staatsbürger 
überhaupt traf er sich während des Li-
banonkrieges 1982 in Beirut zum ersten 

Mal mit Jassir Arafat, damals Chef der 
Palästinensischen Befreiungsorganisati-
on PLO. Uri riskierte eine Anklage we-
gen Hochverrats, weil damals Kontakte 
mit der PLO noch verboten waren. Im 
Jahre 2003, während der blutigen zwei-
ten Intifada, ging Uri als menschliches 
Schutzschild nach Ramallah, um den im 
palästinensischen Regierungsgebäude 
unter israelischem Beschuss stehenden 
Jassir Arafat mit seiner Präsenz zu un-
terstützen. Im Jahre 1992 gründete Uri 
den ‹Friedensblock› (Gush Schalom), um 
dem Friedensprozess zwischen Israelis 
und Palästinensern, der 1991 durch eine 
Konferenz in Madrid sowie die darauf fol-
genden Oslo-Verhandlungen Fahrt aufge-
nommen hatte, Unterstützung zu geben.

Wie bei fast allen grösseren histo-
rischen Ereignissen in Israel war Uri 
persönlich anwesend, so beim Prozess 
gegen den SS-Obersturmbannführer 
Adolf Eichmann in Jerusalem 1961 oder 
bei der Ermordung Jitzchak Rabins 1995 

in Tel Aviv durch einen israelischen 
Extremisten – was zum ‹Sargnagel› 
der in Oslo anvisierten Zweistaaten-
lösung wurde, für die Uri sein lan-
ges Leben lang eintrat.

Im Jahr 2001 erhielt er – zusam-
men mit seiner 2011 verstorbenen 
Frau Rachel, mit der er 58 Jahre 
verheiratet war – den Alternativen 
Nobelpreis. Jede Woche verfasste 
Uri einen Essay, den er an unzählige 
Personen weltweit verschickte, mit 
denen er in Kontakt stand, und der 
von Freundinnen und Freunden in 
verschiedenen Ländern übersetzt 
wurde. Er griff darin aktuelle frie-
denspolitische Themen auf, die er 
in unnachahmlicher Weise mit his-
torischen Ereignissen verknüpfte.
Am 7. August 2018 schrieb er seinen 
letzten Artikel für die Tageszeitung 
Haaretz und kritisierte darin das 
neue Nationalstaatsgesetz, das nur 
jüdischen Menschen in Israel Selbst-
bestimmung gewährt. Kurz danach 
erlitt er einen Schlaganfall und fiel 

ins Koma. Am 20. August 2018 starb er 
in einem Krankenhaus in Tel Aviv.

Die Friedensbewegung – nicht nur 
in Israel, sondern weltweit – verliert mit 
seinem Tod einen Menschen, der trotz 
aller Widerstände nie aufgegeben hat, 
für den Frieden einzutreten und dadurch 
Vorbild bleiben wird. Eine ausführliche 
Würdigung des Lebenswerkes von Uri 
Avnery hat Roland Kaufhold geschrie-
ben – sie ist zu lesen unter: www.hagalil.
com/archiv/2008/09/avnery.htm.

Kämpfer für Nahostfrieden
Nachruf auf Uri Avnery
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 ZÜRICH     
MO, 24.9.2018
18.30 — 21 Uhr
Zentrum Karl der Grosse
Kirchgasse 14

INFO-ABEND

Begleiten und schützen
als Menschenrechts-

beobachterIn 
Guatemala, Honduras, Kolumbien, 

Mexiko, Kenia, Palästina / Israel

PBI-Schweiz, Bern
031 372 44 44
info@peacebrigades.ch
www.peacebrigades.ch

PWS, Zürich
044 272 27 88
info@peacewatch.ch
www.peacewatch.ch

Schweizer  
Rüstungsexporte – 

eine Notwendigkeit?
Andreas Zumach, Völkerrechtsexperte, im Gespräch mit 
Magdalena Küng, Gruppe für eine Schweiz ohne Armee, 

und Dr. Jean-Philippe Kohl, Swissmem

Mittwoch, 19. September 2018
19.30 Uhr

im RomeroHaus, Luzern

Politik aktuell mit Andreas Zumach

Die nächste Ausgabe erscheint Mitte Dezember 2018
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Entdecke die Welt von einer anderen Seite.

 www.scich.org

 Volunteering for Peace - Einsätze für den Frieden

 Freiwilligeneinsätze weltweit seit 1920

Seit 10 Jahren findet die internationale 
Kampagne «16 Tage gegen Gewalt an 
Frauen» in der Schweiz statt. Die diesjäh-
rige Kampagne steht unter dem Thema 
«Mehr Männlichkeiten». Es werden ge-
schlechterspezifische Rollen hinterfragt 
und Männlichkeitsnormen diskutiert. 

Diskussionsabend in Zürich
am Freitag, 7. Dezember 2018 
Der Schweizerische Friedensrat veran-
staltet im Rahmen der 16-Tage-Kam-
pagne am Freitag, 7. Dezember 2018 ab 
19.00 Uhr an der Gartenhofstrasse 7 in 
Zürich einen Diskussionsabend: 

Welche Prägung spielt die militäri-
sche Ausbildung? Was macht den Mann 
zum Mann, ist wirklich nur ein Mann, 
wenn er mit der Waffe umgehen kann? 
Welche Faszination geht von der Waffe 
aus? Was bedeutet es, wenn die Waffe 
als Sportgerät betrachtet wird? Welche 
Gefahren gehen von der Waffe aus?

Im Gespräch werden die Sport-
schützinnen Fabienne Füglister und 
Michelle Heynen und der Männerak-
tivist Nicolas Zogg von ihren Erfahrun-
gen, Zielen und Werten berichten.

Informationen über die Veranstal-
tung unter www.friedensrat.ch, zu allen 
Veranstaltungen der Kampagne ab Ende 
September unter www.16tage.ch.

25. November – 10. Dezember 2018

1. Station: Flüchtlinge/Migration und Frieden
Kurzansprachen eines Flüchtlings und von Séverine Vitali, Solinetz Zürich
19 00 h, Ort: Fraumünster bei der Gedenktafel für die Aufnahme von Hugenotten
2. Station: Globalisierung und Frieden
Kurzansprachen: Oliver Heimgartner, Konzernverantwortungs-Initiative
und Lewin Lempert, GSoA
19 30 h, Ort: Paradeplatz
3. Station:  Friedensarbeit damals und heute
Kurzansprachen: Hannes Lindenmeyer, Forum St. Jakob
und Peter Weishaupt, Schweizerischer Friedensrat
20 00 h, Ort: Gartenhofstr. 7, 8004 Zürich 
4. Station: Waffenausfuhr, Krieg und Kindersoldaten
Kurzansprachen:  Junior Nzita (ehem. Kindersoldat aus der Republik Kongo)
und Esther Straub, Kantonsrätin
20 30 h, Ort: Kasernenwiese Alte Kaserne, Kanonengasse, 8004 Zürich
anschliessend gemütliches Zusammensein und Ausklang
Veranstalter: IFOR-MIR-Schweiz, www.ifor-mir.ch, Ueli Wildberger, 044 242 20 59, ueliw@mhsmail.ch
Schweizerischer Friedensrat, www.friedensrat.ch, Peter Weishaupt, 044 242 93 21, info@friedensrat.ch

UNO-Tag des Weltfriedens

Zürcher Friedensstationenweg
Freitag,  21.September 2018, 19:00 – 21:00 h
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Sezessionen und Autonomiebestrebungen im Vergleich

Grenzveränderungen sollten
nur einvernehmlich erfolgen
Ob Kosovo, Krim, Katalonien, Tschet-
schenien, Abchasien, Süd-Ossetien, 
Transnistrien, Ungarn, Schottland oder 
die kurdischen Regionen Iraks, Syriens 
und der Türkei: An immer mehr Orten 
dieser Welt werden seit Ende des Kal-
ten Krieges (vor 27 Jahren) Sezessi-
onsbestrebungen oder Forderungen 
nach Veränderung bestehender natio-
nalstaatlicher Grenzen laut. In einigen 
Fällen – zum Beispiel Ex-Jugoslawien, 
Georgien oder Ukraine – wende(te)n 
die Sezessionsbefürworter Gewalt an 
oder wurden nationalstaatliche Gren-
zen mithilfe äusserer Akteure (NATO, 
Russland) gewaltsam verändert. In al-
len genannten Fällen sind die spezifi-
schen Umstände und historischen Hin-
tergründe sehr unterschiedlich.

/ Andreas Zumach / 
 

In den vier Jahrzehnten der globalen 
Ost-West-Konfrontation gab es nur we-
nige Sezessionsbestrebungen. Und sie 
hatten kaum Chance auf 
dauerhaften Erfolg, auch 
weil sie von den beiden 
damals dominierenden 
Mächten USA und Sowjet-
union sowie von den an-
deren drei Vetomächten 
des UNO-Sicherheitsrates 
Frankreich, Grossbritan-
nien und China nicht un-
terstützt wurden. Zudem 

herrschte unter den Mitgliedstaaten der 
UNO Konsens, die drei Grundprinzipi-
en der Gründungscharta von 1945 nicht 
infrage zu stellen: Die Charta beginnt 
zwar mit dem Satz «Wir, die Völker...», 
definiert im Folgenden aber die Natio-
nalstaaten als Akteure des Völkerrechts 
und Mitglieder der UNO und betont 
ihre «souveräne Gleichheit», die «Un-
verletzlichkeit ihrer territorialen Gren-
zen und ihrer politischen Ordnung» so-
wie das «Prinzip der Nichteinmischung 
in die inneren Angelegenheiten anderer 
Staaten».

Recht auf Selbstbestimmung?
Daher fand die Abspaltung der Ibos in 
Ostnigeria in einen eigenen Staat Biafra 
1972 international keine Unterstützung 
und wurde vier Jahre später nach einem 
blutigen Krieg von der Regierung Ni-
gerias wieder rückgängig gemacht. Eri-
trea erlangte seine in der Folge von der 
UNO anerkannte Unabhängigkeit von 
Äthopien erst 1993 nach einen 30-jähri-

gen Krieg. Hingegen ist Somaliland, das 
1991 seine Loslösung von Somalia ver-
kündete, bis heute nur von drei afrika-
nischen Staaten anerkannt. In allen drei 
Fällen hatten sich die Sezessionisten 
auf das «Recht der Völker auf Selbstbe-
stimmung» berufen. Dieses Recht wird 
in der UNO-Charta zwar auch prokla-
miert, allerdings ohne irgendwelche 
Regeln zu seiner Umsetzung und ohne 
Klärung des Spannungsverhältnisses zu 
den drei Grundprinzipen der Charta.

Auf dieses ‹Recht› berief sich aller-
dings die EU unmittelbar nach Ende 
des Kalten Krieges mit der selektiven 
Anerkennung der drei jugoslawischen 
Teilrepubliken Slowenien, Kroatien und 
Bosnien-Herzegowina als unabhängige 
Nationalstaaten nach deren Austritts-
erklärung aus der Jugoslawischen Föde-
ration. Diese damals in erster Linie von 
Deutschland betriebene selektive Aner-
kennung erfolgte ohne Einvernehmen 
mit der jugoslawischen Regierung und 
entgegen der ausdrücklichen Warnung 

des damaligen UNO-Ge-
neralsekretärs Pérez de 
Cuéllar.

Damit war die Büchse 
der Pandora willkürlicher 
Veränderungen national-
staatlicher Grenzen ge-
öffnet. Acht Jahre später 
schuf die NATO mit ih-

Name, Vorname 

Adresse								         

PLZ/Ort 								        Datum 

Bitte einsenden an FRIEDENSZEITUNG, Gartenhofstr. 7, 8004 Zürich oder per Mail anfordern: info@friedensrat.ch 

 NR. 25 JUNI 2018

FRIEDENSZEITUNG

Fortsetzung Seite 2

Nach dem Iran-Entscheid Trumps und vor seinem Treffen mit Kim Jong Un

Krieg am Golf und Frieden in Korea?
«Die USA hatten einst die Fähigkeit, in 
verdeckter Weise einen Sturz von Re-
gierungen einzufädeln. Ich wünschte, 
wir könnten dies wieder haben.» John 
Bolton heisst der Mann, der diesen 
frommen Wunsch 2007 in einer Rede 
auf dem Parteitag der britischen Kon-
servativen äusserte.

/ Andreas Zumach /

Bereits 2002/2003 hatte John Bolton 
wie kaum ein anderer in Washington 
für den völkerrechtswidrigen Krieg der 
Bush-Administration gegen den Irak ge-
trommelt, einen schnellen Sieg und die 
Errichtung einer blühenden Demokra-
tie in Bagdad vorausgesagt. Seine Fehl-
einschätzung bereut oder auch nur ein-
geräumt hat Bolton bis 
heute nicht. 

Seit dem 9. April ist 
der 69-Jährige der Na-
tionale Sicherheitsbe-
rater von US-Präsident 
Donald Trump und 
betreibt den nächsten 
Regimesturz ganz of-
fen. Gestürzt werden 
soll die Regierung in 
Teheran wenn es mit 
massiven wirtschaftli-
chen Sanktionen nicht 
gelingen sollte, mit 
militärischen Mitteln. 
Diese Absicht hat Bol-
ton in den letzten 20 
Jahren in zahlreichen 
Artikeln, Interviews 

und anderen öffentlichen Äusserungen 
immer wieder bekräftigt. «Gut an John 
Bolton ist, dass er sagt, was er denkt. 
Schlecht ist, was er denkt. Es gibt nur 
wenige Personen, die die USA mit grös-
serer Wahrscheinlichkeit als Bolton in 
einen Krieg führen werden.» So kom-
mentierte die New York Times Boltons 
Berufung zum Nationalen Sicherheits-
berater des Präsidenten.

Die Fraktion der Iran-Feinde
Schon seit Anfang 2017 war deutlich ab-
sehbar, dass die Trump-Administration 
die Konfrontation mit Teheran erheb-
lich verschärfen und selbst vor einem 
Krieg nicht zurückschrecken würde. 
Trump selber hatte im Präsidentschafts-
wahlkampf 2016 mit Blick auf das 

Anfang 2015 zwischen Teheran und 
den fünf Vetomächten des UNO-Si-
cherheitsrates sowie Deutschland 
vereinbarte Abkommen zur Begren-
zung des iranischen Atomprogamms 
mehrfach angekündigt, im Falle seines 
Wahlsieges werde er «das schlechtes-
te Abkommen, das ein Präsident in 
der Geschichte der USA jemals abge-
schlossen hat, zerreissen». Diese Äus-
serung entsprach zunächst weniger 
einer iranfeindlichen Haltung Trumps 
als der Absicht, den einzig relevanten 
aussenpolitischen Erfolg seines ver-
hassten Vorgängers Barack Obama 
madig zu machen und zu zerstören.

Nach seiner Amtseinführung Ende 
Januar 2017 berief der US-Präsident 
auf die vier wichtigsten sicherheits- 

und aussenpoliti-
schen Posten seiner 
Administration (Pen-
tagonchef, CIA-Di-
rektor, Nationaler Si-
cherheitsberater und 
Minister für «Home-
land-Security») vier 
erklärte Iran-Fein-
de, ja ideologische 
Iranhasser. Trump 
stand bei diesen Be-
rufungen unter dem 
Einfluss seines Vi-
zepräsidenten Mike 
Pence und seines als 
Berater dienenden 
Schwiegersohnes Ja-
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